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Einleitung. 



§ 1. Die im dreizehnten Jahrhundert zu Tage tretende Rechts- 
unsicherheit darf nicht, wie es mitunter geschieht, ausschliesslich 
auf Rechnung des Interregnums gesetzt werden. Die Macht und 
die Ausdehnung der geistlichen Gerichte hatte hiezu schon ge- 
waltig beigetragen und die Ausbildung der Territorialhoheit 
schloss nothwendig den Zerfall der alten Rechtsverfassung des 
Reiches in sich. Dass dieser Verfall durch das InteiTegnum ge* 
fördert wurde und dass gerade zu dieser Zeit die rohe Gewalt 
die beste Gelegenheit fand, sich an die Stelle des Rechtes zu 
setzen, welches zwischen den Angehörigen verschiedener Gemein- 
wesen hatte gelten sollen, ist nicht zu leugnen, beweist aber 
nicht, dass hierin die Ursache des Uebels zu suchen ist. Mit 
dem Interregnum horten denn auch jene Zustande nicht auf; 
sie haben auch in unsern Landen noch sehr lange fortge- 
dauert und es wird sich aus den im Verlaufe dieser Unter- 
suchung beizubringenden Quellenzeugnissen zur Genüge ergeben, 
dass die Angehörigen der zahlreichen Stadte und Herrschaften 
in dem Geblete der heutigen Eidgenossenschaft für ihre gegen- 
seitigen Ansprüche wenig rechtlichen Schutz genossen, wenn 
derselbe nicht durch Vertrage der Obrigkeiten gesichert wurde. 

Nicht selten war der Gast und der Fremde geringeren Rechtes 
als der Einheimische^ aber schlimmer als mit dem Rechte war 
es mit den Gerichten bestellt. Die Stadte erhoben Kraft ihrer 
Privilegiën öfter den Anspruch, dass auch die ausser ihrem Ge- 
biet wohnhaften Burger vor dem Stadtgericht belangt werden 

mussen, sogar wenn es sich um auswarts gelegene Grundstücke 

1 
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handelte , ja sie giengeu selbst so weit, nicht in der Stadt woh- 
nende fremde Angehörige vor ihre Gerichte zu ziehen. Ausser 
den Stadten war zwischen den Landgerichten und der grund- 
herrlichen Gerichtsbarkeit mannigfacher Streit über die gegen- 
seitigen Befugnisse. Neben den weltlichen Gerichten bestanden 
die einheimiscben geistlichen Gerichte zu Recht, welche vieler- 
orts unbestritten nicht bloss Uber geistliche und Ehesachen, son- 
dern auch über Ansprüche bargerlichen Rechtes zu urtheilen 
hatten, wobei die Grenzen oft wenig scharf ausgeschieden 
waren. Als die schwerste öflfentliche Plage wurden die frem- 
den Gerichte empfunden, worunter diejenigen geistlichen und 
weltlichen Gerichte zu verstehen sind, die ausser der eigenen 
Diocese oder ausser dem eigenen oderder BundesgenossenLandes- 
gebiet lagen. Der schlimmste Uebelstand war der, dass gemein- 
same obere Behörden nicht vorhanden waren, die im Falie des 
Streites im Stande gewesen waren, den Parteien ein Gericht end- 
gültig anzuweisen. 

§ 2. Bei diesen Zustanden ist es nicht zu wundern, dass 
sich die einzelnen Gemeinwesen sowohl als die einzelnen Personen 
selbst halfen. Statt das Recht in einem fremden Gerichte zu 
suchen, zog es der Glaubiger vor, auf seineni eigenen Geblete 
den Schuldner abzuwarten und ihn dort, was in der Regel auch 
gesetzlich gestattet war, an Leib oder Gut zu verheften. Liess 
sich der Schuldner nicht selbst betreten, so ging man gegen jeden 
andern, welcher demselben Staate wie der Schuldner angehörte, 
in gleicher Weise vor oder machte sich auch aus dem Vermogen 
dieses Staates selbst bezahlt. Wenn sich die Selbsthülfe auf 
dem Geblete des Glaubigers nicht durchführen liess, wurde sie 
auf fremdem versucht und aus der Befriedigung rechtlicher An- 
sprüche entwickelte sich nicht selten die Fehde und der Raub, 
der die Strassen unsicher machte und Handel und Verkehr be- 
eintr'achtigte. In dem Pfaffenbrief (1370) wird verboten Aus- 
züge zu machen amit Pfandung» oder mit anderen Sachen Je- 
manden zu schadigen, ausser mit Urlaub, Wissen und Willen 
der Bürgermeister und Rathe in Stadten und Landen, da die 
gesessen sind, welche den Angriff thun wollen oder gethan haben 
und der Sempacherbrief (1393) findet es für nothwendig, dagégen 
aufzutreten, dass ein Eidgenosse in Krieg oder in Frieden frevenlich 
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oder mit Gewalt dem andern in die HS^user laufe und Jemand 
das Seine darinne nehme, wobei keineswegs vod vornherein 
an Diebstahl, sondern an Pfandung und andere eigenmachtige 
Rechtshülfe zu denken ist. Noch in einer Urkunde vom Jahr 
1423 finden wir die Bemerkung adass nu dick und vil under 
guten fründen Übergriff gescJieJiend und doch nit fast in argem.» 

Wie das Verhftltniss der schweizerischen Gebiete unter sich, 
so war auch dasjenige zu den auswartigen Staaten. Die haufigen 
und langen Eriege mit Oesterreich verwirrten und verderbten 
auch die rechtlichen Beziehungen der Angehörigen und machten 
diese oft auf lange Zeit schutzlos. Aehnlich standen die Dinge 
eine Zeit lang auch gegenüber Savoyen und Mailand. 

Unter diesen Verhaltnissen ist es begreiflich, dass die Eid- 
genossen bestrebt waren, in den Vertragen unter sich und mit 
auswartigen Staaten die gegenseitigen Rechtsbezieliungen zu 
ordnen und wir finden daher vom 13. Jahrhundeit an beinahe 
keinen einzigen Staatsvertrag, weldicr nicht hieher gehörige Be- 
stimmungen enthielte. Zum weitaus grössten Theile beschlagen 
dieselben die Punkte, von denen wir soeben gesprochen haben ; 
sie normiren das Pfandungsrecht, bestimmen die Competenzen 
der einheimischen geistlichen Gerichte, verbieten fremde Gerichte 
und schreiben vor, wo die Klager für die verschiedenen Arten 
von Ansprachen Recht zu nehmen haben. Dabei kommen neben 
den ordentlichen standigen Gerichten die Schiedgerichte in Be- 
tracht, an welche nicht bloss die Anstande unter den staatlichen 
Contrahenten, sondern auch Streitigkeiten zwischen einzelnen 
Personen gewiesen werden. 

Alle diese Fragen beziehen sich auf den Gerichtsstand 
und zwar tficht bloss die Anweisung und das Yerbot der ge- 
wöhnlichen Gerichte oder die Bestellung der Schiedgerichte, 
sondern auch die Vorschriften über die Pfandung, insoweit die- 
selben gewisse Categorien von Rechtsansprüchen der Cognition 
und dem gewöhnlichen Verfahren der ordentlichen Gerichte ent- 
ziehen. 

In diesem Sinne und nach den genannten drei Beziehungen 
soll in der vorliegenden Arbeit die Frage des Gerichtsstandes 
rechtsgeschichtlich behandelt werden, mit der Einschrankung 
jedoch, dass nur diejenigen Verhaltnisse in Frage kommen, welche 
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durch Staatsvetr'age geordaet sind und welche man daher nach 
dem heutigen Sprachgebrauche als die intercantonalen and 
internationalen Vertragsbestimmungen über den 
Gerichtsstand in Forderungsstreitigkeiten bezeich- 
nen wttrde. 

§ 3. In erster Linie soU nun untersucbt werden, ob über 
den Gerichtstand ein gemeineidgenössisches Recht überhaupt be- 
stand, ob bestimmte Rechtssatze sich finden, von denen behauptet 
werden kann, dass sie für die s§.mmtlichen Glieder des eidge- 
nössischen Bundes verbindlich gewesen seien. Gewöhnlich nimmt 
man keinen Anstand diess zu bejahen.'*') Mit wekhem Recht, 
wird die Betrachtung der nachstehenden Bestimmungen ergeben. 

In dem ewigen Bund der drei Lander vom 1. August 1291 
lesen wir in Bezug auf Pfandung und Gericht: 

nullus capere debet pignus alterius msi sit manifeste de- 
bitor vel fideiussor et hoc tantum fieri debet de licentia sui tu- 
dicis spedali. preeter hoc quilibet obedire debet suo iudici et ijp- 
sum si necesse fuerit ostendere infra vaUem sub quo parere potüis 
debeat iuri. 

Der Luzemerbund vom 7. November 1332 enthalt über den 
Gerichtsstand gar keine Bestimmung, wohl aber folgende über 
Pfandung : 

Wir sin ouch übereinkommen, dz tveder wir die vorgenannten 
burger van Lueem für die egenannten landlüte ze Vre, ze Switz 
und ze Unterwalden noch ouch wir dieselben landlüte für die 
burger von Luzern pfand sin sollen — es soU ouch enkein Eit- 
gnoss under uns den andren pf enden ^ er si denne gelte oder 
bürge und soll dzselbe dennocM nit tuon, wan mit gerichte und 
mit urteilde, Wele ouch under disen eidgnossen dem gerichte 
widerstuonde oder ungehorsam were und von des ungehorsam der 
eidgnossen deheiner ze schaden keme, so suilend in die eitgnossen 
tivingcfi dz dien geschadgoten ir schade von ime abgeleit werde. 



*) Unter den Neueren scheint am weiteaten zu gehen Stettler, 
das Bundeastaatsrecht der schweizerischen Eidgenossenschaft vor dem 
Jahre 1798, der auf pag. 43 aagt: cCine Beachrankung der einzelnen 

Bundesglieder fand statt in dem in allen Bünden aufgestellten Grund- 

satz, dass ein Schuldiger nur vor dem Richter seines Wobnortes belangt 
werden soUe.» 
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Diese Vorschrift stimmt in ihrem zweiten Theil mit dem 
Bunde von 1291 überein und enthalt im ersten Theil eine neue 
Bestimmung, die sich in dem Bunde der drei LUnder nicht findet, 
namlich die, dass kein Bundesgenosse für den andern Pfand 
sein soll. 

Der Zürcherbund (1. Mai 1351) unterscheidet sich von den 
beiden vorhergehenden, indem er das Verbot geistlicher Gerichte 
einführt und die Vorschriften über den Gerichtsstand wesentlich 
andert. Der Wortlaut der Artikel ist folgender: 

es soll ouch kein leye den andern so in dirre huntnisse sint 
umb kein geltschuld vff geistlich gericht laden, wan iedermami soll 
von dem andern recht nemen an den stelten und in dcfu gericJU 
da der ansprechig dann sesshaft ist und hingehöret und soll man 
ouch dem da unverzogenlich richten uf den eide an alle geverde. 
were aber dz er da rechtlos gelassen tvurde und das kentlich were, 
so mag er sin recht wol f'urbas suochen als er dann notdurftig 
ist an alle gevcrde. Es soll ouch nieman so in dirre buntnisse 
ist den andern verheften noch verbieten, wan den rechten gelten 
oder burgen so im darumb gelobet hat an alle geverde. wir sin 
ouch einhelliklich übereinkomen, dz dekein eidgnoss, so in dirre 
puntnisse sind umb dekein sach für einandren pfand sin sollen 
an alle geverde. 

Völlig gleich lautet der Zugerbund vom 27. Juni 1352, wah- 
rend der Glarnerbund vom 4. Juni gl. Jahres über dieses Ver- 
haltniss gar keine Bestimmungen enthHlt. 

In wesentlicher Uebereinstimmung mit demjenigen von Zürich 
und Zug befindet sich der Bundesvertrag von Bern, der aber 
gleicbwol verschiedene sachliche Unterscheidungen an sich hat, 
wie sich aus dem Wortlaute mit Leichtigkeit ergiebt: 

es sol och nieman den andern so in dirre buntnuss sint umb 
dekein Sache uf geistlich gericht laden noch damit uf triben wan 
umb ee und offenen wuocher. 

und was ouch ieman so in dirre buntnuss sint dem andren 
rechter geltschulde schuldig ist, oder redlich ansprach zuo im hat, 
der sol recht suochen und vemen an dien stelten und in dien ge- 
richten da der ansprechig sesshaft ist und sol im der richter 
denne fürderlichen richten, wurde er aber do rechtlos verlassen 
und das kuntlich wurde so mag er sin recht wol furbas suochen 
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als im denne notdürfiig ist one alle geverde, es sol ouch nieman^ 
so in dirre huntniss ist, den andren verheften verbieten noch 
pfenden, wan den rechien gelten oder burgen so im darumb ge- 
lobet Jiat und sol dasselhe dennoch nit tiion, tvan mit gericht und 
dem rechten, an alle geverde. 

wir sin och einheïlecklichen übereinkomen, dae hein eitgenosse, 
so in dirre buntnuss sint, umb hein sache für einauder pfand 
sin sollen on alle geverde. 

§ 4. Ueberblicken wir nun das zwischen den acht alten 
Orten in Folge ihrer Bundesbriefe in Bezug auf Pfandung und 
Gerichtsstand gcltende Recht, so kommen wir zu folgenden Re- 
sultaten : 

1) Zwischen Glarus und den übrigen Orten bestehen gar 
keine Vorschriften. 

2) Für die andern sieben Orte gilt nur die eine Be- 
stimmung, dass kein Eidgenosse für den andern Pfand sein 
soU ; aber auch diese Uebereinstimmung besteht nur bei der Vor- 
aussetzung, es sei dieses Verbot wenn auch nicht den Worten 
doch dem Sinne nach in dem Bunde von 1291 enthalten. 

3)' Das Verbot des Dreilanderbundes, dass Niemand den 
andern pfanden dürfe, er sei denn Gelte oder Bürge und es werde 
die Pfandung durch den Richter bewilligt, ist auch im Luzemer- 
bund aufgenommen. Im Zürcher- und Zugervertrag dagegen 
wird die letztere sehr wichtige Beschrankung weggelassen und 
dafür eine neue beigefügt, dahin gehend, dass dem Glaubiger nur 
gegen den Gelten und Burgen Pfandung erlaubt sein soll, « so im 
darum gelobet hatn. Der Bemerbund fügt diese neue Bedingung 
derjenigen des Dreilanderbundes hinzu. 

4) Die sehr allgemein gehaltene Vorschrift des Bundes von 
1291, wonach ein jeder seinem Richter gehorsam sein und seinen 
Richter innert Landes zeigen soll, ist nicht in den Luzemerbund 
übergegangen. 

In dem Zürcher- und Zugerbunde findet sich die zwar nicht 
widersprechende aber doch wesentlich verschiedene Vorschrift, 
dass ein jeder von dem andern Recht nehmen soll aan den 
Sletten und in dem gericht da der ansprechig dann sesshaft ist 
nnd hingeMrtri. Der Bemerbund spricht sich ebenso aus, lasst 
aber die beiden letzten Worte weg. 
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Endlich bestimmen die Bünde mit ZUrich, Zug und Bern, 
dass kein Laie den andern vor ein geistliches Gericht laden soll 
(wobei Bern allerdings Ehe und effenen Wucher vorbehalt), wah- 
rend die vier alten Bünde ein solcbes Verbot nicht enthalten. 
Aus dieser Darstellung geht zur Genüge hervor, dass in den 
ewigen Bünden der acht alten Orte von gemeinsamen Bestimm- 
ungen über den Gerichtsstand nicht die Rede sein kann. 

§ 5 Indem wir za den spateren Bünden übergehen, erscheint 
es zunachst auffallend, dass in dcm Bunde mit Freiburg und 
Solothum (am 22. Dez. 1481) die Pfandungen und Gerichtsstande 
völlig mit Stillschweigen übergangen werden. 

Dasselbe geschah als Schaffhausen und Appenzell dem Bunde 
beitraten; auch diese Bundesbriefe (vom 10. Aug. 1501 und 17. 
Dez. 1513) schweigen über diese Verhaltnisse. 

Es ist dieser Umstand um so mehr zu berücksichtigen, als 
in dem Bunde mit Basel der genau in dieselbe Zeit fallt (9. Juni 
1501) die privatrechtlichen Verhaltnisse in einer so eingehenden 
Weise behandelt sind, wie dieses in keinem der andern Bünde 
der Fall ist. Die Hauptbestimmungen dieses Briefes sind nach- 
stehende: 

1) um unbetviesene Schuld soll man Niemanden verheftm 
noch verbictenj auch sein yui nicht arrestiren noch anfallen. 

2) der kanntliche oder überunesene Schuldncr kann ver- 
ïieftet und gegen ihn nach RecM und nach den Schuldbriefen ge- 
handelt werden, 

3) Nach bislieriger TJebung werden eingezogen gemeine um- 
gehende landschulden ferner nach der darum gemacJUen Briefe 
Gewarsanie: verbrie f te Zins, guldin gélts oder schulden, 

4) Unzuchtbussen, Frevel und Besteuerung, Eigen oder JErb 
oder liegende Güter sollen gefertigt werden an den Gerichten in 
denen sie beschehen oder gelegen sind. 

5) Ausserdem soU man Niemanden mit geistlichen oder welt- 
lichen Gerichten beschweren, vorbehdlten bleiben Ehe und offener 
Wucher ^.denn si auch geistlicher erkanntniss zustand d, 

Diese Bestimmungen weichen von denen in den Bünden der 
acht alten Orte wesentlich ab und zwar handelt es sich nicht um 
blosse zufallige Redactionsverschiedenheiten, sondem um sachliche 
Unterschiede, die in den beidseitigen Verhaltnissen ihren Grund 



Iiatten. Die liervorragende Bedeutung von Basel als Handelsstadt, 
die wicbtigen und mannigfachen Beziehungen, die sie schon lange 
durch ihre Geldgeschafte rait der Ëidgenosseoschaft unterhielt, 
macliteii es bei dem Absclilusse des Vertrages in hohem Masse 
wUnschenswerth, die privatrechUicheti Beziehongen mit den neueti 
Eidgenossen in genauer Weise zu ordnen und Basel batte eio be- 
souderes Interesse daran seine eigene aasgebildetere Geset^ebung 
aucli vertraglich aoerkennen zu lassen. Diesen wichtigen Zweck 
erreicbte es auch, indem die privatrecfatlichen Bestimmungen 
seines ewigen Bundes mit den Eidgenossen völlig mit seiner eigenen 
Gerichtsordnung übereinstimmen. 

Daneben kommen aber noch andere Erwagungen in Betracht. 
Die staatsrechtlichen Verhaltnisse sind namlich in dem Bunde 
mit Basel gegenüber den Bünden der Stande Freiburg, Solothum, 
SchafThausen und Appenzell so verschiedenartig geordoet, dass 
der Schluss nahe liegt, es stehe hiemit die verschiedene Behand- 
lung der privatrechtlichen Verhaltnisse in genauem Zusammen- 
hang. Jedenfalls ist es der Miihe werth auf diese Bezieliung bin- 
zuweisen und auch die Ungleichheit der Bünde in staatsrecht- 
licher Hinsicht darzustellen, wie es in privatrechtlicher schon ge- 
scbehen ist. Wie Glarus so haben auch die Stande Frei- 
burg, Solothurn, Schaflhausen und Appenzell nungleiche» Bünde 
gegenüber den andern Orten. Nach dem Ghimerbunde sinij die 
Eidgenossen nicht zur Hülfeleistung nach erfolgter MahnnnR ver- 
pflichtet, wenn sie iinden es seï der Grund der Mahnung n wige- 
recht und unredlich». Glarus ist im Gegentheil verbunden in 
diesem Falie sich von der Sache ohne weiters «tiyscn ze lassen». 
Umgekehrt aber hat es den Eidgenossen sofortige und unbedingte 
Hülfe zu leisten. Ebenso darf Glarus kein neues Bündniss ein- 
gehen ohne der Eidgenossen Gunst, Wissen und Willen; diese 
dagegen mogen sich verbinden mit wem sie wollen ohne Zu- 
stimmung von Glarus, das im Gegentheil auf Verlangen auch in 
die neue Verbindung treten muss. 

§ 6. Aehnlich sind nun diese Verhaltnisse in den spateren 
mit den alten Orten abgeschlossenen Banden geordnet. Frei- 
burg und Solothum sind den Eidgenossen zu unbedingter 
Hülfeleistung verbunden ; die beiden St&dte hingegen haben 
die Hülfe nur in ihrem Geblete anzusprechen; sie dürfen sich 
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auch mit keinerlei Gelubde noch Eiden za Jemanden weiter 
verbinden, denn mit der acht Orten Rath, Wissen und Willen; 
können sie in einem Kriege zu einem n Bestand, Frieden oder 
Richtung komen ^^ von dem die acht Orte halten, dass er den 
Stadten nnützUch und ehrlichn sei, so sind sie verpflichtet den- 
selben aufzunehmen. 

Schaffhausen ist in Bezug auf die Hülfeleistung gleichge- 
stellt wie die Mitverbündeten, dagegen in Bezug auf neue Bünd- 
nisse und in Bezug auf a Frieden und Richtungen» wahrend 
^ines Krieges denselben Beschrankungen unterworfen wie Frei- 
burg und Solothurn. Ueberdiess hat es die Verpflichtung, bei 
KriegsFaUen zwischen den Eidgenossen <ikeinem Thcü anzuhangen, 
sondern still au süjsen.m 

Appenzell unterliegt nicht nur denselben Beschrankungen, 
wie SchaflThausen , es hat überdies von den Eidgenossen nur 
innert seiner Landmarken ELülfe anzusprechen und darf von sich 
aus keinen Krieg anfangen. 

Wesentlich anders steht es in diesen Beziehungen bei Basel. 
Bei der Aufnahme in den Bund gab die Frage über die recht- 
liche Stellung dieses Standes in der Eidgenossenschaft zu leb- 
haften Erörterungen Anlass, die damit endeten, dass Basel ^als 
ein ander Ortn aufgenommen und den beiden zwanzig Jahre früher 
aufgenommenen Stadten Freiburg und Solothurn im Range vor- 
gestellt wurde. Als blossen «Bund- und Eidgenossen» wollte den 
beiden letztern trotz des aewigen» Bundes mit sammtlichen Eid- 
genossen . doch nur das Recht zuerkannt werden, in eigenen An- 
gelegenheiten auf der Tagsatzung zu erscheinen, wahrend Basel 
als aOrt» vollberechtigt sein sollte. Auch in andern Punkten 
war Basel besser gestellt als die beiden andern Stadte ; die Hülfe 
zu der die übrigen Orte verpflichtet sind, ist weder auf sein Ge- 
biet noch sonst beschrankt und die Verpflichtung, Friede und 
Richtung anzunehmen so umgewandelt, dass Basel verhalten 
wird, sich des eidgenössischen Rechts zu begnügen, wenn sein 
Gegner ihm dasselbe bietet. Auch das Verbot neuer Verbind- 
ungen ist wenigstens in der Form abgesch wacht. Wahrend die 
Briefe von Freiburg, Solothurn, Schafihausen und Appenzell über- 
einstimmend sagen, dass sich diese Orte zu Niemanden weiter 
verbinden sollen, oj^nn mit der Eidgemssen Rat, Wissen und 
Willen)) lautet der Baslerbrief in milderer Weise dahin: 
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mWa auch ein Stadt Basel hiufüro gegen iemands bündniss- 
oder ander hïlflich einung understtiojid anzunemen, das sol si 
an gemeiner eidgenossen verwaltere oder derseïben Oberkeit bringen 
nnd mit irem oder des merteils under in rat und vergunsiigimg^ 
tun und nit anders,ï>*) 

Gleichsam entschuldigungsweise und wohl mit Hinblick aut 
die entsprechende Bestimmung im Bunde der drei L&nder mit 
Luzem (1332) und in dem von Glarus (1352) wird dann noch 
beigefiigt ^dieweil doch in der EidgnossenscJiaft das also bishar 
an etlichen Orten selbs gébrucht ist und zu gutem Einheüen 
und Ruwen mag dienen.^ 

So behauptete Basel sowohl in der ausserlichen Stellung als 
auch in wesentlichen praktischen Yerhaltnissen einen höhem 
Rang unter den eidgenössischen Standen, als die andern vier 
nach Bern in den Bund getretenen Orte**) und in einigen Be- 
ziehungen waren seine Rechte sogar ausgedehnter als die de& 
alten Ortes Glarus. 

§ 7. Dass die staatsrechtlich niedrigere Stellung der fünf 
Orte auf das schiedgerichtliche Verfahren den Einfluss üben 
konnte, der im Verlaufe dieser Darstellung zur Sprache kommen 
wird, ist leicht einzusehen; weniger lasst sich daraus die That- 



*) Abschiede III. 2. pag. 124. 181. 149. 

**) Einer eigentümlichen Stellung Freibnrgs begegnen wir in dent- 
zwischen dieser Stadt und Bern am 8. Nov. 1403 eingegangenen Bunde. 
Es wird n&mlich dort gesagt: *wa wir die von Friburg getnetnlich oder 
ieman der unsem besunder von dis kin dehein ansprach gewinnen an den 
vorgenannten unsem mitburgem von Bern Eidgenossen, nemlich von Zurich^ 
Luzem y Zug^ ^ri, Schtoitz und ünterwalden darum sollen wir uns gegen 
inen und si gegen uns ze tagen komen und uns uf togen begegnen und darum 
setzen ?iaUen und tun ze glicher wis als die von Bern utid ir burger sich 
in foi'derung und zuspruch gegen den vorgetiannt iren eidgenossen und si 
harwieder gegen inen haltend und tuend,» 

Es handelt sich hier um ein fthnliches Verh&ltniss, wie dasjenige in 
welcheui politisch Bern und Luzern zu einander standen, die unter sich 
auch keinen ewigen auf gegenseitige Hülfe gerichteten Bund hatten , aber 
gegenübcr den drei L&ndem die Verpflichtung eingiengen sich durch diese^ 
gegenseitig mahnen zu lassen. Die gleiche Vermittlung in Bezug auf daa 
Rechtsverfahren soll nun far Freiburg gegenüber den Eidgenossen Benv 
übemehmen. 
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sache erklaren, dass in den Bünden dieser Orte des Gerichts- 
standes und der Pföndung gar keine Erwahnung geschieht und 
gleichwol ist es nicht anzunehmen, dass in dem Zusammen- 
treffen dieser Verh&ltnisse nur Zufall gewaltet habe. 

Wie sich das immer verhalten mag, so ist jedenfalls soviel 
bewiesen, dass in den Bünden der dreizehn Orte von 
einem gemeineidgenössischen Recht über den Ge- 
richtsstand in Forderungssachen nicht die Rede 
sein kann, dass vielmehr für fünf Orte daherige 
Bestimmungen in den Bünden gar nicht bestehen 
and dass die Vorschriften der übrigcn Bünde keines- 
wegs unter sich übereinstimmen. 

Die Stande waren aber nicht nur durch die ewigen Bünde 
unter sich verpflichtet, sondern es galten auch der Pfaffen- und 
der Sempacherbrief, sowie das Stanserverkommniss als eigent- 
liche Verfassungsgesetze und Quellen des gemeineidgenössischen 
Rechts. 

Der Pfaffenbrief, dem einzig Bern nicht beigetreten war^ 
wurde auch für diesen Stand durch den Beitritt zum Stanser- 
verkommniss verbindlich, das bestimmt, dass sowol der Pfaffen- 
als der Sempacherbrief nfürbashin in ganzen guten kreflen pliben 
und festgehalten werde.n Der Sempacherbrief war zudem von 
Anfang von sammtlichen acht Orten und überdiess von Solothurn 
errichtet worden. 

Dass das Stanserverkommniss und durch dasselbe mittelbar 
die beiden altern Briefe auch für die nach seiner Errichtung 
beigetretenen Stande in Rechten und Pflichten Geltung haben 
soUte, ergiebt sich aus folgender Stelle desselben: n^wir haben 
ouch gélütert und hierin eigentlich beschlossen, dass diese ver- 
kommniss die ort und stett und ouch alle die so in unser eidn 
gnossschaft mit uns reisend ouch unser untertanen, burger, lant- 
lut und die so mit uns in ewigen Bünden sind und uns zuo ver- 
sprechen stand, berüeren soü und darin begriffen sin.^» 

Aus dieser Stelle ergiebt sich zwar nur die Absicht der 
alten Orte die neuen zu verpflichten ; die üebemahme dieser 
Verpflichtung und die daraus folgende Geltung des Verkommnisses 
für alle Stande ist aber eine historisch hinlanglich festgestellte 
Thatsache. 
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Es ware aber voreilig, hieraus zu schliessen, dass die in dem 
Pfaffen- und dem Sempacherbriefe enthaltenen Bestimmimgen 
über Pfaudangen und Gerichtsstand gemeineidgenössisches Recht 
geworden seien und als solches gegolten haben. Eine nahere 
Untersuchung derjenigen Stellen dieser Briefe, die sich zun'achst 
auf unsern G^enstand bezieben, wird hierttber das nöthige 
Licht verbreiten. Der Pfaffenbrief sagt darüber: 

wer auch dz kein ley under uns deti andern mit frömbden 
gerichten uftrib, geisüichen oder weltlichen^ umb toelüich sach^ 
wenn der angesprochen des ze schaden kumt, dz soll im der cleger ab- 
legen, wan iedermann soll von dem andern recht nemen vor dem 
richter do der ansprechig gesessen ist, als unser buntbriefe be- 
icisent 

wer ouch dz ieman an recJU angriff und schadgoty mit pfen- 
4Jung oder mit andern sachen, des lib und guot sulend die, bi 
dien er wohnhaft ist angrifen noten und des wisen^ dz er den 
schaden gendich ableg und wiedertuo, wan unser geswomen brief 
wisent dz nieman den andren an reclU scliadgen soll. 

In dem Sempacherbrief sind zwei Stellen die hierauf be- 
zogen werden können: 

hein Eidgenoss soll dem andern oder denen die zuo inen 
gehorende gemeinlich noch ir dehein sunderlich hinnenhin frcven- 
lich oder mit gewalt in ir hüser lufen und ieman das sine da- 
rinne nemen, 

Wer uns ouch kouf bringet des lib und guot soll bi uns 
sicher stn, Darzu sollen wir für einander nit pfand sin in kei- 
0ien weg- 

In welchem Verhaltniss steben nun diese Vorschriften zu 
den ewigen Bünden ? Wir mussen auch hier wieder zwischen den 
^ht alten und den neuen Orten unterscheiden. 

In dem Pfaffenbrief wird einfach auf die a alten Buntbriefe » 
verwiesen und demnach kein neues Recht aufgestellt. Die Regel, 
dass Jedermann Recht nehmen soll « do der ansprechig gesessenii 
gilt also nur insoweit sie in den ewigen Bünden enthalten ist 
und unter den naheren Bedingungen welche diese aufstellen. Die 
alten Bünde werden überdiess noch in der allgemeinen Clausel 
vorbehalten, fndz dies gesetzten und alles das an diesem brief 
geschriében stat unschedlich sin soll cdlen unsern bütidenrt. Dass 
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in dem Sempacherbrief dieser Vorbehalt der alten Bünde fehlt 
ist von keiner Bedeutung, weil dieser Brief keine Bestimmungen 
über Pfandung und Gerichtsstand aufstellt. 

In Bezug auf die acht alten Orte ergiebt sich also der 
Schluss, dass durch die drei Briefe (Pfaffenbrief, Sempacherbrief 
>^und Stanserverkommniss) in den für uns massgebenden Verh'alt- 
nissen eine Aenderung überhaupt nicht eingetreten ist. 

Für die nenen Orte gestaltete sich die Sache anders. Da 
die Bünde derselben (mit Ausnahme von Basel) überhaupt keine 
Bestimmungen über Pf&ndung und Gerichtsstand enthielten, so 
kann auch von einem Widerspruch zwischen diesen und dem 
Stanserverkommniss nicht die Rede sein und man darf daher 
den Satz aufstellen, es seieu die oben angeführten allgemeinen 
und besonderen SHtze des Pfaffen- und Sempacherbiefes, insoweit 
denselben eine selbststandige Bedeutung beigemessen werden kann^ 
für die Stande Freiburg, Solothurn, Schaifhausen und Appenzell 
gemeinsames Recht geworden. Für Basel giengen die Bestim- 
mungen des Bundes vor. 

Wenn wir somit das aus den Bünden und den drei allge- 
meinen Briefen abgeleitete zusammenf assen, so ergiebt es sich^ 
dass auch aus dem Stanserverkommniss und den 
beiden darin bestatigten Briefen ein allgemeines^ 
für die dreizehn Orte gültiges Recht über den Ge- 
richtsstand nicht hervorgieng. 

§ 8. Unsere Aufgabe ist somit nun genau bestimmt. Sie geht 
dahin das vertragsmassige Recht in seiner geschichtlichen Entwick- 
lung darzustellen, welches seit den ersten Bünden bis zum Jahr 1798 
zwischen den einzelnen Stllnden oder ihren Zugewandten oder 
zwischen einzelnen Standen und auslandischen Staaten in Bezug 
auf den Gerichtstand in Forderungssachen bestanden hat. Der 
Umstand dass ein gemeineidgenössisches Recht nicht bestand darf 
uns aber nicht dazu verleiten die Untersuchung in der Weise 
an die Hand zu nehmen, dass für jedcn einzelnen Stand ermittelt 
wird, in w^elchen Vertragsrechten er auf diesem Gebiet mit den 
übrigen Eidgenossen und dem Ausland gestanden habe. Eine 
solcbe Behandlung würde zu Zersplitterung führen, vielfache 
Wiederholungen veranlassen und die Ëinsicht in den Zusammen- 
hang der Verhaltnisse hindern. 
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Wenn auch die einzelnen Rechtssatze nicht für das ganze Land 
Geltung hatten, so sind sie gleichwol innerlich so eng unter 
sich verwandt und die Entwicklung gestaltet sich in den einzelnen 
Vertragen so gleichmassig, dass eine nach sachlichen Categorien 
geordnete Darstellung nicht nur möglich sondem wissenschaftlich 
allein zulassig ist 

Wahrend wir den Beweis dass ein gemeineidgenössisches 
Eecht nicht bestand aus den Bundesurkunden allein führen 
konnten, kommen nun für den weiteren Verlauf der Arbeit neben 
den BUnden selbstverstandlich auch alle übrigen Vertrage in 
Betracht, aber immerhin nur in so weit ais sie sich auf den 
Oegenstand der Untersuchung beziehen, was bei vielen in staats- 
rechtlicher und geschichtlicher Beziehung sonst wichtigen Ver- 
kommnissen nicht der Fall ist. 

An die Quellen selber anschliessend theilen wir unsere Arbeit 
in drei Abschnitte, yon denen der erste die Pfandung, der 
zweite die GerichtsstHnde vor den ordentlichen Gerichten 
und der dritte die Schiedgerichte behandelt. 



Erster Abschnitt. 



Die Pfandung. 

A. Die Pfandung fiir Schulden Dritter. 

§ 9. Wir knüpfen die Besprechung dieses Abschnittes an 
folgende Bestimmung des altesten Bundesbriefes (1. Aug. 1291): 

Insuper nullus capere debet pignus alterius nisi sit manifeste 
ilehiior vci fideiussor et hoc tantum fieri debet de licentia sui 
iudicis speciali. — Das weiter hierauf folgende wird spater zur 
JSrörterung kommen. 

Dieser Satz stellt als Regel auf, dass Niemand von einem 
andem ein Pfand nehmen soll; ausnahmsweise soll der rechte 
Oelte und Bürge gepfandet werden dürfen, wenn der Richter es 
l)esonders bewilligt. Die Uebersetzung dieser Vorschrift im Bunde 
vom 9. Dez. 1315 hat in ihrem Ausdruck genau diesen Gedanken- 
^ang : es sol ouch nieman den andern pfenden^ er sei denne gelte 
oder bürge und sol dannoch tuon nit wan mit sines richters 
Mrloube. 

Diese Regel finden wir in einer Reihe von Bündnissen und 
Vertragen ohne dass eine Ausnahme beigefügt ware. Die be- 
4;reffenden Stellen im Luzerner-, Zürcher-, Zuger- und Berner- 
4)und, wclche alle den Gedanken aussprechen, dass diè Eidgenossen, 
4ie in dem Bündnisse sind für einander nicht Pfand sein sollen, 
^ind schon oben (§ 3) angeführt; sie lassen sich durch eine 
JReihe anderer vermehren: 
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1340. Marz 4. Bündniss zwischen Savoien und Solothurn 
(S. W. 1816. 84): 

wir (Ludioig von Savoien) wollen auch und gestalten inen, 
dass keiner von inen für den andern hönne und dürfe gepfdndet 
werden, 

1385. Febr. 21. Grosser St&dtebund: 

unr sind ouch gemein übereinkomen, dass enkein eidgenoss 
so in dirre buntnuss sind inn enkein sach dem andren pfand 
sin sol. 

1393. Juli 10. Sempacherbrief : 

derzu sóUen unr für einander nit pfand sin in keinen weg. 

1408. Juli 1. Bund zwischen Zürich und Glarus: 

wir sind ouch übereinkomen, dz die von Zürich noch die von 

Glarus deweder um dehein sach für einander pfand sin sollent 

ane alle geverd. 

1441. Vereinigung zwischen Basel und Solothurn-Bern : 
tvir sind ouch einheüeclich übereinkomen^ de dhein eidgenosse 

so in dieser puntnusse sint um dheinerlei sache für einander 
pfand sin sollent. 

Die gleiche Bestimmung wiederholt sich in dem Bunde vom 
Jahr 1450 zwischen Zürich und den drei L&ndern mit Glarus. 

1442. Juni 17. Bündniss zwischen Oesterreich und Zürich: 
es ist beret und von beiden parteien verdingt, dz entweder für 

den andren pfant sin sol in dehein wis. 

In allen diesen Fallen handelt es sich nicht um das Ver- 
h&ltniss zwischen Glaubiger und Schuldner, sondern um den 
Grundsatz, dass der Dritte, welcher einem der verbündeten 
Staaten angehört für die Schuld eines andern Angehörigen dieses 
Staates nicht gepfdndet werden darf. Es ist eine bekannte 
Thatsache für welche wir in der Folge Beweise beibringen 
werden, dass die Pfandung gegen den Mitbürger eines Schuldners 
und zwar sowol in Bezug auf seine Person als sein Vermogen 
sehr haufig statt fand. Den daraus hervorgehenden Uebelstduden 
soUte vertraglich gesteuert werden. Vielfach finden sich aber 
in den Vertragen Ausnahmen von diesem Verbote der Pfandung 
Dritter; wurde n'amlich der Glaubiger vor dem Gerichte seines 
Schuldners rechtlos gelassen, so hatte er die Befugniss nicht bloss 
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seinen Glaubiger, sondern auch beliebige dritte Personen des 
andern Staates oder auch diesen selbst zu pfanden. 

§ 10. Die alteste uns hierüber zu Gebote stehende Urkunde 
ist ein Vertrag zwischen Winterthur und Zürich. 

1254. Mittwoch vor Pfingsten (Zeitschrift fr. schweiz. Recht 
7. 24) welcher sagt: 

Wer ober de von deweder statt ein burger liber der anderen 
statt burger um geit Magete und er da rechtlos von dem gerichte 
gelasseti toürde, mag er das geweren vor sinem gerichte das sol 
man dem anderen gerichte kunden und swie das nit wiedertan 
wird inret a^M tagen, so mag man darumb heften an dem gut 
des gerichtes burger und gesessen liite, do der da rechtlos ge- 
lassen ist 

1271. April 16. Vertrag zwischen Bern und Freiburg: 

a neutra civitatum debet aufferri aliquod pignus nisi illi qui est 
debitor et fideiussor, cum ex pignerationibus facile discordiae 
generentur. Si quid amodo fuerit ortum de quo alicui querimonia 
sit hahenda Ulam deponere tenetur in altera civitate. Et si infra 
tres dies ius consequi non valebit quando reversus coram iudice 
suo hoc duobus testibus suis condvibus probaverit, ut pro iure 
suo consequendo pignus accipiat competenter et hoc non vastet sed 
legitime servet, ei est licentia indulgenda, 

Wörtlich gleichlautend kehren diese Bestimmungen in dem 
Vertrage vom Jahre 1343 zwischen Bern und Payerne (S. W. 
1830. 331.) wieder, ebenso: 

1294. Bündniss zwischen Freiburg - Murten (recueil 51). 

1343. 13.Marz. Bündniss zwischen Freiburg-Biel (recueil 166). 

1359. 13. Mai. Bündniss zwischen Freiburg - Payerne (re- 
cueil 9). 

1293. 16. Aug. Urkunde bei Kopp Urk. II. 85: 
tvir sind übereinkomen, dz dehein burger oder der in deweder 
stcUt gesessen ist ein^n andren burger nit beschweren sol an lib 
noch an guot wan aJlein den der recht geit oder burge ist oder 
der imals von einem rate beret hoi mit zwein gelobsamen mannen, 
dz er rechtos gelassen si und sol noch denne der dekeine an libe 
noch an guot besweren noch beheften wand mit gerichte. 

2 
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1319. 27. Aug. Vertrag zwischen Dissentis und üri (Mohr 
cod. dipl. II. 180) : 

es sol meman unser landliUm das gotshus nocJi sin lut schlahen, 
'iiöten faclien noch pfendeii, er tnög deiin beswercn mit eweieii 
mannen deren eide und ere ze glouben sei^ dz er rechtlos si ge- 
lassen, 

1321. 17. Nov. Vereinbarung zw. Bern und Basel (Kopp 
Gesch. X. 252): 

enkein burger der in deweder statt gesessen ist, sol einen 
andei'n burger oder der bi in gesessen ist besweren noch angrifeti 
noch verbieten in dékein weg wann allein — der emals vor einem 
rate beredet hat mit ewein geloubsamen burgern von der statt do 
er rechtlos gelassen ist, dz er do rechtlos si verlassen. Und sol 
dékeiner dem lib noch guot verbieten noch beheften teen mit 
gerichte, 

Aehnliche Bestimmungen enthalt der zwanzigjahrige Friede 
mit Oesterreich (16. Juli 1394), die in dem 50 jahrigen Frieden 
(1412. 28. Mai) wiederholt sind, ebenso die Vertrage zwischen 
Bern und Luzern (1421. 1. Marz) und zwischen Zürich und Bern 
(1423. 22. Jan.). 

§ 11. In allen diesen Vertragen wird vorausgesetzt, dass 
der Burger oder Eingesessene des einen Theils von dem Richter 
des andern Theils rechtlos gelassen werde, worunter selbstver- 
standlich nicht zu verstehen ist, dass ein in der Sache gesprochenes 
Urtheil von dem Klager oder seiner Obrigkeit als ein unge- 
rechtes betrachtet wird, sondem dass der Bichter des Beklagten 
in angemessener, in vielen F&Uen vertraglich bestimmter Frist 
die Sache nicht zum Austrag bringt und somit das Recht ver* 
weigert. Die Behauptung, dass dieser Fall vorliege, hat der 
Klager, bevor er zur Pfandung schreiten darf, zu beweisen und 
zwar hat er den Beweis vor seinem eigenen heimatlichen Richter 
(coram iudice suo quando reversus fueritj durch Zeugen zu führen, 
deren Zahl in allen obigen Stellen auf zwei angegeben wird und 
welche « gelobsame mannen » sein sollen, deren Eid und Ehre zu 
glauben sei. 

Nach dem Bündniss von Freiburg-Bern sollen die Zeugen 
Mitbürger des Klagers sein, nach dem Vertrage von Bern-Basel 
dagegen mussen sie der Stadt angehören wo der Klager rechtlos 
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gelassen wurde. Wird der Beweis geleistet, so hat der Klager 
damit noch kein allgemeines Pfandungsrecht erworben, sondern 
er muss, wenn sich die Gelegenheit zar Pfandung darbietet unter 
Berufung auf den geleisteten Beweis eine besondere Bewilligung 
für diesen Fall auswirken; so scheinen wenigstens einzelne der 
obigen Stellen gemeint zu sein. Die Pfander dürfen nicht ge- 
nommen werden um den Eigenthümer zu schadigen, sondern um 
den Glaubiger zu befriedigen, darum in dem Freiburg - Bemer 
Vertrage die Vorschrift: et hoc (pignus) non vastet sed Icgitime 
servet d. h. er soU nach Pfandungsrecht damit verfahren, was 
dem Eigenthümer namentlich auch die Einlösung sicherte. Aehn- 
lich wird in dem Dreilanderbunde verfügt, dass das Vermogen 
eines Angehörigen der einen andem Eidgenossen widerrechtlich 
geschadigt hat zur Sicherung dieses letzteren in Yerwahrung ge- 
nommen werden soll (res nocentis servari debent ad procuranduni 
secundum iusticiam satisfactionem). ErwShnenswerth ist noch die 
ebenfalls in dem Vertrage von 1271 enthaltene und öfter sich 
wiederholende Bemerkung « ex pignorationibus facile discordiae 
generantur,!» Schon in der lex Bajuwariorum 13. 3 wird gesagt: 
talis enim praesumptio (namlich die Privatpfandung) non debet 
fieri quia hoc scandalum generat 

§ 12. In genauem Zusammenhang mit der Pfandung Dritter 
wegen Rechtsverweigerung steht folgende Bestimmung in dem 
Vertrage zwischen Obwalden und Interlaken. 

1348. Juni 22. (Absch. I. 26.) 

were och de der unser ieman si oder der iren ieman schadi- 
gote und der damit hinkem und das zuo uns füerte^ dz lib und 
guot sollen tvir bi unseren eiden behan und beheften ufen recht 
ane geverde. 

wer och dz der iro ieman die in iren gerichten und gébieten 
gesessen weren zu uns fürin, der si schedigen welte^ stcenn si uns 
das verbotschaftend ^ so sollen wir den von uns wisen und ime 
unbehulfen sin, oder er troste denn dz er nit ane recht schedige, 

Wir haben es hier mit einem sehr eigenthümlichen Abkommen 
zu thun. Hat ein Obwaldner in Interlaken geschadigt (wozu auch 
Pfandung ohne Recht gehort) und kommt er nach Hause, so 
wird er und das weggenommene Gut fest gemacht, aber nicht 
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etwa dem andern Theil wieder erstattet, sondern « auf ein Recht » 
in Verwahrung genommen. WoIIte es der Scbadiger auf das 
Recht ankommen Ussen, 80 hatte ohne Zweifel sein eigener 
Richter von Obwalden darüber zu entscheiden. 

Ganz analog wird der andere Fall behandelL Ein Inter- 
lakner kommt nacb Obwalden, am von dort aus das Gotteshaus 
oder seine Angehörigen zn scbadigen. Geschieht es in frevel- 
hafter, verbrecheriscber Absicbt, so ist Obwalden gehalten, den 
Mann von sich zu weisen und ihm jedenfalls keine Förderung 
zu tbun. Dagegen lasst es ibn gewahren nnd die Schadignng 
vor sich gehen, wena er behaaptet, dass er mit Recht schadige. 
Komtflt das Recht darüber znm Atistrag und wird der Schadiger 
verurtheilt, so muss er natOrlich den Schaden abiegen und hat 
für diesen Fall, bevor er sein Untemehmen gegen Interlakeo 
in's Werk setzen darf. in Obwalden Trostung (Sicherheit) zu 
leisten. Ebenso wird verfahren, wenn die Sache Interlaken an- 
betrifTt und ein Obwaldner der geschadigte Theil ist. 

Dass ein rechtlos gelassener Gl&ubiger sich durch PfSndung 
selbst Recht verschafte, ist ein billiger und wie wir gesehen 
haben allgemein angenommener Grundsatz. Der Vertrag zwischen 
Obwalden und Interlaken geht aber weiter ; jeder Gontrahent be- 
lialt sich Tor, den Angehörigen des andern aufzunehmen und zu 
schützen, wenn dieser sein eigenes Land schSdigen will und 
dafür Bürgschaft leistet, dass er die Schadignng mit Recht unter- 
nehme. Es liegt dieser Bestimmung der Gedanke zu Grunde, 
dass der Staat nicht nur auf seinem Gebiete Jedermann Recht 
zu halten habe, sondern auch den Fremden schützen muss, dem 
sein eigenes Land das Recht versagt. Leider Vésst uns die Ur- 
kuude daraber im Unklaren, wie das vorbehattene Recht vor 
sich gegangen sei. 



B. Die PföDdmig des Schnldnera nnd des Bfirgen. 

§ U. Die Pfandung des Schuldners und des Burgen wird in 
den Vertr&gen anter verschiedenen Bediogungen zugelassen, 
welche jetzt der Reihe nach besprochen werden sollen. In einar 
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Anzahl von Fallen werden solche Bedingungen gar nicht gestellt, 
sondern es wird ohne jeden weitern Zusatz die Pfandung gegen 
den Gelten und den Burgen erlaubt. 

In dem Vertrag zwischen Bern und Luzern 1251 ze Mitten 
Meien ist gesagt: 

Wir sun nieman von Lucerren pfenden er si hürge oder 
gelte. 

Ebenso in einem Vertrage zwischen Winterthur und Zürich 
von 1254, in den Bündnissen zwischen Bern und Freiburg von 
1271 (Zeerieder 558), zwischen dem Thale Hasle und Bern von 
1275 (ibid. 630), Bern und Biel vom Jahr 1279 (Zeerieder 718). 

Auch nachher finden wir in den von uns zu Rathe gezogenen 
Quellen dieselbe Vorschrift bis zum Jahr 1412 in zwölf Urkunden 
in vöUig gleicher Form, wesshalh wir von der besonderen Aus- 
führung Umgang nehmen. 

Es ware nun aber unrichtig, wenn hieraus abgeleitet werden 
wollte, es habe der Glaubiger das unbedingte Recht gehabt 
seinen Schuldner zu pfanden, insofem er nur den Beweis ge- 
leistet habe, dass er sein Schuldner oder sein Bürge sei» Ein 
solcher Satz würde zu der Folgerung führen, dass überhaupt bei 
allen Ansprachen die Pfandung gestattet gewesen sei, was doch 
wohl im Ernst Niemand behaupten wird. Die angeführten Be- 
stimmungen sprechen aber auch ihrem Wortlaute nach etwas 
derartiges nicht aus. Sie enthalten ohne Ausnahme als Haupt- 
fiatz das Verbot der Pfandung : wir sun nieman phenden^ a neutra 
civitate debet aliquod pignus aufferri, nullus de parte nostra vel 
earum debet alterum vadiare etc. ; der Nachsatz enthalt die Aus- 
nahme : — er si burge ald gelte — nisi qui suus fideiussor vvl 
debitor fuerit — etc. Der Nachdruck liegt auf dem Verbot, 
welchem gegenüber die aBestimmungen über die Pfandung des 
Schuldners und des Burgen», wie wir heute sagen würden, vor- 
behalten sind. Dass in dieser Weise interpretirt werden muss, 
ergiebt sich auch aus folgender Stelle in dem am 22. November 
1411 zwischen den VIU alten Orten und Appenzell errichteten 
Burgrecht : 

Aber sin rechten gelten oder burgen mag iedermann verheften 
oder verbieten als das in der obgenannten Eidgenossen blinden 
verschrieben ist 
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Damit woUte keineswegs gesagt werden, es sei in den eid- 
'jssiscben Bijnden ohne weiters erlaubt «den gelten und büi^;en» 
jfanden, denn diese Bestimmung findet sich in der Tbat in 
lem der ewigen Bünde ; der Sinn dieaer Stelle ist einfach der: 
Gelte und Bürge dürfe gepfandet werden unter den Bedin- 
gen, weicbe in den eidgenössischen Blinden vorgeschrieben 



a. Die gelobte Schiild. 

§ 15. In dem Ziircberbunde (1. Mai 1381) heisBt es: 

es sol oiich nieman den andern so in dirre buntnisse ist ver- 
in oder verbieien wan den rechten ffelten und burgen so int 
■tttn gelobd hat. 

Das Geloben ist immer eia gericbtlicbes feierliches Ver- 
icben, das bei Eingebung vod öffentlichen und privaten Ver- 
;htungen auch heute noch mannigfach vorkommt; der Ge- 
nde berührt dabei mit seiner Hand den Gerichtsstab, das Sinn- 

der richterlichen Gewalt, Gegenstand des Gelöbnisses kana 
: rechtliche Verpflichtung sein. Gelobt der Schuldner sich im 
,e der Siumniss pfanden zu lassen, so tritt dadurch der Fall 

den der Zürcherbund vorsieht. Es ist in neueater Zeit 
agend nachgewiesen worden*), dass die angefubrte Stelle 
es Bundes keineswegs die Bedeutung hat, es könne jeder 
te oder Bürge, der seine Schuld gelobt hat, yerheftet werden, 
I sich vielmehr das Geloben auf die Pfandung beziebt 

dass somit nur der Schuldner gepfandet werden kann, der 
st dieses Recht durch gericbtlicbes Versprecben gegen sich 
ler&umt hat 

Dieses gelobte Pfandungsrecht flndet sich vom 14. Jahr- 
dert an in den meisten Vertragen. Der Umstand, dass die 
idung vor dem Richter gelobt wurde, unterscheidet dieselbe 

der gewöhnlichen Pfandungsclansel, welche auch in privaten 
oldverschreibungen Aufoahme fand. 

Ausserdem sïnd aber noch andere Erwagungen in's Auge 
fassen. Wet vor dem Richter die Pfandung gelobte, sprach 

') HenNler, Zeitechrift tïir schweiz. Recht. Bd. 21 pag. 23. 
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damit nothwendig auch die Anerkennang dieses Richters aus 
und unterwarf sich seinem Gerichtsstand ; diese Aaerkennung des 
Gerichtsstandes ist aber nicht die Folge des Pfandungsverspre- 
chens^ sondern des Umstandes, dass die Pfandung vor dem Bichter 
gelobt wurde; es begründet also jedes vor dem Richter gelobte 
Schuldversprechen auch die Anerkennung des Gerichtsstandes. 
Diese Auffassung liegt in der Natur der Sache, denn sonst hatte 
die Gelobung keinen Sinn. Der Gedanke, damit bloss ein pro- 
cessualisches Beweismittel für einen künftigen Rechtsstreit auch 
vor einem andern Richter zu schaffen, lag dem alten Recht offen- 
bar ferne. 

Wir glauben hier ein passendes Zeugniss einführen zu kön- 
nen. Die Bemer Gerichtssatzung vom Jahr 1615 enthait unter 
dem Titel «Von Versicherung des Rechtens» die Bestimmung, 
dass ein Fremder, der gegen einen der Stadt Angehörigen 
klagen will, sich v^anerbiete alles das was unser statt bruch und 
recht vermag zu erstatten » und dafur einen Burgen zu stellen ; 
kann er dies nicht, so soU erkannt werden: (idass er dem 
richter wol moge an stab geloben das was tirteil und recht her- 
nach vermogen werde, er dasselbig ihm woïle lassen wohl und 
weh thun.» Dazu macht eine handschriftliche Ërlauterung*) der 
Gerichtssatzung folgende Bemerkung: aan stab geloben. Die 
Ursach warumb ein solcher ausserer an stab globen und 
glübd tnon müsse, ein gerichtshöriger aber dessen enthoben sei, 
ist natürlich diese, tveil der Richter denjenigen so unter seiner 
iurisdiction ist, hraft habenden Gewalts exequiren und also sein 
Urtheil zum Stand bringen kann; da hingegen der Klager ohne 
dieses GHibd hinter seinem competirlicihen Richter um Erstattungt 
des ürteil rechtlich mit Kosten und Mühe ersucht werden müsste. » 

Hiemit ganz übereinstimmend ist folgende Stelle aus der 
Erbvereinigung mit Oesterreich vom 7. Februar 1511 : 

damit ouch hinfür muetwiUig anforderung verhüet werden, sa 
ist beret, de vor eingang des rechten nach erkanntnuss des richters 
ein teil dem andern burgschaft oder sicherheit oder ivo er das 
nit vermocht gelubd tuon solle, ob er im redden verlustig wurde 
damit ein ieder seines schadens mueg bekomen. 



*) Der Autor ist unbekannt. Die Handschrift scheint aas der ersteiv 
H&lfte des letzten Jahrhunderts zn stammen. 
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Dabei ist zu bedenken, dass der Klager auch in diesem Falie 
ein Fremder ist, der im andem Lande Recht sucht und den 
Richter auch gegen sich anerkennen muss. 

Wir können also die Behauptung aufstellen, dass für jede 
gelobte Pfandung, sowie für jede gelobte Schuld das forum can- 
tractus galt, der Gerichtsstand des Ortes, an welchem der Vertrag 
vor dem Richter abgeschlossen wurde. 

Wahrend das neue intercantonale Recht den Schwerpunkt 
darauf verlegt, dass die Urtheile auf dem ganzen Gebiet des 
Bundes vollzogen werden können, geht das alte Recht von dem 
Bestreben aus , die Ëntscheidung des Rechtsverhaltnisses an den 
Ort seiner Entstehung zu weisen. Da die gelobnissweise Er- 
richtung von Vertragen in früherer Zeit sehr haufig vorkam, so 
war schon dadurch das forum cantractus zu einem für das eidg. 
Recht sehr wichtigen Gerichtsstand erhoben. 

§ 16. ünsere Quellen weisen aber dem forum contractus 
nicht bloss die Falie der gelobten Schuld zu; es galt dieser 
Gerichtsstand in einzelnen Vertragen allgemein und ohne Rück- 
sicht darauf ob der Vertrag gerichtlich oder aussergerichtlich 
abgeschlossen wurde. Obschon diese Falie streng genommen nicht 
hieher gehören, ziehen wir es vor dieselben im Zusammenhang 
mit der gelobten Schuld zu besprechen, welche uns auf das 
forum contractus gefuhrt hat 

Wir nennen zunachst zwei Vertrage aus dem 14. Jahr- 
hundert : 

1326. Nov. 23. Burgrecht zwischen Lausanne und Freiburg 
(recueil 102): si super rebus móbilihus seu conventionibus agei-etur 
debent (arbitri) — ius dicere secundum consuetudinem loei in 
quo dictae res mobiles iacerent vel dictae conventiones essent factae. 

Obschon diese Stelle nicht direkt vom Gerichtsstand handelt, 
sondern die Schiedrichter anweist nach dem Rechte des Vertrags- 
örtes zu urtheilen, so nehmen wir gleichwol keinen Anstand 
dieselbe als Beispiel für das forum contractus anzurufen; es ist 
so sehr unzweifelhaft, dass an dem Gerichtsorte auch das Recht 
dieses Ortes zur Anwendung kam, dass man berechtigt ist aus 
der Anwendbarkeit des Rechts umgekehrt auf den Gerichtsstand 
zu schliessen. 
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Folgende Urkunde enthalt einen anderen Fall, worin dem 
forum contractm gegenüber dem von dem Schuldner in Anspruch 
genommenen forum originis der Vorzug gegeben wird. Diesen 
letztern Gerichtsstand batten die Burger von Luzem auch für 
solche Vertrage geitend gemacht, welche sie in dem Gebiete der 
Herrschaft (Oesterreich) abgeschlossen batten, als sie dort ibren 
Wohnsitz batten. Das Scbiedgericbt, weicbes unter anderm aucb 
hierüber zu urtbeilen batte, spracb aber bei Eiden folgender- 
massen zu Recht: 

Urkunde vom 12. Okt. 1351. 

Als etlich in gesessen burger von Ltizern gcwonlich usfare^ul 
uf das land ze etlkhen ziten in dem jare tmd ir güeter da huwent 
<lz die umh alle sachcn di tv i der si ufloufend oder si jeman 
nf dem lande anzcsprechen hat die wil e si hie usse wohn- 
haft sint, darumb recht tuon sullen manlichem in unseres herm 
des herzogs grafschaft und gerichten hie usse uf de^n lande und 
sullen ouch da gehorsam sin dien gerichten. 

§ 17. An dieser Stelle ist aucb die Erlauterung des Drei- 
Tanderbundes zu besprecben, über welcbe sich die Abgeordneten 
von Uri, Scbwyz und Unterwalden auf einer Tagsatzung zu 
Beggenried am 28. Februar 1637 vereinigt baben. 

lm Eingang dieser merkwürdigen Urkunde wird erklart, 
<» dass sich eine gerume Zeit hero in Anlegung von Arresten^ 
Bezeichmmg dei* Schulden und das Recht zu nehmen absonder- 
lich und insgemein verschiedenliche DIfferenzien und Missver- 
stendnissen entstanden und die danim in den drien lander pundt 
hegriffe^icn Artikel der jetzigen Welt ettvas obscur und dunkel 
scheinen, tvesswegen die drei Ort allein zu nothtvendiger Erlau- 
terung dieser Dingen sich entschlossen haben verschiedene Artikel 
-aufziistellcn,» 

Es handelte sich also darum nacb Ablauf von 346 Jahren 
<len im Jabr 1291 abgeschlossenen Bund wieder ins klare zu 
:stellen. Die Vertreter der drei Lander woUten kein neues Recht 
.schaffen sondern das alte erlautem; ohne Zweifel stimmten ihre 
Erlauterungen mit der Praxis des 17. Jahrhunderts, die ihrerseits 
wieder auf uraltem Recht beruhte überein, so dass ein innerer 
2usammenbang zwischen den Erlauterungen vom Jahre 1637 und 
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dem Bundesbriefe von 1291 nicht nur im Bewusstsein der Inter- 
preten, sondern auch thatsachlich angenommen werden darf. 

Die Satze der Erlauterung die uns hier beschaftigen sind 
folgende: In erster Linie wird als Regel der Gerichtsstand des 
Wohnsitzes des Schuldners aufgestellt und bestimmt: 

Wenn es sich hegebe dass cin merJd in einem ort zwüschend 
zwen von andern orten odcr einem von einem ort mit einem in- 
landigen getroffen toclr unU dann hier nnder gespan old nüssver- 
standniss sich zeigen icilrde, da die ivahar darum gemarktet noch 
nit tis dem Lande gf^furet, solle der handel de facto daselbsten 
gerechtfcrtiget werden. 

Damit wird also in deutlichster Weise das fomm contractus 
(des merktes) oder wie es sonst heisst « der v/fgeloffenen Sachei> 
angewiesen, aber von der Bedingung abhangig gemacht, dass der 
Gegenstand des Kaufvertrages, die Waare, noch nicht aus dem 
Lande geführt sei. 

Es wird kaum möglich sein den directen Zusammenhang 
dieser Vorschrift mit denjenigen des Bundes von 1291 nachzu- 
weisen; immerhin ist der Schluss erlaubt dass sich aus der 
Pfandung des offenkundigen Gelten oder Burgen (qui fuerit mani- 
feste debitor vel fideitissor) das forum contractus der Beggenrieder 
Erlauterungen entwickelte. 

Zum Schlusse geben wir noch einen Beitrag zu der ohnehin 
schon documentirten Thatsache dass der Gerichtsstand des 
Marktes in verschiedenen Theilen der Eidgenossenschaft Geltung 
gehabt habe. In der Boswilerolfnung vom Jahr 1568 (Argovia 
4. 315.) wird verfügt: 

welicher in diesem Amt um baar geld merhtet und Jcoufl 
und darum weder zil noch tag zu bezaten bestimmt noch ge- 
nampset und das erkouft hierüber hiniveggeführt tvird, der sol 
dem verkoufer sin baar geld wie der kaïif wist ertegen^ wo aber 
das nit bescheche sol der koufer pfand geben dass des tags der 
verkoufer sin baar gtld gelösen moge. 

§ 18. Bis zum Anfange des 17. Jahrhunderts findet sich keiu 
mit einem auswartigen Staate geschlossener Vertrag in welchem 
das forum contractus ausdrücklich anerkannt worden ware, wol 
aber solche, welche die Pfandung für debita recognita, manifesta 
etc. zulassig erklaren, mit welchen Ausdrücken ebensowol die 
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'xgélóbte Schuld» als etwas auderes bezeichnet sein kann. Aus 
der Thatsache, dass die nachstehenden Vertrage vom 17. Jahr- 
hundert an das forum contractiis ausdrücklich anerkennen, darf 
man jedenfalls auch schliessen, dass dasselbe nicht als neue» 
Recht eingeführt worden sei. Wir finden dieses forum in dem 
Vertrage zwischen Venedig und den III Bünden vom 5. August 
1603. 

Che occorrendo differenzie per contratti e fy-apersone segnano 
Ie pari i il foro del luogo dove sara fatto il contratto 
dovcndo poi ciascim magistrato dar piena eseciizione al gindizio. 

Aehnlich lautet der Vertrag zwischen Mailand und den drei 
Bünden 1638, September 3.: 

si è trattato e concluso che il reo o qnello che sara dimandato 
abbi da esser ricercato dalV attore, ove esso reo abita ovvero in 
qtiel luogo dove il fatto della differeuza è occorso^ 

12. Mai 1587. Mailand. Capitulat — 5 cath. Örte: 
beschlossen, dass tvo sich spdne eutriigent die rcchtliche Er- 
örierung ervorderten, der angesprochene oder angeldagte an dem 
ort da er hushablich gesessen oder aber da der handel tif- 
geloffen ware ersucht werden solL 

1705. Dezember 15. Capitulat zwischen Mailand und den T 
catholischen Orten: 

Wo sich spen zuotrügend die rechtliche Erörterung erforder- 
ten, der angesprochen oder angeldagte an dem Ort da er husheb- 
lich gesessen oder aber da der handel tifgeloffen tvere 
ersucht toerden solL 

In allen drei Vertragen ist dem Klager zwischen dem 6e- 
richtsstand des Wohnortes und dem des Contractes in einer wie 
es scheint sehr praktischen Weise die Wahl gelassen. 

£ine besondere Betrachtung verdienen noch die Verhaltnisse 
zu Frankreich. Seit dem ewigen Frieden (1512) stellen alle Ver- 
trage mit Frankreich den Gerichtsstand des Wohnsitzes ak 
allgemeine Regel auf. Noch in dem Bündniss von 1663 heisst esi 

les demandenrs seront tenus chercher les deffendeurs aiix lieux 
et jurisdiction oü ils seront demeurans et residans, 

Erst in dem Bündniss von 1715 tritt eine neue Bestimmung: 
auf, deren Schicksal von Interesse ist, sie lautet in Art. 30: 
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Comme il arrive que les particuliers des deux nations con- 
tractent des sociétés obligations et alliances par mariages acquit 
sitians ou autre^nent et qu'il en peut resulter dans la suite des 
contestations proces et litiges il est convenu que toutes les fois^ 
que deux parties de nation différente auront quelques difficüUés 
et qu'dles ne pourront les tcrminer a Vamiable Ie demandeur sera 
tenu de rechercher sa partie pardevant sesjuges naturels a moins 
que les deux parties ne fussent présentes dans Ie mème lieu et 
que par leur accords, sociétés ou contrats elles n'eusscnt convenu 
de juger (muss heissen: de juges) par devant lesquels elle se 
seraient óbligées de discutcr les contestations qui pourraient naitre 
dans leurs sociétés. 

Der am Schlusse erwahnte vertragliche GerichtsstaDd bietet 
kein Interesse, wol aber der, welcher in den Worten angedeutet 
ist: d moins que les deux parties ne fussent présentes dans Ie 
même lieu. Dieser Ausdruck ist sehr unklar. Soll er etwas anderes 
bedeuten als was schon in der Regel enthalten ist, so muss 
darunter jedes beliebige Zusammentreffen in irgend einem Orte 
in oder ausser den verbündeten Landem verstanden werden 
können, was offenbar nicht angenommen werden kann. Lieider 
geben die Verhandlungen der Tagsatzung über diesen Punkt 
keinen Aufschluss, wenn man aber den Bund von 1777 vergleicht, 
so kommt man beinahe zur Vermuthung, es sei in dem von 1715 
binter den Worten dans Ie même lieu etwas ausgefallen, was im 
Jahr 1777 zugesetzt wurde, namlich dieWorte: ducontrat. Hier 
heisst namlich die Stelle: d moins que les parties plaidantes ne 
fussent présentes dans Ie lieu même du contrat. 

Diesmal fand in der Tagsatzung eine kurze Berathung statt 
und es wurde ohne Erfolg beantragt statt présentes zu sagen 
domiciléSf was abgelehnt wurde und übrigens nur zu einer Wieder- 
holung der Regel geführt hatte. AUem Anscheine nach woUte 
man neben dem Forum des juge naturel noch dasjenige des Ortes 
gelten lassen in dem der Yertrag abgeschlossen wurde, knüpfte 
daran aber die Bedingung dass der Beklagte an diesem Orte 
anwesend sei, ohne diese Anwesenheit weder in Bezug auf ihre 
Yeranlassung noch ihre Dauer naher zu kennzeichnen. 

Trotz dieser Unklarheit fand diese Redaction mit nicht zu- 
reichender Veranderung auch in dem Vertrage von 1828 Auf- 
nahme und führte zu verschiedenen Anstanden. Sie laut«t: 
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d fnoins que les parties ne soient présentefi dans Ie lieu même 
oü Ie contrat a été stipulé. 

In dem neuesten Vertrage voq 1869 ist die Fassung geandert ; 
die Redaction ist jetzt folgende: 

si néannwins Vactimt a pour Vohjet Vexécution d'un contrat 
consenti par Ie défendeur dans un lieti situé soit en Suisse soit 
en France Jiors du ressort des dits juges naturels elle pourra 
être portee devant Ie juge du lieu oü Ie contrat a été passé si les 
parties y resident au moment oü Ie proces sera engagé. 

Bei der Unterzeichnung des Vertrages scheinen Zweifel 
über die Bedeutung der Worte « g resident au moment etc. » be- 
standen zu haben, indem dieser Ausdruck in einem am gleichen 
Tage aufgestellten Protokolle dahin interpretirt wurde, dass 
man nur dann annehmen dürfe qu^ les parties y resident aquand 
Ie défendeur y aurait soit une résidence équivalente a domicile^ 
soit même une résidence temporair e, dont la cause n'est point dé- 
termiyiée par des faits purement accidentels, tels que ceux qu'on 
vient d'énumerer.ri 

Damit war allerdings die Unklarheit gehoben, aber der ganze 
Nachsatz erscheint nun als überflüssig, weil es selbstverstandlich 
ist, dass wenn Domicil und Contractsort zusammenfallen in diesem 
Forum geklagt werden kann. 

Das eigenthümliche gegenüber der Regel bleibt nur das, 
dass auch der Klager an dem Contractsorte seine résidence tem- 
poraire haben muss um klagen zu können. 



b. Die vertragsm&ssig einger&amte Pf&ndung. 

§ 19. Bekanntlich war die sogenannte Conventionalpfandung 
ira deutschen Rechte erlaubt. Wir werden den Beweis leisten, 
dass dieselbe auch nach den eidgenössischen Staatsvertragen zu- 
lassig war und in denselben sogar eine grosse Rolle spielte. Be- 
griindet wurde dieses Recht dadurch, dass der Glaubiger dem 
Schuldner gestattete im Falie der Saumniss Pfand zu nehmen. 
Die Form in der dieses Recht eingeraumt wurde, war gewöhnlich 
der schriftliche Vertrag und in der Regel wohl die Schuldver- 
schreibung selbst. Dass auch bei der Gelobung der Schuld die 
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Pfandung erlaubt werden konnte versteht sich von selbst. Schon 
in dem Bündniss zwischen Bern und dem Bischoff von Sitten 
vom 17. Juli 1252 (Zeerieder 313) treffen wir auf ein solches Ver- 
haltniss. Es wird dort gesagt, dass sich die Angehörigen gegen- 
seitig nicht pfanden sollen; wenn man auch gegen einander Schuld- 
urkunden habe (j>acta sive conventioncs seu obligationes contrac- 
tuum), so dürfe man doch den Schuldner nicht belastigen nisi 
eum qtii est sibi in pado vel debito personaliter obligatus et ob 
hoc caveat sibi quilibet de credentia facienda d. h. der blosse Ver- 
trag begründet für sich noch kein Pfandungsrecht, dasselbe muss 
in der Schuldurkunde besonders stipulirt sein und daher soU 
sich jeder Glaubiger vorsehen, dass bei Errichtung des Schuld- 
briefes die Pfandungsclausel gehörig aufgenommen werde. 

lm Jahr 1344 schloss Bern mit dem Gotteshaus Interlaken 
einen Vertrag ab, worin sich das letztere allgemein verpflichtet, 
sich in Bern nicht bloss urn das in der Stadt Ziel von Bern ge- 
legene Gut sondem auch um Geldschuld belangen und pfanden 
zu lassen (S. W. 1829. 565). 

Ein helles Licht auf die Verh§,ltnisse der damaligen Zeit 
wirft eine Schuldverpflichtung des Rudolf Schuier von Vespran 
zu Gunsten des Probstes und Convents von Curwalden vom 17. 
Marz 1397 (Mohr cod. dipl. 4. 227) worin er sich zur Bezahlung 
Yon fünfzehn curwalschen Mark verpflichtet und den Glaubigern 
zugibt im Fall der Saumniss sein Gut anzugreifen und zu pfanden, 
WO sie es treffen; der Schuldner verzichtet dabei auf des von 
Vespran Freiheit «ais sie ein freiheit hand daz man si weder 
zu Cur noch uf der strass nit verheften, verbieten noch verlegen 
^olliü Dass das Alles geschehe, war gewissermassen gemeines 
Recht, durch welches man sich durch Privilegiën schiitzen musste. 

Weitere hieher gehörige Belege sind folgende : 

1103. Nov. 8. Bund Beni-Freiburg (recueil 352). 

ivir haben wis ze beiden siten vorbehept dass entwedere stat 
und die iren für die andere stat noch die iren ir lib ir guot noch 
ir houfmanschaft enheineswegs haft noch pfand ber (?) sol mit 
gedinge, es were dann dass deweder statt von bette der andern 
irs guoten willen sich umb dehein redlich geldschuld mit ir ver- 
sigelten briefen hinter die andern statt verbund oder gienge. 



k. 
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In dem Bunde Bern-Luzern (1421. Marz 1) wird verboten 
tizu verheften noch verbieten, denn allein umb gichtig geldschuld 
nnd darumb man versigelt brief hot mit rechten gedingen.^ 

Solche Yersprechungen kommen auch in den mit auslandi- 
schen Staaten eingegangenen Verpflichtungen vor. 

Das alteste, was wir in dieser Beziehung gefunden haben, 
tritt uns bei der Schenkung entgegen, die Graf Amadeus von 
Savoyen im Jahr 1291 der Stadt Bern machte; Amadeus ver- 
sprach zweitausend Pfund zu bezahlen in der Meinung, dass 
er Pfander und Geiseln zu stellen habe, wenn der Termin nicht 
eingehalten werde: 

7WS infra mensem post requisitionem sculteti consulum et 
imiversitatis solvere dictas pecuniae quavtitates aut reddere vadia 
seii pignora ductibilia seu portatibilia de quibus haberi poterunt 
dicte pecuniae quantitates si venalia exponantur, aiUvenire apud 
Patemiacum vel mittere certos mintios utpote filios nostros pro- 
prios vel fratres et ibi tenere hostagia quousque dictis creditori" 
bus esset satisfactum et de dampnis interesse et expensis. 

§ 20. In pragnanter Weise kommt die conventionelle Pfan- 
dung in den Zwistigkeiten zum Ausdruck, welche die Eidgenossen 
im 15. Jahrhundert mit dem Herzoge von Mailand des Livinen- 
thales wegen hatten. Das Pfandungsversprechen wurde hier zur 
Veranlassung der Wiedereroberung des Landes und es verdienen 
daher diese Vorgange eine etwas einlasslichere Darstellung att 
der Hand der Quellen, 

In den beiden Friedens ver tragen vom 12. und 26. Juli 
1426 hatten die Eidgenossen dem Herzog von Mailand die s'ammt- 
üchen Besitzungen jenseits der Alpen, namlich das Livinenthal 
nebst Bellenz, Domodossola und das Eschenthal gegen eine Geld- 
summe abgetreten und zwar nach dem Frieden vom 12. Juli 
^mit solckem geding wo derselbe herr herzog in dem zil und 
an einer der stett (Mailand oder Eriels) die vorgenannte summ 
guldin ze bezaten verzöge und versumte^ dz derselb herr invalle 
in pen zmfaltiger buoss und dz die vier gemeinden umb die 
houptsumm und ouch um die pen sollend und mogend irs eignen 
gewalts und one erforderung des rechten anlangen und verheften 
allenthalben des egenannten herrn des herzogs von Mailand und 
siner ufitertanen guot unz zur bezalung der houptschuld und der 
zwif alten buoss^i» 
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In dem Separatfrieden mit Liizern, üri und ünterwalde» 
lautet die Pfandungsclausel so : quod si aliqua partium predic- 
tarum vél eins subdih non afienderent vd non ohservarent con- 
tenta in suprascriptis capitulis vel alicui eorum contrafacerct vel 
veniret, licccU alteri parti capere et retinere de terris, dominiOy. 
personis et rebus partis non attendentis seu contraf'acientis et 
suorum usque ad complementum solutionem et integram scUisfac- 
tionem omnium defcctuum dampnorunij expensarupt et interesse 
exinde sequentium et sustinendarum per partem passam. 

In beiden Vertragen wird bestimmt, dass die Pfandung nur 
bis auf den Betrag der Forderung vorgenommen werden dürfe^ 
was mit den schon besprochenen Yorschriften aus dem vorher- 
gehenden Jahrhundert übereinstimmt. 

Bald nach dem Friedensschluss erhoben sich neue Anstande. 
Uri behauptete, es seien einzelne seiner Angehörigen in dem Hei*- 
zogtfaum Mailand rechtlos gelassen, dadurch der Friede von 1426 
verletzt worden und somit die Bedingung der Pfandnahme 
eingetreten. 

Der Krieg begann mit der pfandweisen Besetzung des Li- 
vinenthals und der Stadt Bellenz und endigte mit dem Friedens* 
schluss vom 4. April 1441, aus dessen Urkunde hervorgeht, das& 
der Herzog das Recht zur Pfandung bestritt, weil eine Verletzung 
des Vertrages von 1426 nicht stattgefunden habe und dass er im 
weiteren behauptete, wenn auch einzelnen Urnem wirklich Secht 
verweigert worden ware, so sei die Pfandung der ganzen Thai- 
schaft und dazu der Stadt Bellenz jedenfalls weit über die For- 
derung hinausgegangen. Wir lassen den Text der betreffenden 
Stelle folgen: 

Gum aliquamdiu super nonnüüis questionibus et differentiis 
vigentibus inter — ducem Mediolani — et communifaiem vallis^ 
Uraniae guerrae et lites actae fuerint occasione comitatus vallis 
Leventinae quem comitatum conimunitas vallis Uranie pignori 
susceperat^ ex eo quod nonnulli homines ex eorum subditis aliquas 
petitiones contra et adversus nonnullos homines de subditis pre- 
fati principis ducis Mediolani habere dicebant et se proclamationes 
in locis Berinzone et Ayróli iuxta iustae pacis capitulorum de- 
creta fecisse asserebant et eis desuper iusticiam a4ministratam 
non fuisse iuxta eorundem decreta capitulorum^ quare eis huius- 
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modi impignerationem licuisse pf'csumebant itixta tenorem unius 
capittdi predicte pacis manifeste tractandis et dicentis inter cetera 
ita videlicet (vide die obige Stelle im Frieden von 1426 : quod si 
aliqua partium predictarum vel eins subditi etc.) et domino duci 
Mediolani dicte communitati Uraniae huiusmodi impignerationem 
faciendi minime licuisse ex eo quia non appareret homines dictae 
vallis suas proclamationes et denunciationes suarum petiiionum 
ita ut prefertur fedsse iuxta decreta pacis, neque eisdem iusticiae 
administrationem unquam denegatath fuisse; imo si et in quan- 
tum eis licuisset capere pignori de terris ipsius domini ducis^ 
, quod tarnen minime credit, tamen non debuissent impignerare 
ultra debitum et earum petitiones et sibi impignerare fortilitia 
sua Berinzone^ cnm tamen eis suffecisset vallis Leventine etc. 

c. Pf&ndong^ um g^ohtige Schuld. 

§ 21. Die Vertrage erlauben die Pfandung nicht bloss wenn die 
die Contrahenten sich darüber vereinigt haben, sondern in ver- 
schiedenen andern Fallen, welche jetzt besprochen werden sollen. 
Der erste dieser Falie ist die gichtige Schuld oder wie sie 
in den lateinischen Urkunden heisst debitum confessum, debitum 
recognitum, per confessionem legitimam manifestum, confessatum^ 
debitar et fideiussor non negans. Im Deutschen: gichtig geld^ be- 
JcanntiicJier Schuldner, der Schuld anred sein und endlich un- 
leughafte oder unlougenbare Schuld. Der letztere Ausdruck ver- 
dient eine nahere Betrachtung: 

In dem Vertrage von 1308. Sept. 30. zwischen Solothurn und 
Bern wird verboten Jemanden zu pfanden nisi siium debitorem 
et fideiussorem non negantem^ sed pro debitis de quo fit negatio 
debent venire in alteram civitatem. 

Die Erneuerung dieses Bündnisses vom 22. November 1351 
(S. W.) ist wörtlich mit dem vorigen Vertrage übereinstimmend, 
aber deutsch abgefasst und debitum de quo fit negatio übersetzt 
mit a Geldschuld, die leugbar ist.»*) Wie man sieht, heisst also 

♦) Die Vergleichung dieser beiden urkunden ergiebt noch folgende Er- 
klarungen : 

occupare: pfUnden. 
interdicere : verbieten. 
impignerare: auf das Gut fahren. 

debitar et fideiussor non negmis: Geld und Bürgc um gichtig Schuld. 

3 
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leugbar nicht, was geleugnet werden kann, sondern was gelcugnet 
wird. Dieser Ausdruck wird aber nicht bloss von der abgeleug- 
neten Sache, sondern auch von- der leugnenden Person gebraucbt 
und hat dann den Genitiv der Sache bei sich. 

1343. Juli 9. Kiburg-Bern (S. W. 1826. 437.) 

uvd sol iiiemand den andern pfevden dann sinen geit und 
burgen der im des unleughaft ist. 

1352. Januar 25. Bem-Biel (Trouillat 4. 7.*) 

es sol ouch nienian unter uns den andern pfanden noch ver- 
bieten noch uf sin gut faren in den vorgenannten unsern statten 
noch nsrcut, tvand den rechten gelten und burgen, der unlugem- 
ber xvere, Aber umb geldschulde die lugeniber ist, da sol im auch 
der denne fürdcrlicken richten nach siner vorder. 

1379. Juli 4. (Zellw. 119). 

doch haben wir aller meniglich und iedermann um all ver- 
brieft schuld unlaugenbar giïlt — — ausgesetzt. 

1450. (Absch. II 857.) — — ouch des die von Zürich nit 
lougenbar sondern gichtig sien. 

Wie man sieht, ist also onlougenbare oder unleughafte 
Schuld mit gichtiger Schuld gleichbedeutend. 

Die Griinde, wesshalb der Satz, es dürfe nur gichtige Schuld 
gepfandet werden, in den Vertragen zwischen den Standen Auf- 
nahme fand, liegt in dem Umstande, dass dieses Recht bekannter- 
niassen in der gesammten Efdgenossenschaft galt. Auf dieser 
Pfandung für unbestrittene Schuld beruht noch heut zu Tage 
das schweizerische Betreibungsrecht Von der Betreibung unter- 
scheidet sich die Pfandung aber wesentlich dadurch, dass die 
erstere an dem Orte angehoben werden muss, wo der Schuldner 
wohnt, wahrend die Vertrage gerade umgekehrt das Recht ein- 
raumten, die Pfandung um gichtige Schuld ausser dem Gerichts- 
kreise und Wohnorte des Schuldners auf dem Geblete des Glau- 
bigers vorzunehmen. 



*) Gleiche Bestimmung 

1364. Januar 16. Bern-Freiburg-Savoien (recueil 210.) 
1403. November 8. Bem-Freiburg. (recueil 352). 
1407. Juli 24. Freiburg-Biel (recueil 386). 
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Es ist wohl nicht zweifelhaft, dass der Richter, der die Pfan- 
dung zu bewilligen hatte, die Schuld als eine gichtige anerkennen 
und dass daher das Gestandniss vor diesem Richter abgelegt 
werden musste. Bekanntlich sind sehr viele Schuldurkunden in 
der Form abgefasst, dass der Schuldner in dem Eingang gesteht 
(vetyehetiy vergicht), eine bestimmte Summe schuldig geworden 
2U sein. Die Production einer solchen Urkunde geuügte aber 
offenbar nicht, um die Schuld zu einer gichtigen zu machen, 
eine solche Urkunde durf te nach dem alten Beweisrecht abge- 
leugnet werden; zum Begrifl der gichtigen Schuld gehorte das 
von dem Schuldner vor dem Gericht abgelegte Eingestandniss 
die confessio legitima debitoris wie es in der gleich anzufilhren- 
den Stelle heisst Allerdings konnte der blosse urkundliche Be- 
weis einer Forderung gleichfalls zur Pfandung führen, in diesem 
Fall wurde sie aber nicht wegen Gichtigkeit, sondem wegen 
Kuntlichkeit bewilligt. 

Wir lassen nun vorerst zwei landrechtliche Zeugnisse für 
das Recht der Pfandung für gichtige Schuld folgen: 

Das Pfandrecht der Grafschaft Baden (ungefahr 1500) sagt: 
um gichtige schuld sol deheiner dem andern recht bieten oder 
pfand versagen, Welicher ds tuot soll verfallen sin ztvei pfund 
heUer ein Vogt zu Baden. 

1558. Bünzer-Amtsöfifnung (Argovia). 

wenn einer einen Schuldner der im gichtig und der Schuld 
gane nit laugenbar ist, — der sol zu einem iveïbel keren^ der 
denn mit im ze dem Schuldner ze hus, hof oder wo er in betreten 
mag gen soL 

Von den vielen Vertragen, welche sich über die gichtigen 
Schulden aussprechen, sollen hier einige wenige Platz finden. 

Ohne Zweifel gehort hieher die Bestimmung des Drei- 
landerbundes: nullus capere debet pignus alterius nisi sitmani- 
f es te debitor vel fideiussor, In dem Bunde von 1315 ist das 
Wort manifeste nicht übersetzt, es heisst einfach: es sol ouch 
nieman den andern pfenden er si denne gelte oder bürge. 
Es ist schon darauf aufmerksam gemacht worden (§ 14), 
dass man trotz dieses Unterschiedes dem deutschen Text keinen 
andern Sinn beliegen kann als dem lateinischen. Auch die Ueber- 
setzungsetzt voraus, dass die Schuld eine oSehkxiniige(manifestum) 



sei. Nach der folgenden Urkunde Yon 1343 wird eine Schuld offen- 

kundig entweder durch Gestandniss (confessio Ugitima) oder durch 

glaubwiirdige Urkunden (lUterae fiih dignae) und es kann sïch 

somit der Dreilanderbund auf beide Falie beziehen; aucb die 

"-'bte Schuld ist ein manifestum delntum in noch höherem Masse 

jede andere, wei) die Gerichtskunde allen andem Beweigen 

;eht; in diesem Sinne bringt die Urkunde von 1500 den 

tigen und bekanntlicben Schuldner mit dem Gelöbniss in 

inunenbang. 

1343. Bündniss Freiburg-Bisthum Lausanne (recueil 165). 
In primis ordinamus qitod gentes nostrae et subditi tiostri 

possiint pignerare unus alterum nisi pro dcbitis per 

^issionem legitimam dcbitoris aut per fide dignas litteras matii- 

is. 

1337. Mai 16. Bem-Interlaken (S. W. 1833. 161). 

ttm giclttig geld mag ietwedcr teil sinen geivdren und gich' 

' geilen und burgen pfenden und nieman anders. 

1500. Oct. 27. Maximilian — Gotteshaus-undXGerichtehnnd. 

es sol ouch dhein teil uns noch niemand anders, so in diser 

inung hegrifff.n ist, den andem heften noch verbietcn, damt 

i gichtigen inid hehanllichen schuldner gullen oder burgen, 

iarum gelopt oder versprochen hat. 

Noch in dem Vertrage vom 10. Janaar 1756 verpflichten 

Neuenburg und Solothuni genau mit der Formel des 14. 

hunderts in dieser Weise: 

Keine Partei soll die Unterthanen der andem anlialten lassen 

en, ausgenommen allcin um cingeslandener Schulden willen. 

d. Die Pfïndung: nm kuntUohe Schuld. 
5 22. Dass die gichtige Schuld mit dem Pfandungsrechte 
hen wurde ist leicht erklarlich. Der gichtige Schuldner 
, dass er sich mit dem Schuldbekenntniss der Pfandung 
tzt und diese erfolgt also mit seinem Willen. Das Gegen- 
findet in denjenigen Fallen statt, von denen jetzt gesprochen 
m sol). Diese haben alle das unt^r sich gemein, dass die 
irung (nicht etwa das Prandungsversprechen) durch andere 
1 als das Schuldbekenntniss kuntlich gemacht werden mus& 
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und dass aaf diesen Beweis hin die Pfandung vorgenommen werden 
darf. Nach dem Ausdruck der Urkunden soll die Ansprache 
kundbar gemacht werden durch: versiegelte brief, glaubhafte 
instrument, brief und sigel, glaübwürdig geschrift und brief; dafiir 
lesen wir in den lateinischen Urkunden : litterae fide dignae, Ut- 
ierae vel professae^ litterae autenticae. 

Die Vertrage denen diese Ausdrücke entnommen sind sprechen 
sich nicht darüber aus, bei wem diese Beweise geleistet werden 
mussen ; da es aber sicher ist, dass keine Pfandung ohne richter- 
liche Bewilligung stattfinden durfte, was sp'ater nachgewiesen 
werden soU, so darf gefolgert werden, wie es auch die Natur der 
Sache mit sich bringt , dass der Beweis da geleistet werden musste 
WO die Pfandung begehrt wurde. 

So heisst es in dem schon citirten Bündniss Freiburg-Bisthum 
Lausanne (ree. 165) 1343. Sept: 

In primis ordinamus quod gentes nostrae et subditi nostri 
non possunt pignerare unus alterum, nee saisire bona alterius nee 
barrare nisi pro debito seu debitis vel pro fideiussionibus, seu 
promissionibus per confessionem debitoris vel fideittësoris aiit per- 
sonae quae promissiones ipsas fecerit aut per fide dignas litteras 
manifestis. Et eo casu debitores, fideiussores et dictae personae 
quae dictas promissiones fecerint possunt pignerari, vel eonim 
bona saisiri ad instantiam ereditorum suorum usque ad satis- 
factionem debitorum et promissionum in quibus essent obligati, 

£s wird diese Stelle aus mehreren andern namentlich darum 
angefUhrt, weil darin von pignerare, barrare und saisire die Rede 
ist. Wahrend der erste dieser Ausdrücke offenbar von der ge- 
wöhnlichen Verpfandung zu verstehen ist, können die beiden 
andern ebenso gut von dem Arrest verstanden werden. Ist dieses 
richtig, so würde daraus folgen, dass wenigstens nach den Vor- 
schriften dieses Vertrages der Beweis der Schuld noch nicht sofort 
zur Executionspfandung habe führen mussen, sondern dass im 
Bestreitungsfalle der Glaubiger nur Arrest auf das Gut des 
Schuldners habe nehmen können, selbstverstandlich mit der Folge, 
dass dann das Yerfahren in der Hauptsache auch vor dem Arrest- 
gerichte gefunden habe. Für diese Anschauung sprechen auch 
die Ausdrücke : verheften, verschlahen, anvallen, verbieten, hinter- 
halten, niederreissen, arrestare, detinere^ barrare. 
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1454. Juni 1. Vereinigung der Eidgenossen mit SchaShausen. 

es sol ouch nieman den andren weder verbieten noch verheften 
dann den rechten gulten oder burgen, der im darum gelobty ver- 
sprochen und verbrieft hat. 

1477. Aug. 20. Savoien-Bern Freiburg. 

preterea decisum est inter nos qtwd nee nos nee genfes nostrae 
per dliquem eventum pignerari, arrestari, detineri debeatnus nisi 
pro débitis velde quibus litterae vel professae habentur 
vel propter mcUeficium aliquod patratum vel delictum. 

1526. Febr. 3. Burgrecht Bern-Freiburg. 

es sollend auch unser lüt einanderen nit verheften, verbietenj 
verpfdnden noch hinderhdlten dann um gicktig schulden oder 
welich schulden durch glaubwürdig geschrift und brief 
ereeigt und kuntlich gemacht mogen werden. 

Der Schuldner konnte aber nicht bloss durch Urkunden, son- 
dern auch durch Zeugniss kuntlich gemacht werden. Dieerste 
Urkunde die wir hieriiber gefunden haben stammt erst aus dem 
15. Jahrhundert. 

1477. Nov. 11. Bisthum Genf-Bem Freiburg. 

pro debitis recognitis vel de quibus litterae testimoniales 
habentur potest una partium et sui alteram vel suos rite arrestare 
et pignerare. 

1502. Aug. 22. Savoien-Bern. 

nulla partium nostrarum aut ipsarum homines et subditi per 
dliquem eventum seu ex aliqua causa alterius partis homines sub- 
ditos vel attinentes débeant nee possint pignerari arrestari seu 
detineri nisi pro debitis confessatis vel quae litteris vel suffi- 
cienti testimonio approbari possint. 

1503. Juni 16. Mailand. Capitulat. 

— nisi pro débitis confessis vel quarum obligationes per 
litteras autmiticas ostendi seu sufficienti testimonioverificari 
possunt vel pro atrocibus delictis. 

Spater werden die Anforderungen an den Schuldbeweis ganz 
unbestimmt. Der Yertrag zwischen Savoien und den Eidgenossen 
vom 8. Mai 1577 sagt dass in keinen weg und umb k*:in andre 
sach verhit noch arrestirt werden soUe dann allein um gichiige 
schulden, gegebene brief und sigel und um genugsamlich 6c- 
zügte sachen. 
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In dem Vertrage vom 24. Dez. 1518. zwischen Besangon- 
Bern Freiburg und Solothurn werden glauhwürdig brief und 
rechenbücher als Beweismittel zugelassen, woraus wohl ge- 
schlossen werden darf, dass auf einen solchen Nachweis hin nur 
ein Arrest und keineswegs eine execütorische Pfandung gefolgt 
sei. Aus den Vertragen selbst und bei der ünsicherheit welche 
in der Bezeichnung der eigentlichen Pfandung im Gegensatz zu 
der blossen provisorischen Massregel des Arrestes herrscht, ist 
es nicht leicht möglich zu einer bestimmten Einsicht zu gelangen. 
Für den Zweck der hier verfolgt wird ist dieses aber auch nicht 
nothwendig ; es genügt zu wissen, dass in den aufgezablten Fallen 
mindestens ein Arrest von dem Glaubiger erlangt werden konnte 
und dass dadurch auch der Gerichtsstand in der Hauptsache an 
dem Ort des Arrestes gesichert war. Dass bei dieser Leichtig- 
keit gegen den Angehörigen eines andern Gemeinwesens mit 
Arrest und Pfandung vorzugehen die Sicherheit des Verkèhrs 
sehr wesentlich leiden musste, ist leicht einzusehen. Die Ge- 
wissenhaftigkeit der Behörden, welche dem Missbrauche allein 
hatte entgegentreten können, scheint oft gemangelt zu haben, 
wesshalb man denn auch vielen Klagen über die aus diesen Ver- 
haltnissen hervorgegangenen Uebelstande begegnet. 

e. Vollziehung der Pf&ndung. 

§ 23. In dem Vorigen ist gezeigt worden unter welchen 
Bedingungen der Schuldner oder auch dritte Personen gepfandet 
werden dürfen. Die Vertrage begnügen sich hiemit nicht, sie 
befassen sich auch mit dem femeren wichtigen Punkte, auf welche 
Weise die erlaubte Pfandung vorgenommen werden dürfe. Sobald 
der Glaubiger das Recht hatte ohne Zuthun der Obrigkeit selbst 
zu pfanden, wie ihm das in einzelnen Theilen der Eidgenossen- 
schaft und namentlich in den drei Landern gegen seinen Lands- 
mann zustand, so lag die Gefahr nahe, dass der fremde Schuldner 
unter widerrechtlicher und gewaltthatiger Behandlung werde zu 
leiden haben. Das Bestreben der ewigen Bünde sowol als der 
andern Vertrage ist daher darauf gerichtet die Selbstpfandung 
zu verbieten oder mindestena zu beschranken. Schon der Bund 
Yon 1291 enthalt die Vorschrift, dass die Pfandung des Gelten 
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und Burgen nur mit richterlicher Bewilligung vor sich gehen 
dürfe (et hoc tantum fieri debet de licencia sui iudicis speciali; 
und sóll dennoch tuon nit wen mit sines richters urloube), Diese 
letztere Uebersetzung im Bande von iai5 ist nicht ganz genau weil 
sie auf das Wort a speciali » keine Bücksicht nimmt, mit welchem 
Ausdruck wol gesagt werden wiil, dass die Erlaubniss nicht eine 
allgemeine Ermachtigung für die Zukunft sein dürfe, sondem 
in jedem besonderen Fall eingeholt werden müsse. Wiederholt 
ist die Bestimmung des Dreilanderbundes in dem Luzemerbund 
von 1332. Der Bund von 1291 geht aber noch weiter indem er 
auch im Fall von Schadigungen durch Delict eine eigenmachtige 
Pfandung nicht erlaubt sondem vorschreibt, dass das Gut des 
Schadigers aufgehoben und darüber zu Gunsten des Geschadigten 
gerichtlich verfügt werden soll. 

1291. Si quis de conjuratis alium rebus spoliaverit vel damp- 
nificaverit qualitercunque^ si res nocentis infra valles possunt 
reperiri servari debent ad procurandam secundum iusticiam lesis 
satisfactionem. 

1315. were ouch daz, dae unser eitgenosie dékeiner den an-- 
deren mit roube odcr anders ane recht schadegote findet man des 
ffutes iclU inret landes, damite sol man dem kleger sinen schaden 
abe tuon, 

Auch in diesem Falie weicht die Uebersetzung ab, da auf 
die wesentliche Bestimmung des alteren Briefes, dass die Ent- 
schadigung nach Recht (secundum iusticiam) zu geschehen habe, 
keine Rücksicht genommen ist. 

In dem Bunde mit Zürich und Zug ist nicht gesagt, dass 
die Pfandung mit dem Richter zu geschehen habe, woraus aber 
selbstverstandlich nicht ohne weiteres das Gegentheil folgt. Wohl 
aber enth&lt der Bernerbund von 1353 eine auch im Ausdruck 
sich an die Bünde von 1291 u. 1315 anschliessende Yorschrift: 

es sol nieman so in dirre buntnuss ist den andern pfenden 
— wan mit gericht und mit den rechten an alle geverdc. 

Neben diesen Bestimmungen der ewigen Bünde bestehen 
solche in früheren und sp'ateren Vertragen: 

In dem Vertrage von 1254 zwischen Winterthur und Zürich 
§ 10 heisst es: 
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man soll nieman heften — er si dejin gelte oder hürge und 
dennoch sol man dieselben nicht heften wan — mit dem gericht 
und inreihalb gerichte. 

Bei diesen Worten ist nicht bloss die materielle sondern 
auch die formelle Uebereinstimmung mit dem sieben und dreissig 
Jahre spatern Dreilanderbund wohl ins Auge zu fassen. 

1379. Juli 4. Vereinigung der Reichsstadte (Zellw. 119): 

wir sollen ouch auf heiden siten furchommen und bestellen 
daz dheinerlei angrijf und pfdndung an recht nit geschach. 

1293. Aug. 16. (Kopp. Urk. II. 85): 

dehein burger sol einen andern burger nit besweren an lib 
noch an guot, wan allein der recht geit oder bürge ist — und 
sol noch denne der dékeine an libe noch an guote bestveren noch 
beheften wand mit gerichte. 

1294. Jan. In diesem schon angefiihrten Bündniss zwischen 
Freiburg und Murten werden die Bedingungen der Pfandung auf- 
gefühit und der Erlaubniss zur Pfandung mit den Worten er- 
wahnt (net sic est licencia indulgendain. 

Dasselbe ist in den Bündnissen Freiburg-Biel (1343) und 
Freiburg-Payerne (1349) der Fall. 

1343. Vertrag zwischen Graf Eberhard von Kiburg und Bern 
(S.W. 437): 

und soll niemand den andern pfenden dann sinen geit und^ 
burgen, der im des unleiighaft ist, er brechte denn solche kunt- 
schaft vor den richter dass im der erloubte ze pfenden. 

1343. Freiburg-Bisthum Lausanne (recueil 165): 

debitorcs possunt pignerari vel eorum bona saisiri adinst<in- 
Ham crcditorum. 

Von den mit auswartigen Staaten abgeschlossenen Vertragen 
führen wir nur einen, das mailandische Capitulat vom 16. Juni 
1503 an, welches verlangt, dass der Pfandung eine Verification 
der dafür angerufenen Titel und demnach eine Erlaubniss voraus- 
gehe. 

Obschon im ganzen die Zeugnisse über das Verbot der Selbst- 
pfandung in den Vertragen nicht sehr haufig sind, so sind sie 
anderseits so bestimmt, dass gar nicht anzunehmen ist es habe 
je vertraglich das gegentheilige Recht gegolten, wofftr sich auch 
in den Urkunden keine Spur findet. In dem durch das Stanser- 
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verkommniss neu bestatigten Pfaffenbrief wird diesera VerhJlltniss 
ganz besondere Aufmerksamkeit zugewendet. Es sagt derselbe: 
wer ouch daz letnan so in diesen vorbenannten stelten und leiidcren 
wonhaft sint den andern an recht angriff und sthadgoti mit 
pfdndung oder mit andern sachen, des lib und gtiot stilcvt die, 
hi dien er wonhaft ist noten und des wisen daz er den schaden 
genzUch ahleg und wieder tuo, wan unscr geswornen brief msent, 
daz nientan den andren an recht schadgen sol. 

Diese Bestimmung gilt fUr die Eidgenossen; der Brief sorgt 
aber in gleicher Weise auch fUr die Gaste und die Fremden: 

er si gast lantwann oder burger, frömbd oder heimsch, tcie 
sie geheissen sient daz die mit ir lib und mit ir guot in allen 
unsern und der so en ii»s gehörcnt gerichten und gebieten sicher 
varen, daz si ane recht nieman kümbern sitnien noch 
schadgen sol. 

So lange der Glaubiger im Gebiete der Ëidgenossenschaft 
wohnte, war der Schuldner durch diese Vorscliriften gegen wider- 
rechtliche Bcschadigung geschützt, zog er aber weg oder warde 
die Forderung an einen Fremden abgetreten, so lief der Schuldner 
Gefahr, ausser dem Lande an Leib und Gut angegriffen zu werden. 
In gleicher Weise lieas sich das in dem Pfaffenbrief ebenfalls aus- 
gesprochene Verbot der fremden geistlichen Gerichte umgehen. 
Üm diesen Gefahren zu begegnen wurde daher verfügt: 

es sol ouch nieman under uns sin sach oder ansprach ieman 
in dehein wis geben, davon ieman bekumbert mocht werden. — 
Wcr aber dne ieman sin htirgrecht oder sin landrccht «/ gab 
und damach ieman under uns mit frombden gerichten weltlichen 
oder geistlichen uftricb und sckadgoii der sol doch nientermer 
wieder in dieselben stalt oder in das land Jcomen, e daz er den 
angesprochenen genzlich abgeldt allen schaden den er von des 
frombden gerichfes wegen genomen hat, an alle geverd. 

f. Der vertraffliche AnssohluBB der PHindang. 

§ 24. SchOQ im Jahre 1528 (1. Mai) stossen wir auf einen 
Vertrag zwiscben Savoyen und Wallis, in welchem die gegen- 
seitigfl Pföndung und alles Arrestverfabren gegen Personen und 
Vermogen förmlich abgeschafft und verboten wird. Es be- 
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zeichnet diese Bestimmung einen Wendepunkt, wesshalb die Stelle 
hier einen Platz finden mag. 

item quod pro quibttscunque Jiereditariis successionibus et 
propriis creditis chirographariis ac aliis adionibus subditos am- 
barum partium nostrarum concernentibus adores reofttnz forum 
sequi tenentur, nee pro huius modi debitis et actionibus civiUbus 
liceat subditis quibuscunque contra debitorem reum petere seque- 
strunty incarcerationes vel mercantiarum subhastationes^ sed or- 
dinarii iudices reorum tenebuntur et debebunt petevtibus brcvem 
et expeditam iusticiam ministrare^ sola facti veritate inspecta ubi 
amicabiliter causae hiiiusmodi sedari et concordari non poterunt. 

Andere Vertrage folgten in gleichem Sinne bald nach und 
zwar in erster Linie der Vertrag der sechs katholischen Orte mit 
Wallis vom 12. Marz 1529 und dann namentlich derjenige zwi- 
schen den gleichen Orten und dem Herzogthum Mailand vom 
8. Januar 1533. 

— dass iedesmal der klager den beklagten vor sinem or^ 
denÜichen richter suchen und beclagen und nit gewaltiger noch 
verbotlicher handlang gébruchen soll und demselben kleger sol 
recht gehalten werden in monatsfrist. 

In dem Capitulat aller 13 Orte mit Mailand (1552) wurde 
dieser Grundsatz ebenfalls aufgenommen und damit für die ganze 
Ëidgenossenschaft guitig : 

~ non debba una parte a Valtra far sequestrar, restar ne 
robbar ma debba Tattore ricercare e litigarc contra il reo nel 
liiogo ed avanti il giudice dove egli abita. 

Mit Wallis gieng Mailand am 23. October 1615 einen Ver- 
trag mit denselben Bestimmungen ein. 

lm Verhaltniss zuFrankreich war schon durch den ewigen 
Frieden jede Verheftung von Leib und Gut untersagt und in 
aUen spateren Bünden namentlich in denen von 1549, 1663, 1715 
und 1777 der Gerichtsstand des Wohnsitzes als Regel aufgestellt. 

Von Vertragen mit andem Staaten erwahnen wir nur den- 
jenigen vom 28. September 1579 zwischen den katholischen Orten 
und dem Bischof von Basel. 

Das juristische Resultat dieser Veranderungen zusammenge- 
halten mit demjenigen was in § 18 gesagt worden ist, besteht darin, 
dass in den mailandischen Vertragen die Pföndung abgeschafft» 
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dafür aber das forum contradus eingefdhrt wurde. Damit gelangte 
€in wichtiges Princip zu seiner Geltung. Der Schutz, welcher dem 
Glaubiger durch die Pfandung gesichert war, wurde dadurch auf das 
richtlge Mass herabgesetzt, dass der Schuldner verpflichtet wurde, 
var dem Gerichte Recht zu nehmen, in dessen Gebiet die Forderung 
«ntstanden war. Auf diese Weise kam auch die Natur der gelobten 
Schuld zur gehörigen Entwicklung (§ 15). Die Wirkung, welche aus 
demUmstande folgte, dass Jemand vor dem Richter ein Schuld- 
oder Pfandungsversprechen ablegte, wurde auch auf diejenigen Ver- 
tr&ge ausgedehnt, welche nicht vor Gericht abgeschlossen wurden, 
der Abschluss an einem bestimmten Orte trat gegenüber dem 
Abschluss vor Gericht in den Vordergruud und begründete nun 
allgemein den Gerichtsstand dieses Ortes. Es kam die praktische 
Erwagung zum Durchbruch, dass es zwar nicht am Platze sei 
für eine Forderung am Orte ihrer Entstehung die Pfandung zu 
gestatten, dass aber viele und gute Gründe dafür sprechen, an 
diesem Orte wenigstens das gerichtliche Verfahren darüber wal ten 
2\x lassen, oder mit anderen Worten dort das Gericht dafür an- 
2uweisen. 

Ohne Zweifel waren die Parteien durch das allgemeine Pfan- 
dungsverbot nicht gehindert auf dem Wege des Vertrages das 
Pfandungsrecht einzuraumen. 

§ 25. Es ist schon gezeigt . worden, dass auch in den Ver- 
tragen mit Frankreich einerseits die Pfandung untersagt war 
und anderseits seit 1715 ein verkümmerter Gerichtsstand des 
Vertrages bestand und bis auf den heutigen Tag bestehen blieb. 
Die Hauptrichtung gieng bei den französischen Vertragen auf 
die unbedingte Geltung des forum domicilü aber in dem lobens- 
v^erthen Bestreben die schweren Nachtheile des Pfandungs- und 
Arrestwesens zu beseitigen, wurde auch das Element des forum 
contradus, das darin gewissermassen verborgen lag, unter- 
drückt. 

Wahrend sich auf diese Weise, namentlich in dem Verhalt- 
niss zu Mailand, eine gesunde Entwicklung der Gerichtsstands- 
irage Geltung verschafte, war in den Beziehungen der eidgenös- 
sischen Stande unter sich das Gegentheil der Fall. Hier blieben 



— 45 — 

die alten Bünde mit den sonstigen Vertragen*) und damit 
alle Satzungen über Pfandungen, Verbote und Arreste bis zum 
Ende der alten Eidgenossenschaft wenigstens formell in Kraft 
und die einzige Spur von Weiterbildung des Rechtes betrifft den 
ersten eidgenössischen Bund, den die drei Lander, wie wir ge- 
sehen, im Jahre 1637 erlautert haben. Bei diesem unthatigeu 
Verhalten blieb es aber nicht. Nachdem die Pfandung in den 
Vertragen mit Mailand und Frankreich bereits abgeschafft war,, 
wurde sie in den schweizerischen Vereinbarungen wieder neu ein- 
geführt, so zwischen Bern, Freiburg und Genf (1526), ferner 
zwischen Bern und Genf (1536), Zürich, Glarus-Zehngerichten- 
bund (1590) und endlich zwischen Solothurn und Neuenburg noch. 
im Jahre 1756. 

Die praktischen Consequenzen, welche aus diesen Verhalt- 
nissen hervorgiengen, liegen auf der Hand. Weder ein Mailander 
noch ein Franzose konnte in der Eidgenossenschaft gepfandet 
oder wegen einer Schuld verhaftet werden; der Schweizer da- 
gegen war von einem Canton zum andern dieser Gefahr ausgesetzt 
und wir wissen aus einer Menge von Beispielen, dass man bei 
den Pfandungen und Arresten nicht selten noch weit über die 
Grenzen hinaus gieng, welche in den Vertragen gesteckt waren. 

Schlimmer als diese directe Folge war aber der ganzliche 
Stillstand, welcher in der weiteren Entwickelung des Rechtes ein- 
trat. Diese Verhaltnisse konnten nur durch Aenderung der Bünde- 



*) Neben den ewigen Bünden, durch welche die einzelnen Stande in 
die Eidgenossenschaft eintraten, sind die hauptsS,chlichsten Vertrslge die 
bis znm Ende der alten Eidgenossenschaft in Gültigkeit blieben folgende : 

1408. Gleicher Bnnd Zurichs und Glams. 

1421. Ewige Vereinigung Bern-Luzern. 

1423. Ewige Vereinigung Bern-Zürich. 

1450. Bund Zürich, drei Lander-Glarus. 

1451. Burg- und Landrecht Abt St. Gallen-Zürich, Luzem, Schwyz; 
Glarus. 

1452. Bund der 7 Orte mit Appenzell. 

1454. Bund Stadt St. Gallen-Zürich, Bern, Luzera, Schwyz, Zug, Glarus^ 

1480. Burgrecht Bern -Freiburg. 

1517, Burgrecht Bern-Freiburg-Solothurn. 

1584. Burgrecht Zürich, Bern-Genf. 

1637. Erliluterung des Dreilanderbundes. 
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gründlich verbessert und geandert werden, und es fehlte auch, 
-wie wir zeigen werden, nicht an Versuchen dieses Mittel zur Anwen- 
4iing zu bringen. AUein die Durchführung scheiterte an der 
^erfahrenheit der politischen Verhaltnisse. Nur die drei Lander 
brachten es im Jahr 1637 zu der besprochenen Erlauterung ihrer 
alten Bünde. Zu der Uuvollkommenheit des materiellen fiechts 
gesellte sich noch der ira Verlaufe naher zu besprechende Uebel- 
«tand, dass auch das eidgenössische Rechtsverfahren, welches auf 
<lie Gestaltung des Rechts hatte von Einfluss sein können, sich 
bald als unzulanglich und unfruchtbar erwies. 

§ 26. Diese Betrachtungen ergèben sich nicht bloss aus der 
Natur der Sache; sie wurden auch von den Zeitgenossen ange- 
^tellt und fanden in staatlichen Verhandlungen ihren Ausdruck. 
Der Nachweis liegt in den Nachrichten über di€ in der Mitte 
<des 17. Jahrhunderts versuchte Aenderung der Bundesvertrage, 
wobei auch diejenigen rechtlichen Fragen mit in's Spiel kamen, 
Ton denen diese Arbeit handelt. Obschon dieser Versuch zu 
keinem praktischen Ziele führte, hat er für unsern Zweck gleich- 
wohl ein wesentliches Interesse; wir lernen daraus die Punkte 
kennen, welche damals als der Verbesserung bedürftig erkannt 
wurden und ebenso die Mittel, die man zur Abhülfe vorschlug. 

Schon im Jahr 1629 wurde auf einer in Aarau abgehahenen 
CJonferenz eine engere Verbindung der evangelischen Orte und 
ihrer Zugewandten gut und notwendig befunden. Nach und 
nach machte sich der Gedanke geitend, die verschiedenen Bünde, 
durch welche nur einzelne Stande unter sich ver bunden waren 
durch einen alle evangelischen Stande umfassenden Bundesvertrag 
zu ersetzen und in demselben die Aenderungen festzustellen, 
welche das Interesse der Bundesgenossen zu erf order n schien. 
In einer Conferenz zu Königsfelden (am 22. und 23. Marz 1655) 
wurde von zwei Delegirten das erste Project des neuen Ver- 
trages entworfen und den Standen mitgetheilt, uni auf einer 
Tagsatzung zu Aarau (im Mai des namlichen Jahres) berathen 
zu werden. Für diese Zusammenkunft ertheilte der Rath von 
Bern am 23. April 1655 seinen Abgeordneten Instructionen, aus 
denen sich die Motive des Vertragsentwurfes deutlich ergeben. 
Wir beschranken uns an dieser Stelle darauf nur von den Be- 
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stimmungen des Entwurfes zu sprechen, die sich auf den Ge- 
richtsstand beziehen. In dieser Hinsicht wird in den Instructionen 
von Bern die Kothwendigkeit der Aenderung der alten Bünde 
in foigender Weise begrüudet: 

Evangelische Abscliiede, Band F und G. Staatsarcbiv Bern : 

Demnach handlend die eilgenössischen hSnd auch sonder- 
lich von den mitilcn en erhaltung heharrïichcr eitgmössiseher 
tretc liebe und fründschc^t und uhc die ciitslehende slöss und 
spiin sollend gut- ald rechtlich gerichtet und usgelragen werden. 
Dietcil ober us der erfarenheit genügsam hekannt, dass man sich 
dieser mittlen wenig me/ir achlet sonder bald ein jedes ort de 
facto in sachen vorfarcn tut; ist es ja auch eine kohc votdurft. 
dass man sick gegen eiimaderen der miitlcn halb zum entscheid 
fiirfallender spanen also crlülcrc, dass man sick allersits ver- 
nügim könne. 

Man sollte auch in Icraft der hünden ein anderen anderst 
denn «f vorgegangen recJU int heften noch pftnden noch us siner 
hehusung triben, auch heinen legen umb geldschuld u/f geistlich 
gericht laden. Diess ist aber bisher auch schlechtUch observirt 
toorden und eins bcssern ansehens und ordnung hoch von nölen. 

Ohne Zweifel bezieht sich der erste dieser Sütze auf die 
Handhabung und Organisation des eidgenössischen Rechts, von 
dem spater die Kede sein wird. 

Der zweite Satz bedarf keincr naheren Erlauterung, er stellt 
die Thatsache fest, dass die Vorschriften der alten Bünde in 
Bezug auf Pfandungen uud Verheftungen nicht gehandbabt werden, 
dass an die Stelle des Tlechtsverfahrens die Selbsthülfe getreten 
und dass die geistlicben Gerichte zu unberechtigter Geltung ge- 
langt seien. Der Rath von Bern halt darum eine bessere Ord- 
nung aller dieser Verhültnisse hoch von Nöthen. 

Betrachten wir nun die Vorsehlage zur Abhülfe und zwar 
vorerst diejenigen, welche von den beiden Delegirten in dem 
Königsfelder-Entwurf gemacht wurden. 

Evangelische Abschiede, G. pag. 29. Staatsarcbiv Bern. 

Art. 4. Jteiii, es ist auch btredt undt under uns von altem 
harkommen, dass nicmanÜt den andern uff hein frömbd gricht 
laden noch tryben sall, weder umb schuldsachen, freffel noch 
ander ding, sonüerjedermann von dem andern RecM suchen und nem- 
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men an deneu Sletten^ da der gesessen ist oder hingehört, wclwlieit 
mann anspricht, sonderlich aber auch^ dass alle Freffel an dem End 
and in denen gerichtene ivo sg begangen, tmdt die schmdchschriff" 
ten an dem Orth, wohin sólche gcschicM und eroffnet oder offen 
abgelegt, sollindt gestrafft werden. Undt ivas aiich ein don einen 
oder andern mit gericht und urteil crkendt wird, dess soll sich 
ein jeder lassen benügen und darby belgben \ mann soll aber auch 
dem kleger sowol in diszen alsz nachvolgenden sehuldsachen gut 
scJdünig undt unparteyisch Recht halten und ividerfahren laszen, 
ohne alle gcferdt. 

Art. 7. Desglichen so sollen wir die obgenannten partien und 
alle die unsern nieinand der andern partie noch die sinen um 
unbeJcannt schuld oder darum brief und sigel nit erschinen oder 
einich gelubd und beivisung dazu dienende funden werden^ toeder 
uerheften, verbieten, ine noch das syn arrestiren noch anfaUen, 
sonder ob jeman unser vorgenannten partien oder die iren zu der 
andren partei oder den iren zuspruch hdbend, die mogen darum 
und desshalb recht suchen tvie hievor ist bescheiden, 

Aber den rechten schtddner^ er were oder tvurde der schuld 
anred oder erwisty der mocht desshalb verhefft werden und gegen 
ine gehandelt tvie das recht ist, oder ob die schuld verbrieft tvere 
brief und sigel desshalb ertrügen, 

Hiemit so soll auch Tceiner für den andren umb Icein sach 
nit pfand sin noch gepfendet xverden. 

Was zins betriff t die mag iedermann fordern undt in ziehen 
als bisher gewonlich ist getvesen. 

Obglich wol aber ein ieder wie obstat des rechten sich zu be- 
nügen hat, so ist doch in sachen geltschuld, bussen, eigen erb óld 
ligende güter betreffend bedinget und zugelassen, dass der so mit 
urteil beschwert wer nit verhalten sin soll, sich für die lioch 
óbrigheit der orten da solich ding ligend oder gefertiget sind zu 
berufen mit trostung sines widerteils für ertvachsenden kosten tvie 
dann gewon und derselben orten harkomen ist. 

Der Rath von Bern hatte in seiner Instruction zu diesen 
Artikeln keinerlei Aenderungen vorgeschlagen ; in der Berathung 
durch die Tagsatzung wurde dagegen nur der vierte angenommen 
der siebente dagegen wesentlich geandert. Leider sind die Motive, 
welche diese Aenderung veranlassten, nicht bekannt. Der von 
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der evangelischen Conferenz angenommene Artikel lautet folgen- 
dermassen : 

Art. 7. Umb schulden^ darumb verschrybungen mit ligenden 
pfanden vorhanden, es betreffe liauptgüter oder zinsz, soll ein jeder 
gesticht werden^ ivo die underpfander lige^id; deszglychen sóll mami 
auch einanderti umbgenteine verschribne undunverschribnelauffende 
schulden vor dem richter, wo der schiddner sesshafft, bevorderist 
anlangen und beJcantlich machen^ und vor und ehe solches be- 
schehen Tceine arrest nit gebriicht werden; wann aber die schuld 
in richiigJceü gebracht und der jsfalungstermin verfloszen oder 
sonderbare glübd beschehen, oder verlcomnuszen verhanden, dass 
einer an einen gewüszen orth zezalen versprochen hette oder die 
schuld by loirthen oder handwercJislüthen were gemacht tvorden, 
oder einer sonsten ein useklagter oder landtschweiffender mann 
were, alszdann mag mann sich der arresten und hafftboten tvol 
bedienen. Es sollend aber dieselben gegen niemanden als dem 
rechteti schiddner oder deszelben tröster fürge^iommen toerden. 

Der Erörterung dieser Bestimmungen vorangehend ist darauf 
aufmerksam zu machen, dass der voii den Delegirten vorge- 
schlagene Artikel 4 dem Baslerbunde wörtlich entnommen ist. 
Da kelner der Delegirten*) Basel angehörte, so ist daraus zu 
schliessen, dass nur sachliche Gründe diesen Vorschlag veranlassten. 
Es ist schon bemerkt worden, dass unter allen Bünden derjenige 
von Basel die privatrechtlichen Verhaltnisse am eingehendsten 
und genauesten ordnete. Seit ihrem Bestande batten sich diese 
Vorschriften ohne Zweifel auch praktisch bewahrt und diesen Um- 
standen ist es wohl zuzuschreiben, dass die Delegirten dafür hielten, 
es werde dem Bedürfniss am sichersten genügt, wenn das Basler- 
recht duich Aufnahme in den projektirten Bundesvertrag zum 
gemeineidgenössischen Recht erklart werde. 

Der Grund wesshalb die Tagsatzung auf den Antrag der 
Delegirten nicht eintrat, ist wie gesagt aus den Abschieden nicht 
zu entnehmen. An die Stelle der beantragten Redaction setzte 
die Tagsatzung eine andere nach Form und Inhalt wesentlich 
verschiedene. Dieser neue Artikel findet sich in keinem früheren 



*) Die Delegirten waren: der Bürgermeister Johann Heinrich Waser 
von Zürich and der General Siegmund von Krlach von Bern. 
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Veitrage und man muss daher annehmen, dass er das Ergebniss 
persönlicher Antrage und einer speciellen Discussion im Schosse 
der Aarauer Tagsatzung sei; um so mehr dürfen wir darin den 
getreuen Ausdruck der damaligen Rechtsanschauung erkennen. 
Der Artikel enthalt folgende Hauptgedanken : 

1) Forderungen aus Vertrërgen für welche liegende Pfander 
verschrieben sind, geboren vor den Richter des Ortes wo die 
Pfander liegen. Es ist mehr als wahrscheinlich, dass damit der 
Gedanke um den es sich handelte nur zum Theil ausgesprochen 
war, dass namlich ausser den grundpfandlich versicherten, alle 
Forderungen gemeint waren, welche dingliche Rechte an Grund- 
stücken zum Gegenstand batten. Für diese Annahme spricht 
nicht bloss die Auffassung des alten Rechtes, sondern auch der 
Umstand, dass dieses Princip noch heute in den Processgesetzen 
einzelner Cantone guitig ist. 

2) Den unterpfandlich versicherten Forderungen werden die 
gemeinen verschriebenen und unverschriebenen laufenden Schulden 
entgegengesetzt. Die laufende Schuld ist somit die welche kein 
liegendes Unterpfand bat und fur diese wird als Hauptregel der 
Richter angewiesen, wo der Schuldner sesshaft ist. Die Worte' 
einander um schulden vor dem Richter anlangen und bekannt" 
lich machen wollen nichts anderes sagen, als es soll die Forde- 
rung durch den Richter wo der Schuldner wohnt, festgestellt 
werden. 

Dieser Grundsatz ist in Art. 4 ganz allgemein ausgesprochen : 
es soll ieder mann von dem andern recht suchen und nemen an 
denen sletten, da der gesessen ist oder hingéhört^ welichen man 
ansprichet 

Ist die Forderung durch das Gericht des Schuldners festge- 
stellt (die schuld in richtigkeit gebracht) so ist der Glaubiger 
berechtigt sowohl auf das Vermogen als die Person des Schuldners 
zu greifen (alsdann mag man sich der arresten und haftboteti 
wol bedienen) und zwar in und ausserhalb des Gerichtskreises 
in welchem der Schuldner wohnt. Dieser letztere Satz ist zwar 
nicht ausdrücklich in dem Text enthalten, aber er ergiebt sich 
mit Sicherheit dem Sinne nach. Die Verfolgung des Schuldners 
vor dem Gerichte wo er wohnt bildet den Gegensatz zum Arrest 
und dem Verheften desselben ausser diesem Gerichte und es ist 
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der Sinn keineswegs der, dass die Klage und die Vollziehung des 
Urtheils successiv vor dem Richter des Ortes angebracht werden 
musse, WO der Schuldner sesshaft ist. 

3) Zam Arrest uad zu Haftboten ist der 6l9,ubiger auch 
ausser dem Wohnsitz des Schuldners ferner berechtigt: 

a) wenn sonderbare gelubde beschehen oder verJcomuisse vor- 
handen, dctss einer an einen gewüssen ort zezalen ver- 
sprochen hette. 

b) wenn die schuld by wirthen oder handiverchslüten were 
gemacht worden. 

e) oder einer sonsten ein tisJclagter oder landtschweifender 
mann were. 

Man kana als bestimmt annehmen, dass sowohl Arrest als 
Haftbote nur mit recht angeiegt werden konnten, mit anderen 
Worten, dass der Schuldner gegen den man in dieser Weise 
Yorgieng das Recht hatte die Schuld zu bestreiten und dass dann 
der Richter des Ortes an welchem der Arrest oder das Bot gelegt 
wurde über die Forderung zu entscheiden hatte. 

Dieses forum arresti war in den beiden ersten Fallen (a 
und b) zugleich auch der vertragliche Gerichtsstand das forum 
contractus und nur im letzten Fall, in dem Verfahren gegen den 
ausgeklagten oder landschweifenden Schuldner liegt ausschliesslich 
der Arrestgerichtsstand vor. 

Der besprochene von der Conferenz in Aarau angenommene 
Artikel unterschied sich von dem Yorschlag der Delegirten nicht 
bloss durch grösere Elarheit, sondem er entfernte sich auch 
wesentlich weiter von dem alten Recht und zwar in dem Masse, 
dass in dem Projecte von 1655 die Grundsatze des heutigen 
Bundesrechtes genau vorgebildet sind. Der aufrechtstehende (der 
nicht ausgeklagte) Schuldner muss in der Regel von dem Richter 
seines Wohnortes gesucht werden; in Bezug auf die Natur der 
Forderung weicht das Project von 1655 von dem heutigen Recht 
ab; jenes unterscheidet zwischen Forderungen welche ein ding- 
liches Recht zum Gegenstand haben oder durch ein dingliches 
Recht gesichert sind und den gemeinen Schulden, wie wir dieses 
schon in der Urkunde von 1249 (§ 26) gesehen haben. Das 
neue Recht dagegen zieht die Gr&nze nach römisch rechtlichen 
Begriffen zwischen dinglichen und persönlichen Ansprüchen und 
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geht damit von der historischen Unterscheidung ab, die dann 
bei der Ausscheidung des Gesetzgebungsrechtes zwischen dem 
Bund und den Cantonen (Art. 64 d. B. V.) wieder aufgenommen wird. 

Indem der Entwurf von 1655 der gerichtlich festgestellten 
Forderung das Arrest- und Haftrecht ausser dem Gerichtskreis 
des Schuldners zuerkennt, spricht er die Vollziehbarkeit dieser 
Categorie von Urtheilen in der ganzen Eidgenossenschaft aus und 
kommt damit dem heutigen Becht nahe. 

In einem Punkt hat das neue Recht den alten Entwurf zu 
seinem Naehtheil vollstandig verlassen, indem es das in dem 
letzteren den Forderungen der Wirthe und Handwerker zuge- 
sicherte Arrestrecht und damit den diesem Rechte zu Grunde 
liegenden Gedanken des forum coniractus fallen liess. 

Zum Schlusse ist noch auf einen wichtigen Differenzpunkt 
zwischen dem Baslerbunde und dem Project von 1655 aufmerk- 
sam zu machen. Jener enthalt namlich einzig unter allen Bünden 
die Bestimmuug, dass in den contrahirenden Staaten das Recht 
der Berufung von dem ersturtheilenden Gericht an eine höhere 
Behörde gestattet sein soll. Diese Bestimmung wurde in dem 
Königsfelderentwurf ebenfalls aufgenommen, von der Tagsatzung 
aber gestrichen. 

Der Entwurf der evangelischen Tagsatzung in Aarau wurde 
der gemeineidgenössischen vom 4. bis 29. Juli 1655 in Baden 
. abgehaltenen Tagsatzung vorgelegt und mit der Verabredung 
in den Abschied genommen, dass jedes Ort bis zum folgenden 
Martinstag seine Erklarung darüber an Zürich abgebe. Dabei 
hatte es sein Bewenden. Wie das Bundesproject von Anfang an 
nur zu einer naheren Vereinigung der evangelischen Stande ins 
Werk gesetzt worden war, so wurde es auch von den katholischen 
Standen mit Misstrauen aufgenommen. Der pabstliche Legat 
schrieb im Juli 1655 an die katholischen Orte : es moge recht und 
gut sein eine wahre und gute Einigkeit zu suchen ; die katholischen 
Orte sollen sich aber wohl hüten etwas einzugehen, was unter 
dem Vorgeben des Friedens zum Naehtheil der Religiën aus- 
schlagen könne, worauf es protestirender Seits wohl abgesehen sei. 
So führte der Anfang des Jahres 1656 die Eidgenossen statt zu 
einem neuen Bund auf das Schlachtfeld von Villmergen. 



Zweiter Abschnitt. 



Der Gerichtsstand vor den ordentlichen Gerichten. 

§ 27. Wie wir gesehen haben erlauben die Vertrage die 
Pfandung bei der gelobten, der gichtigen und kuntlichen Schuld 
und ferner wenn sie vertraglich ausbedungen wurde. Andere 
Forderungen werden an ordentliche stöndige oder wie es in den 
Quellen heisst an die «geordneten» Gerichte gewiesen. ünter 
diesen Forderungen werden wieder zwei Hauptkategorien unter- 
schieden, namlich: 

1) die Geldschulden, laufenden, missgichtigen Schulden, 

2) die Zinsen, Guiten, Steuern, Vogtrechte, Hubgelder und 
andere mehr dem öifentlichen Recht entspringende Lei- 
stungen. 

A. Der Gerichtsstand für die Oeldscliuld. 

§ 28. Die Geldschuld hat die Bezahlung einer bestimmten 
Summe zum Gegenstand und kann daher durch Betreibung 
geitend gemacht werden. In den Quellen wird sie entgegengesetzt 
einerseits der angelobten verbriefben und gichtigen Schuld ander- 
seits den Zinsen. Sie ist überhaupt die unqualificirte Forderung 
und heisst darum auch kurzweg schuld oder geld. So sagt 
die alte Bemer Stadtsatzung: wa ieman der unsern den andern 
ansprichet am deheinerlei geldschulden, es si von koufens, lichens 
oder ander sachen wegen — und um dieselben géldschulde ver- 
sigelt brief nit enhat etc. 
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Die Geldschuld ist die Obllgation, die im gewöhnlichen Ver- 
fahren eingezogen wird. Nach der genannten Stadtsatzung ist 
die VerjahruDgsfrist kürzer als die anderer Schulden; wird sie 
erst ein Jahr nach dem Verfall eingefordert, so kann der Schuldner 
den Eid leisten, dass er bezahlt habe (Art. 124 und 125). In 
dem alten Rechte scheint die Geldschuld in der Weise ein- 
geschrankt gewesen zu sein, dass sie nur aus Vertragen entstehen 
konnte, welche eine bewegliche Sache zum Gegenstand haben. 
So weisen die drei Vertrage zwischen Freiburg-Murten-Biel- 
Payerne in den Jahren 1249, 1343 u. 1349 (recueil 51. 166. 9) 
nur diejenigen Forderungen an den Richter des Wohnorts si quid 
super mobilihus fuerit orttim de quo dlicui querimonia sit 
habenda, woraus zu schliessen ist, dass die aus einem Yertrag 
über ein Grundstück entstehenden Geldforderungen vor das 
Gericht über Erb und Eigen gehören. (§ 26.) 

Nach diesen verschiedenen Gesichtspunkten finden wir die 
Geldschuld auch in den Quellen aufgefasst. 

Folgende Stelle aus dem Burgrecht der VIII alten Orte mit 
Appenzell vom 22. Nov. 1411 bildet das Schema für eine ganze 
Reihe anderer Vertrage: 

urn geldschulden und urn solich sachen sol iedermann von 
dem andern recht nemen an den sletten und in den gerichten da 
der ansprechig sitzet und hingehöret, ungevarlich. 

ober sin rechten gelten oder burgen mag iedermann verheften 
oder verbieten als das in der obgenannten Eidgenossefi biinden 
verschrieben ist. 

um zins den mag iedermann forderen und inzielien als unz 
har getvonlich gewesen ist 

In dem Burgrecht zwischen Zürich und Constanz v. 25. Dez. 
1527 ist das Verhaltniss der «laufenden Schuld» hervorgehoben 
darumb Jceine brief, sigel noch verziehnungen vorhanden sind, 
und für die der Meger den antworter suochen sol in den gerichten 
darin er gesessefi, was ober verbrieft Zins gulten und schtddefi 
anlangt^ das mag ingebracht und gerechtfertiget werden nach lut 
und sag derselbigen brief und sigel, 

Aehnlich sagt der Baslerbund (1501): desglichen so sollen 
wir nieinan um unbekannt schuld oder darum brief und sigel nit 
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erschinen oder einich gelubd und bewisung darum dienend darzu 
fanden werden, nit verheften^ verbieten, ine das sin anvallen. 

In Bezug auf die Qualitat der Schuld hat die Gerichtsordnung 
Yon Basel von 1557, Art. 98 eine pragnante Bestimmang : 

es ist ouch geordnet und erkannt^ was bodenzins von eigen- 
schaft iïber drü iar usgestanden ist, dass solich usstond eins für 
e in schuld geachtet und darum als um ander schulden gericht 
werden solle. 

Der Gerichtsstand der Geldschuld ist in den Vertragen der 
ordentliche Gerichtsstand. Indem wir nun die Bedeutung des- 
selben naher untersuchen, unterscheiden wir zwischen der Zeit 

a) der ersten Bünde bis 1332, 

b) von 1332 bis zum 16. Jahrhundert, 

c) die neuere Zeit bis 1798. 



a. Die Zeit der ersten Bünde bis 1832. 

§ 29. In dem Dreilanderbunde von 1315 lesen wir: 

es sol ouch nieman den andern plienden^ er si danne gelte 
oder burge, und sol dannoch tuon nit, wan mit sines richters ur- 
loube. Ez sol ouch ein jeylich man sinem richtere gehorsam sin 
und sinen Richter ceigen inrent landes, vor deme er dur recht 
sule stan. 

Der ürner Glaubiger darf seinen Schwyzer Schuldner, wenn 
dieser nach Altdorf kommt, nicht pfanden; er muss ihn.also in 
Schwyz suchen. Dafür übernimmt aber Schwyz die Verpflichtung, 
dass der in seinem Lande angesprochene Schuldner auch vor 
einem Gerichte des Landes Rede stehe. 

Der Nachdruck liegt auf .dem Verbot und der Einschrankung 
der Pfandung und der Einwendung, dass in diesem Falie der 
Glaubiger Gefahr laufe, seinen Schuldner vor fremden Gerichten 
suchen zu mussen, wird mit der Garantie begegnet, dass jeder 
Schuldner seinen Richter im Lande zeigen müsse. 

Der Waffenstillstand der drei Lander mit Oesterreich von 
1318 Juli 19. enthalt eine hieher gehörige Stelle: 

ouch sun wir die landlute und alle die bi uns sitzent di 
unser güeter nicssen wa die gelegen sind in der herschaft gewalt 
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da usse als auch Me inne, genzlich als wir tor detn urlige toten. 
Warde aber ieman daran gesumet mit deheinen dingeti der so 
darumbe das recht suocken und vorderen in dem lande und in 
dem gerichte da er den gepresten hat. 

Hier wird der Glaubiger angewiesen, sein Recht zu suchen 
in dem Lande und in den Gerichten , da er den gepresten hat, 
WO die Rechtsverletzung , welche den Grund der Klage bildet, 
begangen wurde. Von einera Gerichtsstande des Beklagten, von 
einem forum domicilii ist nicht die Rede. 

§ 30. Es erscheint auf den ersten Bliek auffallend, dass die 
Fassung der beiden Blinde von 1291 und 1315 nicht eine andere 
ist. Man erwartet, dass auf das Verbot der Pfandung die An- 
weisung an den Glaubiger folge, das Recht in dem Lande und 
dem Gerichte des Schuldners zu nehmen. Statt dieser Verweisung 
des Glaubigers finden wir eine Verpflichtung des Schuldners oder 
vielmehr eine Garantie des Staates, dass der Schuldner sich in 
seinem Geblete werde finden lassen. Diese Fassung der Briefe 
nach Form und Inhalt erklart sich auf historischem Wege. Iro 
13. und 14. Jahrhundert genügte es nicht, den Glaubiger an die 
Gerichte des Schuldners zu weisen, man musste auch dafür 
sorgen, dass er dort zu finden sei, dass er sich dem Urtheil 
unterziehe und nicht das Rechtsverfahren mit neuen Feindselig- 
keiten und Schadigungen vergelte. Der am 1. Marz 1421 zwischen 
Bern und Luzern abgeschlossene Yertrag belehrt uns über diese 
Verhaltnisse in einer Weise, welche nicht den mindesten Zweifel 
über die Vorschrift der alten Bünde übrig lasst. Wir setzen sie 
desshalb hieher: 

1421. M&rz 1. Bern-Luzern. 

Als offenlich kunt ist, dz etlich lanttwinger in unsci' beider 
statte landen und gebieten tvohnent, die k e inent richter mei- 
nent gehorsam ze sin und auch beide arm und rich mit iro 
fündcn umziehent ouch underwilen tröicent und mit solichen worten 
und geberden unser beider stett lilt forchtsam machent, bi zitten 
gut angeivinne^tt, harumb so sin wir die vorgenannten stett beid 
übereinkome^i, in detveder gebiet ein solicher lantttvingcr gefunden 
und ab im geklagt tvurd, dz er von siner frevenheite wegen ton 
cinem gericht in das ander oder von cincr statt land in das an- 



— 57 — 

der fliehende wurde umb dz er sine begangnen frevene nit ablege 
oder denen so an in ee sprechene hant nit im rechten antwurte, 
-dem rechten genug tu oder sich dem begegne, dz deun die statt 
oder ir amptmann dannen er geflohen tver der ander statt oder ir 
amptlüte, hinder die er sich gemachet het schribend und die ernst- 
lich vermanent, dz si zuo demselben lanttwinger und zuo sinem 
guote grifen, in ufhében und gehalten bis ufdie stund, dz er sich 
gliches rechten losse begnügen an den enden da ez billichen und 
_glimpflichen ist und sich och des mit briven oder mit bürgschaft 
èegity da beide rich und arm darnach dester sicherer sin. 

Diesen Lanttioingem begegnen wir auch in dem PfaflFenbriefe, 
YfO es heisst, dass ze etlichen ziten von stetten und lendern lüte 
usgejsogen sint und ander lüt angriffen, gepfendet, geschadgot hend 
éavon vil grosser schad Tcomen mocht 

Aus dem Bedürfnisse, solchen Zustanden ein Ende zu machen, 
gieng die Bundes vorschrift von 1291 hervor; es war der Kampf 
der staatlichen Rechtsordnung gegen die Selbstbülfe und die 
Fehde des Einzelnen. Der Pfaffenbri)ef kommt nicht zu einem 
bestimmten Verbot der Privatfehden, trotz der grossen Nach- 
theile, die er ihnen beimisst; die Stande begnügen sich einhellig- 
lich zu setzen: dz von diesen vorgenannten stetten und lendern 
ieman kein löff oder uszug mache, mit pfandunge, oder mit anderu 
sachen ieman schadge, dann mit urloub, tvillen und wissent der 
Obrigkeiten. Man behielt sich also nur vor, dass diese Unter- 
nehmungen der einzelnen Burger nicht gegen das öifentliche In- 
teresse gehen. Es kann hier auch daran erinnert werden, wie 
in den alten Bünden die Pfandung ohne Recht als Raub und 
der Raub anderseits als Kriegmassregel behandelt wird. Nicht 
nur in dem Bündniss vom 16. October 1291 zwischen Zürich 
und den drei Landern, sondern in einer Reihe von spatern Ver- 
tragen der beiden folgenden Jahrhunderte verpflichten sich die 
beiden vertragschliessenden Staaten, die gegenseitigen Feinde 
anzugreifen mit brande, mit roube oder mit vanknuss. Es sind 
das die nach damaligem Recht erlaubten und den Bundes- 
genossen sogar gebotenen Mittel des Krieges. Wer sich der- 
selben als einzelner als sundrige person bediente ohne Zu- 
stimmung oder Erlaubniss des Gemeinwesens, masste sich damit 
die Rechte des letztem an und begieng diese Handlungen in un- 
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rechtmassiger , freventlicher Weise. Were ouch dz der Eid- 
genozin dekeiner defi andern tübliche o der frevenliche brandt: 
(node silentio fraudulenter per wcendium vastaveritj der so( 
niemer me lantmann werden, Were ouch das dz unscr eifgeuosse 
dékeiner den andern mit roxihe oder anders ane recht schadgefc 
(Bünde von 1291 und 1315) gegen den soll man einschreiten. 
Unmittelbar an diese Bestimmung schliesst sich das Verbot der 
Pfandung an, die in dieser Weise mit dem roubc ane recht zu- 
sammengehalten wird. Es ist schon früher aufmerksam gemacht 
worden, dass die drei Lander sich verpflichten, Hab und Gut 
dessen der mit Raub oder anders ohne Recht schadiget einzu- 
ziehen und den geschadigten daraus zu bezahlen. 

In den vielfachen Waffenstillstanden und Friedensschlüsseit 
wird f ür die im K r i e g e begangenen Schadigungen das Gegentheil 
bestimmt. Statt vieler mag hier nur eine Stelle Platz finden: 

1317. Juli 19. WaflFenstillstand zwischen den drei Landero 
und Oesterreichr: 

was ouch gülte tifgegangen ist, sit das urlige angevangen 
wart, die sol man gelten und abrichten an alle geverde ze beiden 
siten, an das in roubes wis oder von gevagnuss old von brandes 
wegen darkonien ist. 

Sind Gültzinse wahrend des Krieges aufgelaufen, so sollen 
dieselben w&hrend des Waffenstillstandes eingefordert werden 
können. Sind diese Zinse aber vom Feinde wahrend des Krieges 
eingezogen worden (in roubes icise) oder haben sich Gefangene 
losgekauft oder sind Brandschatzungen auferlegt und bezogen 
worden, so findet ein Ersatz nicht mehr statt. Der Einzug der 
dem Feinde und seinen Angehörigen zustehenden Forderungen 
wahrend des Krieges geschah nicht etwa zufallig durch einzelne 
Personen, sondern als förmlich angeordnete und verabredete 
Kriegsmassregel. So wurde wahrend des Zürichkrieges auf dem 
Tage zu Luzern (Absch. vom 25. Januar 1446. A. S. II. 197) 
beschlossen: heimzubringen , ob man derer von Zürich Zins und 
Geldschuld einziehen woUe. Was in dieser Weise genommen 
wurde, hiess namen oder nomen (Richtung zwischen den Eid- 
genossen und Zürich vom 9. Juni 1446); darum auch Pfand 
nehmen^ pigntis capere. 



«K. 
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Fassen mr die Sache zusammen, so ergibt sich : Die Bünde 
Yon 1291 und 1315 haben keinen besonderen Gerichtsstand und 
also auch nicht den des Wohnortes des Schuldners ange- 
wiesen; sie begnügen sich zu erklaren, es habe der Schuldner 
innert seinem Lande seinem Glaubiger zu Recht zu stehen; e& 
ist dem Glaubiger die Gewahr geleistet, dass er seinen Schuldner 
in dem Gebiet der drei verbündeten Lander findet und nicht 
genöthigt ist, fremde Gerichte anzurufen. Auch der Luzerner- 
bund (1332) sagt nichts anderes oder nicht einmal so viel, in> 
dem er den Passus des Dreilanderbundes : es sol ouch ieglich 
inan sinein richter gehorsam sin und sinen richter ceigen inrent 
landes nicht enthalt, wahrend er sich sonst ganz an die Fas- 
sang dieses Briefes anschliesst. 

Folgerungsweise ergiebt sich aus den beiden Bünden, was 
in den spatem ausdrücklich gesagt ist, namlich das Verbot der 
fremden Gerichte. Wenn die Lander sich verpflichten, den Schuld- 
ner zu zwingen, dass er innret Landes Recht nehme, so liegt 
darin mittelbar der Ausschluss des auslandischen Gerichtes, der 
in den Vertragen von 1318 und 1319 über die Waflfenstillstande 
mit Oesterreich mit bestimmten Worten erklart ist. Dass die 
Bünde so zu verstehen seien, geht auch aus der Huldigung der 
drei Lander an das Reich (Beggenried 7. Oct. 1323) hervor, wo 
gesagt wird: 

tcir (der Landvogt Graf von Aarberg) verjehen ouch das st 
mit dien gedingen huldu hant getan das si vor ir lendern niernan 
sol vur tegedmgen an keinen lanttag noch an hein gerichte tiz ir 
Undren, 

b. Die Bünde seit dem Jahr 133S bis zum 16. Jahrhimdert. 

§ 31. Zum ersten Mal in dem Züricherbund von 1351 trefifen 
wir auf eine Bestimmung über den Gerichtsstand der Geldschuld,, 
durch welche diese Frage für alle spatere Zeit auf einen neuen 
Boden gestellt wird. 

Die Stelle lautet: 

es sol ouch kein lege den andern so in dirre bunfnisse sind 
umb kein geldschuld uf geistlich gericht laden , tvami jedermann 
sol von dem recht nemen an den stelten und in dem gericht de» 
der ansprechig dann sesshaft ist und hingehöret 
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In dem Bernerbunde (1353) wird dieses mit folgenden Worten 
ausgedrtickt : 

es sol ouch nieman den andern so in dirre huntniss sint urn 
dekein sach uf geistlich gericht laden noch damit iiftrihe^i wann 
nmb ê und umb offenen wuocher. und was och iemant so in dirre 
buntniss sint, dem andern rechter geltschuld schuldig ist, der 
redlich ansprach zu im hat, der sol recht suchmi und nemen an 
diesefi stetten und dien gerichten da der ansprechig sesshaft ist 
und sol im der richter denne fürderlichen richten, 

WO der ansprechig sitzet und hingchöret ist von nun an mit 
geringen bald zu besprechenden Modificationen die Formel in der 
die Yertrage den Gerichtsstand für die Geldschuld bezeicbnen. 

In der Regel begnUgt man sich mit dem Hinweis auf diesen 
Ausdruck um den Beweis zu leisten, dass schon durch die 'altesten 
Bünde der a Gerichtsstand des Wohnort.es » in der Ëidgenossen- 
schaft in Forderungssachen allein guitig gewesen sei. Schon aus 
den früheren Theilen dieser Arbeit erhellt die Unrichtigkeit dieser 
Behauptung. Wir haben nachgewiesen, dass für sehr umfassende 
Kategorien von Forderungen der Glaubiger keineswegs an den 
Richter des Schuldners ge wiesen war, sondern dass er das Recht 
hatte nicht nur ausser dem Gerichtskreis sondern auch ausser 
dem Lande des Schuldners diesen mit Pfandung anzugreifen. Allein 
auch abgesehen davon ist jene Behauptung eine zu allgemeine, 
und tragt der historischen Entwicklung keine Rechnung. Der 
Gerichtskreis in dem der Schuldner sesshaft ist oder wo er hin- 
gehört ist nicht mit dem forum domicilii identisch. Wir wollen 
versuchen dafür den Nachweis zu leisten. 

Yorerst kann man wohl annehmen, dass in der ersten Periode 
der Stadtverfassungen und wahrend des unversehrten Bestanden 
der Grundherrschaften (also noch im 11. u. 12. Jahrh.) keine Ver- 
anlassung vorhanden war von einem Orte zu reden, wo Jemand 
aangesessen sei oder hingehöre». Beide Begriffe gehörten zu- 
sammen ; man gehorte dahin wo man in Stadt oder Land gesessen 
war; nur wer auf Herrschaftsland sass, gehorte in das Gericht des 
Grundherrn und nur wer in der Stadt im Besitze eines Hauses war 
konnte auch Burger sein. In gleicher Weise waren auch die freien 
Landgemeinden durch gemeinsamen Grundbesitz zusammen- 
gehalten. Diesem rechtlichen Zustand entsprach der thatsachliche 
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ohne Zweifel genau, d. h. es waren in jener Zeit die Leute in der 
Mehrzahl da gesessen, wo sie hingehörten. Allerdings trug auch das 
damalige Recht schon die Keime für die sp'atere Aenderung in sich 
trug. Der Horige war nicht nur dem Herrschaftsrecht und Gericht 
unterworfen, weil er auf herrschaftlichem Boden sass, er war 
«leibeigen» und es wurde daher seine « Angehörigkeit » zur 
Herrschaft mit dem Wegzug aus derselben nicht gelost, wie dieses 
bei dem freien Grundbesitzer und dem Stadter der Fall war. 
Wenn daher auch der Eigene aus der Herrschaft wegzog, war 
er, wie aus mannigfachen Zeugnissen allgemein bekannt ist^ 
gleichwohl verpflichtet an dem Jahresgericht Theil zu nehmen und 
wenn er der Pflicht nicht nachkam wurde ihm nachgejagt. In 
den Stadten sassen neben den Burgern alle die, welche erst 
in Jahr und Tag das Burgerrecht erwerben konnten, deren Zu- 
gehörigkeit also wahrend dieser Zeit schwankend war. Gegenüber 
der grossen Masse deren Sitz zugleich auch das Recht der An- 
gehörigkeit begründete waren diese Fiille aber immerhin nur 
Ausnahme. 

§ 32. Ganz anders standen die Verhaltnisse zu der Zeit 
als der Bund der VHI alten Orte sich schloss, namlich im 
14. Jahrhundert. 

Schon seit langer Zeit konnte man einer Stadt Burger sein 
ohne dort zu wohnen, ja es gab Zeiten in denen die Zahl der 
Ausburger diejenige der in der Stadt wohnenden übertraf. 
Nicht nur auswarts wohnende einzelne Personen, ganze Cor- 
porationen und Stadte konnten in das Burgrecht einer andern 
Stadt aufgenommen werden. In den landlichen Verhaltnissen hatte 
sich eine andere Wandlung vollzogen; an die Stelle der grund- 
herrlichen Verbande und der unter Vogtei lebenden Genossen- 
schaften waren territorial geschlossene Gemeinden entstanden 
über deren Zugehörigkeit aber nicht mehr die Beziehung zum 
Grundeigenthum entschied. In der neuen Gemeinde wurde die 
Zugehörigkeit nicht durch den Wegzug verloren ; man konnte an 
einem fremden Orte sesshaft sein ohne dadurch wie bei den 
frühern Verbanden die alte Verbindung zu lösen; das alte Ver- 
haltniss lebte durch die blosse Thatsache der Rückkehr in die 
Gemeinde wieder auf. Es ist hier nicht der Ort darauf einzu- 
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treten, wie sich diese Verhaltnisse aus den alten Zustanden nach 
und nach gebildet haben ; unsere Aufgabe weist uns einzig darauf 
hin zu untersuchen, wie bei dem nun allgemein gewordenen 
Zwiespalt des Sitzes und der Angehörigkeit die Frage des 6e- 
richtsstandes unter den Eidgenossen und mit Dritten vertraglich 
gelost worden sei. Unsere Quellen geben darüber mannigfache 
Aufschlüsse. 

Was Yorerst die Stadte anbetrifft, so sind hier in der ersten 
Linie die königlichen Privilegiën de non evocando von Bedeutung, 
indem dieselben selbstverstandlich auch unter den einzelnen 
Staaten Recht setzten. Bekanntlich wurden diese Vorrechte im 
weitesten Sinne ausgelegt; nicht bloss der in der Stadt gesessene 
Burger berief sich darauf, wozu er allerdings in yollem Masse 
befugt war, sondern auch der Ausburger machte darauf Anspruch 
in der Stadt belangt zu werden und wurde von dieser darin 
iLDterstützt ; ja es kam yor, dass Burger ihre auswartigen Schuldner 
vor das Stadtgericht zogen. Aber nicht nur die Burger auch die 
Oaste und Einsassen nahmen an diesen Rechten Theil, meistens 
kraft der Stadtrechte, welche ihnen unter gewissen Bedingungen 
dieselben Rechte wie dem Burger einraumten ; so sagt die Hand- 
veste von Bern Art. 25: 

quicunque hospes in urbe residet et omnia iura civitatis 
4zdimplet ille debet omne itis burgensium sicut alter burgensis 
Jiabere. 

Diese Privilegiën waren die Stadte auch in anderer Weise 
auszudehnen bestrebt. So schloss am 9. Juli 1343 die Stadt 
Bern mit dem Grafen von Kiburg einen Vertrag, der die Ge- 
richtsbarkeit des letzteren zu Gunsten der Stadt sehr wesentlich 
beschrankte. Alle Streitigkeiten um Grundstücke die in der 
Orafschaft gelegen sind, aber von einem Berner besessen oder 
angesprochen werden, gehören vor das Gericht der Stadt Bern 
und nicht vor das grafliche Landgericht und zwar auch dann, 
^enn die Sache einen freien Mann auf des Grafen Seite angeht. 
üm Geldschuld soll zwar in der Regel der Richter des Wohnortes 
zustandig sein wird aber ein freier mann (aus der GraEschaft) 
mit verbot und gericht um dehein sach begriffen ze Bern so sol 
in das lantgericht nit schirmen; mit andem Worten es mfissen 
die Grafschaftsleute auch als Beklagte zu Bern Recht nehmen, 
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"wenn sie sich doit betreten lassen (S. W. 1826. 437). Damit war 
also das forum arresti in weiterem Umfange begründet als in 
den friiher untersuchten Fallen, weil der Grafschaftsmann für 
jede Schuld gleichviel ob eine gichtige oder ungichtige in Bern 
mit Verbot und Gericht angegriffen werden konnte. 

Es ist einleuchtend, dass bei der dargestellten Anwendung 
des Privilegiums de non evocando und kraft des Vertrages mit 
dem Grafen Eberhard die Zahl der Personen welche auf den 
Gerichtsstand der Zugehörigkeit, des forum originis, Anspruch 
inachen konnten, eine sehr erhebliche war. Da die meisten 
schweizerischen Stadte dasselbe königliche Von*echt genossen und 
wohl auch in gleicher Weise benutzten, so muss diese Quelle des 
heimatlichen Gerichtsstandes als eine sehr reiche bezeichnet 
werden. 

§ 33. Nun hatten aber nicht nur die regierenden Stadte 
ihre Ausburger, sondern ebenso die Stadte der Landschaft und 
die Landgemeinden. Es war namlich nicht bloss der Besitz des 
Oemeindebürgerrechtes, sondern auch dessen Erwerb von dem 
Wohnsitz und Grundbesitz in der Gemeinde unabhangig geworden 
und damit den Landstadten, Landschaften, Aemtern und Dörfem 
«rmöglicht Burger und Landleute anzunehmen die nicht bei ihnen 
sondern in einem andern Gebiet ihrer Herrschaft oder auch ausser 
derselben wohnten. Wir wissen nun, dass diese Art von Aus- 
burgern zu mannigfachen Streitigkeiten zwischen den Obrig- 
keiten ihres Wohnsitzes und denen ihres Bürgerortes Anlass gaben 
und zwar ohne Zweifel darum weil sie in dem Wohnsitzterritorium 
sich auf das Recht und das Gericht des Bürgerortes beriefen, 
genau in gleicher Weise wie dieses an dem Beispiele von Bern 
gezeigt worden ist, was, wie leicht einzusehen, Streitigkeiten 
und Gewaltthatigkeiten aller Art veranlasste. Diese Uebelstande 
waren zu Anfang des 15. Jahrhunderts zwischen den Ange- 
hörigen von Bern und Luzem auf einen solchen Punkt gediehen, 
dass die beiden Stande denselben in der ewigen Vereinigung vom 
1. Marz 1421 abzuhelfen sich veranlasst sahen. In diesem Ver- 
trage verpflichten sich die Stadte Bern und Luzern, dass weder 
^ie noch ihre St&dte, Lander, Dörfer oder Aempter, Angehörige 
des andern Theils zu Burgera Landleuten, freiem Dienst oder 
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anderer verbuntniss annehmen sollen, es ware denn, dass diese 
Leute erstens freie seien und sodann dass sie sich in dem Orte 
WO sie die Aufnahme wünschen niederlassen und dort haushablicb 
sitzcn. 

Die Stelle soll hier ihrer Wichtigkeit wegen wörtlich ange- 
führt werden : 

Und wand lang zit her ton uszhurgern und denen, so uff 
dem lande gesessen sint, vil misshell, Jcumer und stösscn, beide 
ztvüsch&nt herren und stetten ufferstande^i sint, harumb ist mit 
sunderheit ztvüschent uns beiden Stetten beret und eigenlich ver- 
sprocheny als von sölicher burger U7id lantlüten reegen^ dlso das 
wir die vorgenanten von Bern noch die so zu uns gehören^ es 
sin stett, lender, dörffer oder empter, tva die in iren tivingen oder 
bennen gesessen sint, eu unsren burgern, lantlüten, fryem dienst 
oder deheine aiider verbuntniss nit enipfachen noch nenien sullen^ 
all geuerd har inn usjs^geslossen, es were denn dz solich fry luty 
die niemans eigen iceren, usz iren gerichten, twingen und bennen 
in die unsren ziigen, sich da nider Hessen und husheblichc sitzen 
wurden : die lüt mochten wir und die unsern denn tooi zu nnscrn 
burgern, lantlüten, fryefn dienst und ander verbuntniss nemen 
und empfachen und ouch dabi schirmen und hanthuben als die 
unsren, ouch an geuerd. 

Wurde dieser Vertrag gehandhabt, so kam alles in das ge- 
hörige Geleise, der Zwiespalt zwischen dem Wohnsitz und der 
Angehörigkeit war aufgehoben. 

§ 34. Für den Bestand des forum originis sind noch weitere 
Beispiele anzuführen. So hatten (Zeitschrift f. schweiz. Recht 2. 47). 
in Zürich die Landsassen d. h. die auf der Landschaft angesessenen 
Gutsbesitzer ihren ordentlichen Gerichtsstand vor dem Stadtgericht 
in Zürich. 

Obschon Luzern ein privilegium de evocando erst zu An- 
fang des 15. Jahrhunderts erhielt war es von jeher bestrebt seine 
Gerichtsbarkeit über die Grenzen der Stadt und ihres Gebietes 
auszudehnen, was zu vielem Streit mit den österreichischen Amt- 
leuten führte. In dem Schiedspruch der Königin Agnes zwischen 
Oesterreich und den Eidgenossen (12. Oct 1351) bildet dieser 
Punkt einen Theil der Entscheidung, die so lautet: 
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wir (die Schidleute) sprechen und dunket uns recht ufunsern 
eid: was hie uzze auf dem lande in unsers herrn dez hereogen 
gerichten und grafschaflen iemanne beschicht, der ze luzerren 
burger ist oder dez si sich annement^ von tvelherlei sache das 
werej daz si darumb in der stat ze Luzern nieman beheften noch 
verbieten solen, wan daz si von dem^ den si deheiner sachen hier 
tézee uf dem lande icht anzesprechen hant in den grafschaflen 
und gerichten recht suochen und nemen stdlen da er sezhaft ist 
und daz si fürbojszer harus nit richten sullen^ denne in ir statt 
kreisen und gerichten alz si ze rechte von alter richter suUen. 

Auch die Tendenz, den auswaitigen Beklagten unter das 
Gericht von Luzern zu bringen, macht sich ganz analog wie in 
Bern bemerkbar. Am 20. Aug. 1320 gieng Luzern mit den Land- 
leuten von Hasli einen Vertrag ein (Eopp. Gesch. Buch 10. 478), 
worin es heisst : 

das man das recht nemen sol da die lüte gesessen sint von 
denen man den gepresten haU 

In Bezug auf die rechten guiten wird aber folgende Aus- 
nahme gemacht: 

ob unser (der von Hasli) deheiner der von Luzern deheinem 
geld schuldig were ald noch wurde, das rechte gülte were, Jceme 
der ze Lucerren der sol da der burgerrecht Uden um die gülte 
als es da von alter gewesen ist, dasselbe sun ouch die burger 
uns thun wo ir deheiner deheim unserm landmann rechter gülte 
schuldig were und er ze Hasle keme one alle geverd. 

Ganz ahnlich lautet folgender Vertrag zwischen Luzern und 
ürseren : 

Johannes von Moos vogt von Urseren seine verwandten, 
und die gemeinde des thales Urseren urkunden, dass sie mit 
den burgeren ze lucern um alle forderungen verrichtet seien, 
welche sie gemeinlich oder sonderlich an dieselben burger oder 
einige unter inen zu diesem tage gehabt haben^ so dass sie keinen 
Luccmer um forderungen anders als vor seinein richter anlangen 
werden, es ware denn dass einer der einem Ursener geld schul- 
dig oder burge oder gisel ware in das (hal kame; einen 
solchen mogen sie wol mit gericht und urtheil zur zahlung an- 
halten aber nicht weiter. Auch geben sie den Lucernern in irem 
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fJial vor jedermann sicherheit; ausscriialb dem thal ober nur vor 
den thalleutcn. 

§ 35. Wir nehmen nun die Erörterung über die Bedeutung 
der Formel « wo der Beklagte sitzet und hlngehöret » wieder auf 
und knüpfen sie an eine Stelle des oben angefilhrten Vertroges 
voa 1421 zwischeu Bern und Luzern; es heisst dort: 

es sol ouch iedermann under uns und den unsern um miss- 
gichtig geldschuld von dcm andern recht nemen und suchen an 
den enden und sletten und ouch vor dem richter da der an- 
sprechig sitzet oder hingehört. 

Halten wir nun diese Stelle mit demjenigen zusammen was 
wir über das forum originis in Bezug auf die beiden Stadte Bern 
und Luzern gesagt haben, so scheint sich die Erklarung der 
Formel von selbst zu ergeben. Wir verstehen dieselbe um bei- 
spielsweise zu sprechen folgendermassen : 

a) Belangt ein Luzerner einen in Thun gesessenen Burger 
der Stadt Bern in Thun, so wird zwar das Gericht die Klage 
annehmen, der Beklagte kann aber die Einrede erheben, dass er 
in Folge des der Stadt am 11. Januar 1393 von König Adolf er- 
theilten Privilegiums (Zeerieder 849) vor dem Richter der Stadt 
(forum originis) belangt werden müsse; der Richter wird ihm 
wahrscheinlich Recht geben, weil die Praxis schon lange dieses 
Privilegium nicht nur auf die in der Stadt wohnenden, sondern 
auch auf die Ausburger angewendet hat. 

Dasselbe wird erfolgen, wenn ein Luzerner der in Maltere 
seinen Wohnsitz hat dort belangt wird. 

h) Spricht dagegen ein Berner einen in Malters wohnenden 
Schuldner vor dem dortigen Gericht an und beruft sich dieser 
darauf, dass er von der Stadt Luzern (wo er aber seither nicht 
gewohnt hat) zum Burger angenommen worden sei und desshalb 
dort belangt werden müsse, so wird ihn der Richter mit dieser 
Einrede abweisen, weil dieses Burgerrecht dem Vertrage von 1421 
zuwider ist. 

c) Wird ein Burger von Langnau in Burgdorf wo er sitzt 
belangt, so kann er das Begehren in seiner Burgergemeinde be- 
langt zu werden, nicht stellen, weil ihm kein Rechtstitel für ein 
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fw^um originis wie oben unter a) dem Berner und Luzerner zur 
Seite steht. 

Sind nun aber diese beispielsweise angeführten Falie richtig 
entschieden, so ist damit auch die Bedeutang der Formel a wo 
er sitzet oder hingehöret» im Allgemeinen festgestellt : 

Um Geldschuld muss der Beklagte da belangt 
werden, wo er gesessen ist, hat er aber aus irgend 
einem Rechtstitel den Uerichtsstand der Gemeinde 
anzusprechen der er burgerlich zugehört, so kann 
er verlangen, dass er vor dieses forum originis ge- 
stellt werde. 

Mit dieser Erklarung stimmt auch die Natur der Sache 
überein; wenn in einem Staate eine Klasse von Bürgem einen 
privilegirten Gerichtsstand in Folge königlicher Verleihung besitzt 
oder wenn dieser Gerichtsstand, wie wir dies in dem Falie Kiburg- 
Bern gesehen haben, durch Vertrag mit einem andem Staate 
bestimmt ist, so muss derselbe in einem neuen Vertrage mit 
einem dritten Staat neben dem ordentlichen Gerichtsstand vor- 
behalten werden. Dieser Vorbehalt ist mit den Worten «oder 
hingehöret » gegeüüber dem forum domiciUi ausgesprochen. Der 
letztere gilt als die Regel, darum wird er auch immer vorausge- 
stellt und unter den sehr zahlreichen Fallen in denen die Formel 
vorkommt tindet sich nicht einer, der in umgekehrter Ordnung 
sagen würde awo er hingehöret oder wo er sitzet», abgesehen 
davon, dass in spaterer Zeit, wie unten gezeigt werden soU, 
nur noch von dem Sitze und von der Zugehörigkeit gar nicht mehr 
die Rede ist. An einen doppelten Gerichtsstand in der Weise, 
dass es dem El&ger freigestanden hatte seinen Ausspruch ent- 
weder bei dem Richter des Wohnortes oder an dem Burgerort 
anzubringen, ist gar nicht zu denken; hiefür lasst sich kein 
innerer Grund, sondern allein die Fassung der Formel — sitzt 
oder hüigehöret — anführen. Allein auch diese Fassung ist 
nicht immer dieselbe, indem ebenso oft gesagt wird : sitzt und 
hingehöret. In dieser Form wird aber ebenso wenig ein cumulatives 
als in der andern ein alternatives Verhaltniss ausgedrückt. Das 
cumulative ware geradezu widersinnig, indem es jede Klage gegen 
denjenigen der nicht da sitzt wo er hingehöret, ausschliessen 
würde. Beide Formeln drücken denselben Gedanken aus und 
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wechsein daher nicht bloss in den verschiedenen Vertragen ab, 
sondem kommen auch in einem und demselben Vertrage neben 
einander vor, so dass an der Identitat ihrer Bedeutung gar kein 
Zweifel bestehen kann. Wir lesen namlich im 50 jahrigen Frieden 
mit Oesterreich (25. Mai 1412) : 

iederman sol f?on dem andern recht nemen an den steUen 
und in den gerichten da der ansprechig sitzet oder hingeh&rt. 

Und unmittelbar darauf in derselben Urkunde: 

icere dz ieman in unsere stett oder lender heme die henchafi 
oder die iren hékriegen oder mit frömden Gerichten uflriben wóUe 
— so sólent wir dieselben fUrderlich tuisen, dz sie sich von inen 
lassen rechies begnügen an dien stetten da die ansprechigen si- 
ztent und hingehörent. 

Mit und sowohl als mit oder will einfach die Beziehong 
auf den Fall ausgesprochen werden, dass ein Schuldner aas 
irgend einem Grunde das forum originis anzusprechen habe. 

§ 36. In einem Falie warde vertraglich ein Doppelgerichts- 
stand aafgestellt, es ist das aber eine Singularitat welche die 
Regel bestatigt. Die zwanzigjahrige Vereinigung vom 2. Marz 
1441 zwischen Bern und Solothurn einerseits und Basel ander* 
seits regulirt das forum in folgender Weise : 

Were dz ieman von Basel oder die iren an ieman von Bern 
oder von Solothurn oder die so zuo inen gehorend, ze sprechende 
hette um was sachen das were, der sd zu inen komen in die ge- 
richte da der gesessen ist dem er susprechen will und da recht 
von im nemen; oder oh dem ansprecher an dem ende da der dem 
er zu sprechende meifiet gesessen ist, das recht nit füglich were 
ze nemende, so sol und mag der ansprecher das recht vordem 
jsu Beme vor dem rate oder gerichte, ob der so man ansprechende 
meint daselbs hingehoret oder ee Solothurn vor dem rate oder ge- 
richte ob der so man ansprechende meint daselbs hingehört. 

In dem folgenden Satze wird dasselbe Recht dem Bemer 
und Solothurner gegen den Bas Ier eingeraumt, aber dabei der 
Schlusssatz: ob der so man ansprechende meint daselbs hinge- 
horet — weggelassen. 

In einem Punkte ist diese Stelle unklar; man sieht nicht 
mit Sicherheit, ob die Wahl nur gegenüber den Ausburgem der 
Stadte Basel, Bern und Solothurn, oder aber gegenüber allen 
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sitzen gegeben ist. Wgre jedoch nur der Stadtbui^er verstanden, 
80 würde man ihn bo bezeichnet uDd nicht einen Ausdruck ge- 
braucht haben (der daselbs hingebört) der in dieaem Zasammen- 
bange eher aaf die Unteithanen geht; zudem ist nicht abzu- 
sehen, wesshalb Überhaupt eine Beschr&nkung auf die Stadt- 
barger hïtte eintret«D sollen. 

Dieser Punlct ist übrigens untergeordnet; die Hauptsache ist 
der Doppelgerichtsstand, der sich sonst in gar keinem Vertrage 
wiéderfindet und naeh Ablauf der 25jahrigen Vereinigung mit 
dieser dahin tiel. Die Bestimmnng war übrigens für den 
Schutdner nachtheilig und zwar urn so mehr, je grösser dns 
Gebiet war, in dem er wohnte. 

Von einem andern Gesichtspunkte aus ist eine Bestimuiung 
in der ewigen Richtung mit üesterreich vom li. Juli 1474 an- 
zusehen. In diesem Vertrag wird für die Geldschuld in der 
Regel daa fgeordnete Gericht* ai^wiesen, wo der Schuldner 
gesessen ist, dann aber hinzi^efügt: 

es mag wol iemand hinter den andern mü sinem hushab- 
liehen sitz ziehen, doch den gerichien darin dann ein ieder sines 
siizes von alter har gehort hot unverdinget. 

Von einem Üoppelforum wird hier nicht gesprocben, sondem 
es werden einfach die Gerichte vor die einer von Alters her 
gehort dem regelmassigen Gerichtsstand gegenüber vorbehalten ; 
die Stelle ist die Umschreibung und gleichzeitig die deutliche 
Erklarung unserer Formel. Ueber die Katur dieses Gerichts- 
standes erhalten wir freilich keine Ërlauterung. 

Kine gemeineidgeoösaische Bestimmung aus dieser Periode 
findet sich in dem Abschied zu Baden, nach dem heiligen Ereuz- 
tag 1420. Sie lautet: 

ea hand sich der Mdgnossen loten einhelligilich ericnnt dz 
nieman den andern toer der ist und der in gemeiner Eidgnossen 
gebiet siteet er sye in sietten oder ufm land uf dhein fremd noch 
geistUch gricht nit laden sol umb dheinerley weltlichen sacken, 
won dz iedermann von dem andern rechi nemen sol an den stetteit 
da der ansprüehig sitzet, es were denn dz einer rechtlos gelassen 
wurde. Aber umb geisilich sachen da sol ouch iedermann von 
dem andern recht nemen als recht ist ze costens oder anderswo. 
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Und wer deti andern dariiher ze costeii oder ze schaden pringty 
den sol man dazu ivisen und halten dz er dem sinen costen ahleg 
den er denn umbgetriehen und ee costen gepracht hat. Aber umb 
zins mag iedermann inziehen wie von alterhar. 

Wie man sieht, ist hier von dem Gerichte, wo einer hinge- 
hört nicht die Rede, woraus aber keineswegs folgt, dass das- 
selbe damit ausgeschlossen worden sei; der Abschied spricht 
nur von der Regel und giebt dieselbe auch nur nebenher an, 
sein eigcntlicher Gegenstand ist der Ausschluss aller fremden 
und auch der inlandischen geistlichen Gerichte, soweit weltlièhe 
Sachen in Frage kommen. Neben dem gewöhnlichen und regel- 
massigen Gerichte des Sitzes lasst der Abschied ausnahmsweise das 
forum originis gerade so unberührt, wie die Pfandungen, Arreste 
etc. Zu bemerken ist übrigens, wie dieser Abschied in seiner 
Ausdrucksweise und Gedankenfolge genau mit den Vertragen 
Ubereinstimmt. 

§ 37. Zum Schlusse dieser Abtheilung noch einige Worte über 
den Begriff von « gesessen seino und « hingehören ». Obschon 
die Bedeutung dieser Ausdrücke nicht streitig ist, mag gleich- 
wohl eine Bestimmung des PfaflFenbriefes (1370) hier ihren Platz 
finden, welche ex professo diesen Gegenstand behandelt^ Der 
Brief spricht von Pfaffen, welche in unser eidgnossschaft in 
stelten oder in lendern wohnhaft sind, die nicht burger, lanÜüte 
noch eidgnossen sint und setzt somit den Wohnsitz der burger- 
lichen und Landesangehörigkeit scharf gegenüber. Ueber den 
Wohnsitz wird nun gesagt : wer mit husrouchi mit sin selbers lib 
oder mit sinem gesind sitzen und wonhaft sin will in heinen 
diesen vorgenannten stelten und lendern etc. 

In ganz ahnlicher Weise drtickt sich der schon oben ange- 
führte Vertrag zwischeu Bern und Luzern von 1421 aus, indem 
er ebenfalls von der blossen burgerlichen Angehörigkeit im Gegen- 
satz zur faktischen Niederlassung spricht: 

— es were denn dz solich fry lüt — sich da niederliessen und 
hiisJieblich sitzen toürden, 

Unter dem Ausdruck «wo einer hingehört»'") verstehen unsere 
Quellen im weitern auch den staatlichen Verband und wo schlecht- 



*) Dabs, öffentliches Kecht II. 2-JO. 



i 



— 71 — 

hin von Zugehörigkeit die Rede ist, muss sie in diesem Sinne 
aufgefasst werden. So heisst es im Sempacherbriefe : 

were ober dz deheiner don von flüchtig wurde oder üt ver- 
breche das in diesem brief geschrieben stat — und sich deran 
schalde ftmde mit redlicher Jcuntschaft ziveier erber unversprochcner 
mannen vor den etio den er gehöret und die darumb 
habent ze richten des lib und guot sol dienselben die iiber 
in hant ze richtende und do er hingehöret und nie- 
man and er n und er uns gef allen sin uf ir genade. 

Hier ist deutlich von der politischen Angehörigkeit die Rede, 
es soll das Ort zu dem einer gehort auch über ihn richten und 
nicht die anderen Orte. 

Diese Beziehung hat aber der Ausdruck in unserer Formel 
nicht, sondern hier bezieht er sich statt auf das Land auf den 
engern Kreis des Gerichtes, was nach allem gesagten weiter aus- 
zuführen wol überflüssig ist. 

Neben den Vertragen, in denen das forum originis vorbe- 
halten ist, treffen wir aber schon in dieser Periode andere, wo 
die Geldschuld ausschliesslich an den Richter gewiesen wird. 
So heisst es in dem Bündniss zwischen Freiburg und Murteu 
(1310), es habe der Klager sein Recht zu suchen coram scuJteto 
ubi reus residens faerit, In dem Vertrage zwischen Bern und 
Interlaken: um geld sol man recht nemen da iener sesshaft ist 
der das geld soll, und so noch öfter in den ürkunden dieses und 
des folgenden Jahrhunderts. Imraerhin bildet aber in der Mehr- 
zahl der Vertrage die andere Formel noch die Regel und die 
Ausnahme findet sich namentlich in den mit dem Ausland 
(Savoyen, Oesterreich, Baiern) abgeschlossenen Vertragen, wo 
man gegenseitig ein klares und bestimmtes Verhaltniss vorzog 
und sich nicht auf Vorbehalte einlassen wollte deren Tragweite 
schon an und für sich nicht zu übersehen war und die in der 
Praxis zu vielfachen Schwierigkeiten führen konnten. 



c. Die Zeit vom 16. Jahrhundert bis 1798. 

§ 38. Diese Periode kennzeichnet sich namentlich durch den 
Umstand, dass in Folge der religiösen Zerwürfnisse die Vertrage 
unter den eidgenössischen Standen verschiedener Confession immer 
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seltener werden und dass die auf diesen Vertragen beruhende 
Entwicklung des eidgenössischen Rechts dadurch ins Stocken 
kommt, wahrend die zahlreichen mit fremden Staaten von der 
Eidgenossenschaft oder von einzelnen Standen in diesem Zeit- 
raum abgeschlossenen Yertrtlge die Weiterbildung des inter- 
nationalen Rechts wesentlich fordem. Für ansere Specialfrage 
des Gerichtsstandes treten namentlich folgende Aenderungen ein: 

a) das forum originis tritt in den Vertragen dieses Zeit- 
raumes fast ganz zurück; 

h) das forum domicüii gewinnt an Ausdehnung zumal auch 
in einem Theile der neueren Vertrage das absolute Verbot 
der Ffandung ausgesprochen wird. 

Diese Aenderungen hangen schweizerischerseits mit der Ver- 
fassungsgeschichte der Stadte zusammen. Das Interesse eine 
grosse Zahl von Ausburgern und Verburgrechteten zu besitzen 
hatte l&ngst einem andern geradezu entgegengesetzten Systeme 
Platz gemacht ; man trachtete das Burgerrecht so viel als möglich 
gegen Aussen abzuschliessen womit die Quelle von selbst ver- 
siegte aus der wir das forum originis abgeleitet haben und jede 
Veranlassung dahin fiel, in den neuen Vertragen darauf Rücksicht 
zu nehmen. Wenn in einzelnen Stadten wie in Zürich das Forum 
der auswUrts wohnenden Stadtburger auch in dieser Zeit noch 
aufrecht erhalten blieb, wurde es daftir in andern, wie in Bern 
schon im 17. Jahrhundert abgeschafft. Die Gerichtssatzung voni 
Jahr 1614 enthalt darüber eine sehr interessante Bestimmung, 
welche überdies zeigt, wie genau die Gesetzgebung von Bern 
mit den intercantonalen Vertr&gen übereinstimmt und wie sehr 
man darauf hielt, dass kein Burger durch einen andern vor einem 
fremden Richter belangt werde. Die Satzung lautet: 

Keiner soll den anderen an frömbden Grichten tmd Stetten 
weder pfdnden noch pfanden lansen noch ihme syn Lyb oder Gut 
verhietten oder ihne vor einem frömbden Richter beklagen sonder 
es sol ein jeder den anderen an denen Orten, da der aft den 
man Ansprach hat hushablich wohnet mit Recht ersuchen und 
anlangen: wer ober den anderen an frömbden Stetten und Grichien 
pfandet oder pfdnden heisst oder ihm syn Lyb oder Grut ussert- 
halb verbüitet oder heisst verbietten oder ihn voi* einem frömb- 
den Richter beMagt der soll jedes MaJds, als o/ft es beschicht 
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sechs pfundt Pfenning unser Statt durch unseren Eynunger zu 
empfachen^ óhn alle Gnad verfaUen spn, es sye dann umb ehr- 
verletzUche Zureden oder andere Fraffél so hinder einem frömb- 
den Richter ergangen und verloffen oder unüigende Giiter so 
hinder einem anderen Richter gelegen oder unib Erhfdhl so an- 
derstwo gefaUen oder das jemands die Statt mit geferden myden 
und syn Lyh und Gut usserthaïb cnthalten oder sich sonst mit 
synem Gut uss der Statt Gricht flüchtig machen wolte. 

Ausser diesen Verhaltnissen wirkte die Vereinfachung der 
Gerichtsorganisation auch auf das System der Gerichtsstande 
zurück und vor allem war der in dieser Zelt allmalig zur 
Geltung kommende Instanzenzug von grösstem Einiluss. 

§ 39. In den Vertragen macht sich diese Entwicklung deutUch 
geitend. Vom Jahr 1519 bis 1579 finden wir einen einzigen und 
spater gar keinen Vertrag mehr in welchem des forum originis 
(oder WO er hingehört) Erwahnung geschieht; es ist überall 
nur von dem Gerichtsstand des Wohnsitzes die Rede, der von 
jetzt an unter neuen Namen erscheint. Schon das Burg- und 
Landrecht der sechs katholischen Cantone mit Wallis (12. Më.rz 
1529) enthalt den Ausdruck: der Klager soU seinen SchuMner 
berechtigen und jagen vor sinem ordentlichen Richter, Diese 
Bezeichnung kehrt nun ziemlich regelmassig wieder und wechselt 
mit dem «Richter wo er gesessen ist» ab; die lateinischen 
Urkunden brauchen die Ausdrücke forum rei oder iudex cui reus 
subiectus est die französischen juge ordinaire und der Bund von 
1715 zum ersten Mal juge naturel. 

Wir lassen eine Reihe von Quellenzeugnissen folgen, nicht 
uur um das Gesagte zu beweisen sondem auch urn die Ausdrucks- 
weise für das materielle Rechtsverhaltniss zur Anschauung zu 
bringen. Die Vertrage dieser Zeit unterscheiden n'amlich die 
Forderungen nicht mehr nach den früher angenommenen Klassen, 
sondem begnügen sich die persönlichen und die dinglichen Rechte 
einander entgegenzustellen. Von Bedeutung ist der ümstand, 
dass diese Vertrage fast sammtlich mit auslandischen Staaten 
geschlossen warden. 

1525. Dez. 7. Burgi-echt Bern-Lausanne: 

qtwd si contingat aliquem nostrum nostrorumve alium pro 
quacunque causa iuridice prosequi actor forum rei sequatur. 
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1549. Juni 7. Henri II.-ll Cantone: 

si entre les sujets des deux parties advenaii quelqtie queréüc 
OU dcynande pour quelque chose que ce fust, les demandeurs stront 
tenus chercher les défendeurs au lieu de jurlsdiction la ou ils se- 
ront residants. 

1570. Mai 5. Savoien-Bern : 

üher soliche persönliche und sachliche ansprachen sollen dia 
ersten ordenliehen undern richter ir urieil übcr die haupthendel 
vellen; weliche denn der ersten urtcil beschwert ist mag die für 
den oder die obcrn richter appelliren, 

1602. Jan. 31. Bund mit Frankreich: 

haben beidscitige witertanen ansprachen gegen einander 
wohcr die langen und Icommcn möchtend so soll der Jcleger den 
versprecher und angeJdagten besuchen und fürnemen an denen 
orten und enden da er gesessen ist. 

1615. Marz 6. Venedig-Zürich, Bern: 

Si litcs oriantur inter utriusque partis homines privatos 
quibuscunque de causis actor reum in ius citato sub Ulo ma- 
gistratu cui reus ille est subjectus, 

1617. Juni 23. Savoien-Bern : 

Ceste sorte d'actions personelles se poursuivront pardevant 
Ie juge ordinaire du ree et deffendeur et les causes puremcnt 
réelles devant Ie juge et la souverainité oü il seront situez. 

1637. Februar 28. Erlauterung des Dreilanderbundes : 

tvenn einer an eincm ort an einem andern so in cinem ande7n 
ort hushablich, eine unrichtige*) pretension oder ansprach }iett€y 
solle der ansprecher den angesprochenen mit recht under dem richter 
allwo der angesprochene sesshaft ze besuchen schuldig sein. 

1663. Sept. 33. Bündniss mit Frankreich : 

Si entre les sujects de nous Louis Boy et des ligues avenoit 
qu€f*elle prétention ou demande pour quelque chose que ce fust, 
les demandeurs seront tenus chercher les deffendeurs aux lieux 
et jurisdictions oü ils seront demeurans et residants auxquels sera 
fait bonne et briefve justice selon Ic contenu de la paix. 

1715. 9. Mai. Bündniss mit Fi*ankreich: 

Ie demandeur sera tenu de rechercher sa partie par devant 
les juges naturels d moins que les deux parties ne soient présentes 
dans Ie même lieu. 



*) Muss ohne Zweifel heissen ungichtige. 
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§ 40. Am Schlusse dieser Abtheilung, welche von dem Ge- 
richtsstand der Geldschuld handelt, drangeii sich dieselben Be- 
trachtungen auf, die wir über die Entwicklung des Pfandungs- 
rechtes angestellt haben. In Folge der zahlreichen mit dem 
Ausland abgeschlossenen Vertrage komrat den fremden Staaten 
gegenüber der Gerichtsstand des Wohnsitzes neben demjenige» 
des Vertragsortes nach und nach zur alleinigen Geltung (§ 18). 
ünter den einzelnen Standen dagegen finden wir in Folge der 
unveranderten Fortdauer der alten Blinde am Schlusse der 
Ictzten Periode noch genau dieselben Verhaltnisse, wie sie im 
14. Jahrhundert bestanden. Wie sehr diese Stabilitat als ein 
Uebelstand empfunden wurde, ist schon bei Besprechung des 
Bundesprojectes von 1655 nachgewiesen worden (§ 26). In dieser 
Beziehung bleibt hier nur noch ein besonderer Punkt zu bespre- 
chen. In dem aufgeführten Art. 4 dieses Projectes wird bestimmt, 
dass Niemand den andern vor fremde Gerichte laden soll, 
sondem jeder von dem anderen recht sucJien uud neinen an denen 
stelten da er gesessen ist und hingehöret Die Erwahnung 
des forum originis erscheint gegenüber der Thatsache, dass seit 
dem Jahr 1579 dieser Gerichtsstand sich in keinem Vertrage 
mehr findet, befremdlich und mag sich daraus erklaren, dass 
dieser Artikel wörtlich dem Baslerbunde entnommen ist. In 
Art. 7, in welchem das neue Recht enthalten ist und der von 
den Gerichtsstanden im Einzelnen handelt, ist ausschliesslich vom 
Richter des Wohnsitzes die Rede. 



B. Gerichtsstand f&r Zinse. 

§ 41. Verschledene Vertrage vom Anfange des 15. bis gegen 
dieMitte des 16. Jahrhunderts haben für den Einzug der Zinse 
eigene Bestimmungen. In der Regel wird gesagt: urn zins mag^ 
iedermann inziehen als imzhar getvonlich gewesen ist Diese 
Formel tragt nicht viel zur Erklarung der Sache bei und es sind 
daher die Stellen aufzusuchen, welche die Frage genauer behandeln. 

1379. Juli 4. (Zellweger 119). 

Nieman sol pfanden an recht, — doch haben wir allermenk- 
lich und iedermann nm all verbrieft schuld, tmlaugenbar guit 
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und urn hauptgeldj vogtrecht^ stür und eins dUe ir e rechte hehal- 
ten und ausgesetzt 

1394. Juli 16. 20jahriger Friede mit OesteiTeich, wiederhol t 
im ÖOjahrigen Fiïeden 1412. Mai 28. 

Doch ist hierinne usgelassen dz iedermann si7i einse mag 
ingewinnen mit pfandung und mit solichen gerichten als unzher 
gewonlich gewesen ist, 

1407. September 2. Burgrecht zwischen Zürich und Winter- 
thur (Zeerieder 191.) 

ouch mag mdnlich sin eins imiehen mit gerichten geistlichen 
und tvèltlichen, oder mitpfdndt>\ als unzhar gewonlich ist geweseft, 

1423. Januar 22. Zürich-Bern. 

Jedermann sol und mag die zinse imichen und danach toef'- 
ben als bislier in ietwederer statt gebiete gewonlichen gewesen ist. 

1442 Juni 17. Bündniss zwischen Oesterreich und Zttrich. 

doch so sind darinne usgesetzt geistlich sachen ouch zins die 
'mag iedermann inziehen als von alters JiarJcomen. 

1454. Juni 1. sechs Orte-Schaffhausen. 

so dann umb zifis mag ietiveder teil von dem andren in- 
ziehen mit geistlichen und welüichen gerichten, als das von alter 
harkomen ist. 

1501. Juni 9. Baslerbund. 

desglieh was verbrieft eins, guldin gel ds oder schulden sind 
die mogen inbracht werden nach der brief und gewarsame da- 
rumb gemocht lut usag — was dero verbrieft sind dass die un- 
sem solicher ir er gewarsame nach mogen suchen und ersuchcti 
inhalt derselben gewarsame, dabi ein ieder teil sol bliben, 

1527. December 25. ZUrich, Bern-Constanz. 

was aber verbrieft zins guiten und schulden belangt das mag 
ingebracht und gerechtfertiget werden nach lut und sag derselben 
brief und sigel. 

ZuYörderst sind die verschiedenen Gegenstande, YOn denen 
diese Stellen sprechen, zu söndern. Offenbar handelt es sich in 
der Urkunde vom Jahr 1479 (hauptgeldj vogtrecht, stür und eins) 
«m Herrschaftsrechte, welche in beschleunigter Weise eingezogen 
wurden und ausser dem Ereis der eigentlichen privatrechtlichen 
Forderungen stehen. Es wird desshalb auf diesen Punkt hier 
nicht eingetreten. Hier handelt es sich nur um die Zinse, welche 
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in den obigen Stellen als Gültzinse, verbriefte Zinse, Zinse vo» 
geliehenem Geld, bezeichnet werden. 

Bekanntlich gieng der Einzug der Zinse in der Regel so vor 
sich, dass der Schuldner zuerst fabrende Pfande geben musste ; batte 
es keine solchen, so konnte der Glaabiger auf den Ertrag des- 
Gutes und dann auf dieses selbst greifen. Wir führen zur Unter- 
stützung dieses die nachfolgende Stelle an, weil sie gemeineid* 
genössischen Ursprungs und auch in anderer Weise bemerkens* 
werth ist. 

1432. Samstag vor Joh. bapt. Abschied von Baden. 

Auf die Elage des Gotteshauses Wettingen, dass die Zins- 
leute für verfallene Zinse nicht Pfand geben wollen, wird erkennt : 

So hald und dann das kom und der blum inJcompt so mo- 
gend derselh apt und convent das kom und den hlumen uf des- 
gutes kosten lassen tröschen und sich davor um ir ustend und ge- 
faUen zinse selber beaalen und ob sy umb alt und nuw zins nit 
bejsfoit davon mochten werden und si pf enden mussen und pfani 
wer den so sol man in geben varend pfand^ vich oder ander 
gut, darus si das ir wol gelösen mogend; wo ober f arend pfanéf 
nit vorhanden syend, so sond si sich denn mit sdt und mat und 
ligendem gut verpfenden und versorgen lansen. 

Gegenüber diesem gemeinrechtlichen Einzug der Zinse gieng^ 
nun das Bestreben der Vertrage oflfenbar dahin, den Zinsglau- 
biger im Interesse des öifentlichen Eredites noch weiter za 
begunstigen. Dieses geschieht in verschiedener Weise. Wah- 
rend das Bestreben aller Jahrhunderte dahin gieng, die geistli- 
chen Gerichte auszuschliessen und nur ausnahmsweise für Ehe- 
sachen und offenen Wucher zuzulassen, finden wir in mehreren 
der oben citirten Vertrage den Einzug der Zinse durch geist* 
liches Gericht erlaubt und als altes Herkommen erklart. Solche 
Bestimmungen treffen wir nicht nur in den Vertragen der Stande 
unter sich, sondem auch in denen mit Oesterreich (1394, 1412, 
1442). Wo der Ursprung dieses geistlichen Gerichtsstandes zu 
suchen sei, ist aus unsern Quellen ebenso wenig zu ermitteln, 
als der Vortheil, der dem Glaubiger dadurch einger'aumt wurde. 

Der Baslerbund (1501) weist die Zinsglaubiger nicht an das^ 
geistliche Gericht; dagegen setzt er fest, dass die Zinse nach 
Inhalt der darüber bestehenden Schuldbriefe eingezogen werden 
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sollen, selbst wenn die Bestimmungen dieser Briefe mit den Vor- 
schriften des Bundes sich im Widerspruch befinden, wie auch 
«chon in der Vereinigung zwischen Basel mit Bern und Solothurn 
^1441) der Grundsatz ausgesprochen wird: 

es sol ein ieglicher sinen brieven nachgon nach ir inhaltunge 
und sol doch darumhe tvider dise einunge nit getan haben. 

Wie konnten nun die Klauseln eines Schuldbriefes betr. den 
Einzug von Zinsen mit den Vorschriften der Bünde im Wider- 
spruch stehen? 

Mit den Vorschriften über die Pfandungen, an welche zu- 
nachst gedacht werden kann, ist ein Widerspruch nicht gedenk- 
bar; ein Pfandungsversprechen oder eine Pfandungsgelobung in 
«inem Schuldbrief war unzwelfelhaft guitig, auch wenn die Pfan- 
<lung im allgemeinen untersagt war. 

Es ist also sehr wahrscheinlich, dass die abweichenden Be- 
istimmungen der Schuldbrief e den Gerichtsstand betrafen und 
dass die Schuldner sich verpfiichteten, vor den in den Vertragen 
verbotenen geistlichen Gerichten Recht zu nehmen. Ist diese 
Vermuthung richtig, so wtirde also in der Vorschrift, dass die 
Klausel der Schuldbriefe dem Vertrage vorgehen, nichts anderes 
als die Anerkennung des geistlichen Gerichtes für den Einzug 
der Zinse liegen. 

In der Gesetzgebung der Stande waren die Zinse noch in 
-anderer Weise privilegirt. In einer Berner-Satzung vom Jahr 
1543, die Leistungen betreffend, werden die Giselschaften mit 
folgender Einschrankung verboten: 

doch ist daby vorbehalten^ dass aJle di so geit urn jarlichen 
zins uslihend wol mogend um dieselben jarlichen zinsschulden 
leistung und giselschaft andingen, verschriben lassen und bruchen 
wie dasselb von alter shar bruchlich gsin und die jsinsbrief dasselb 
wisen würden, 

Schliesslich sei noch bemerkt, dass wir den geistlichen Ge- 
richtsstand keiner besonderen Untersuchung unterstellen. Die 
Quellen geben uns dazu auch keine Veranlassung, indem sie sich 
den geistlichen Gerichten gegenüber nur negativ verhalten und 
dieselben beharrlich und mit der gleichen Formel ausschliessen. 
Erlaubt ist dieses Forum nur «um Ehe und offenen Wucher» 
Da der offene Wucher unter das Strafgesetz der Kirche fallt, 
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SC bleiben nur die Ehesachen als das grundsatzlich unbestiïttene 
Oebiet des geistlichen Gerichtes übrig, aber auch diese nur in- 
sofern als es sich dabei nicht um «weltliche Sachen», also iim 
die Vermögensverhaltnisse der Ehegatten handelt, welche von 
<leni weltlichen Richter in Anspruch genommen wurden. Zu diesen 
Oegeustanden kommen noch die aZinse», deren Geltendmachung 
wie eben gezeigt, vor geistlichem Gericht in einigen Vertragen 
Yorbehalten war. 

Dies ist die ganze Ausbeute, welche sich aus unsern Quellen 
ergiebt ; dass der seit den altesten Bünden feste und Jahrhunderte 
lang beharrliche Ausschluss der königlichen und der geistlichen 
Oerichte nicht nur das einheimische Recht vor dem fremden ge- 
schützt, sondern dadurch auch das Bewusstsein der staatlichen 
Selbststandigkeit bis in die kleinsten Dorfgerichte hinein gewahrt 
hat, ist hier nicht naher auszufiihren. Ohne diesen schon im 
13. Jahrhundert in der ganzen Eidgenossenschaft begonnenen 
Kampf ware es im Jahre 1648 nicht möglich gewesen, die Frei- 
lieit vom Reichskammergericht und damit die Anerkennung der 
Eidgenossenschaft zu erwirken. 
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Dritter Abschnitt. 



Die Schiedgerichte. 

§ 42. In ihrem Bestreben einen geordneten Rechtszustand 
unter sich einzuführen, mussten die Staaten bald darauf verfallen 
auf dem Wege des Vertrages gemeinsame Organe einzurichten, 
denen die Behandlung von streitigen Angelegenheiten der Staaten 
selbst oder ihrer Angehörigen anvertraut wurde. Solche Ein- 
richtungen finden wir denn auch in den altesten Urkunden der 
Schweizergeschichte ; mit wenigen Ausnahmen enthalten alle Ver- 
trage welche die eidgenössischen Stande mit einheimischen oder 
fremden Staaten abgeschlossen haben und welche ihrer Natur nach 
von langerer Dauer sein sollten, Bestimmungen über die Aas- 
tragung von Streitigkeiten und gerade dieser Punkt biidet einen 
wesentlichen Bestandtheil der ewigen Bünde. Weil auf diesem 
Wege neue Gerichte und Gerichtsstande geschaffen wurden, fallt 
dieser Gegenstand in den Kreis der vorliegenden Abhandlung. 

Auch für die Schiedgerichte gab es, wie schon in der Ein- 
leitung gesagt worden ist, kein gemeineidgenössisches Recht. In 
jedem Bunde wurden die Verhaltnisse «des eidgenössischen Rechts» 
wie man sich spater ausdrUckte selbstandig und wie wir bald 
sehen werden in sehr mannigfaltiger Weise geordnet. Dasselbe war 
auch bei den Vertragen mit dem Auslande der Fall. Wir unter- 
suchen nun yorerst, welche Stellung die einzelnen Orte nach den 
ewigen Bünden im eidgenössischen Rechtsverfahren hatten, gehen 
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dann auf die Competenz der Gerichte über und stellen schliess- 
lich die Bestimmungen über die Einrichtung und das Verfahren 
zusaipmen. 



A. Die Stellnng der Orte im eidg. Beehtsyerfahren. 

§ 43. Die Bünde waren auch in Bezag auf das Rechtsver- 
fahren « ungleicbe », es batten einzelne Verbündete gegenüber 
den andern eine schlechtere Stellung. Wir beginnen gleicb mit 
diesem Punkte. Der erste Ort welcher sicb in den Bünden gegen 
die anderen Eidgenossen benachtheiligt sah war Glarus. 

Die Bestimmungen seines Bundes (1352) lauten über das 
eidg. Becht folgendermassen : 

wer ouch dz wir die landlüt van Glarus unsem dien vor- 
genannten eidgnossen allen gefneihlieh urn dehein sach iemer stöss 
gewunnen des sollen wir ze togen komen gen Neisidellen zuo dem 
closter und der sach ein ustrag /m machen nach dien stucken und 
in dien gedingen^ als dieselben unser eidgenossen in iren alten 
buntbriefen urn sanüich sach jetz gen einander verschriben hant. 

Mit dieser Bestimmung waren die Glarner so lange es sicb 
um Streitigkeiten zwischen ihnen und sammtlicben anderen Eid- 
genossen bandelte diesen letzteren im allgemeinen gleichgesteilt; 
nur in einem Punkt bestand eine wesentliche Unterscbeidung. 
Weil namlich das Gericht nach den a alten Bundbriefen » zu be- 
stellen war (unter denen nur der Zürcherbund gemeint sein kann 
der alle Mitverbündeten von Glarus umfasste), so musste auch 
der Obmann nach diesem Bunde bestellt, d. h. er musste aus 
der Eidgenossenschaft von Zürich, Uri, Schwyz und Unterwalden 
genommen werden, was Glarus stets in eine nachtheilige Lage 
brachte. 

Noch schlimmer war es aber bestellt, wenn das Land Glarus 
mit einem einzelnen der mitverbündeten St9,nde in Streit gerieth ; 
der Bund sagt hierüber : 

des solen wir och ee tagen kommen mit dien von Zürich gen 

Pfefinkon bi zürichsee gelegen, mit dien von Switz uf ber geren, 

mit dien von Ure uf mercheren und mit dien von Underwalden 

gen brunnen, und mit weihen under in wir sunderlich also stöss 

6 
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gewunnen des sullent dann die andem unser eidgenossen getcalt 
haben useerichten und wes si gemeinlich oder der merteil under 
in sich dann darumh erkennent ee dem rechten oder ze der min-- 
'nen mit heider teil wissent, des sullen tvir die von Glarus und 
otich die dann stoss mit tms kant genzlich gehorsam sin und also 
von Jcrieg Uissen tvisen.- 

Hiemit waren die Glamer von der Theilnahme an dem Ge- 
richt ausgeschlossen und hatten sich lediglich der Gerichtsbarkeit 
der Mitstande zu unterstellen deren Urtheil sie immer ausser dem 
eigenen Lande suchen mussten. 

Dass diese flagrante Ungleichheit sp'ater aufhörte und Glarus 
in einen wenigstens annahernd gleichen Bund mit den Eidgenossen 
kam ist bekannt, kommt hier aber nicht in Betracht. 

Wahrend die übrigen Bünde der acht alten Orte in Bezug 
auf das Rechtsverfahren gleiche Bünde waren, iinden wir unter 
den fünf neuen Orten wieder wesentliche üngleichheiten. 

In dem Bunde Freiburgs und Solothurns (1481) wird ein 
schiedgerichtliches Verfahren vorgeseheu, welches den Interessen 
der beiden neuen Bundesgenossen sehr zuwiderlauft und an die 
Schwierigkeiten erinnert, welche der Aufnahme dieser Stande in 
den Bund der Eidgenossenschaft entgegens tanden. Die beiden 
Stande waren den acht Orten bis auf die Bestellung des Obmanns 
gleichgestellt, in diesem sehr wichtigen Punkte aber ganz wesent- 
lich durch die Bestimmung benachtheiligt, dass der Obmann aus 
den acht alten Orten genommen werden müsse, im Falie die 
Schiedleute stössig werden. Da nun das Gericht aus zwei Schied- 
leuten von Freiburg und zweien der Gegenpartei bestand, so 
war damit in den ineisten Fallen der Ausgang der Sache Y«ft 
vornherein in die Hand der acht alten Orte gegeben, was nament- 
lich von Freiburg bei dem Abschluss des Bundes bitter emjrfunden 
wurde, aus Furcht es möchte diese Bestimmung in dem Streite 
den es wegen der savoyischen Herrschaften mit den übrigen Eid- 
genossen hatte von übler Wirkung sein ♦) ; ■ daher machte Freiburg, 
freilich ohne Erfolg, den Vorschlag in dem Bundesbriefe zu sagen : 

und tcie mr mit einanderen zu recht, oh wir zu stössen komen 
darumh sollen wir red hahen und dz setzen, dz es dem einen teil 
als gemein als dem andern gesetzt und gestimmt werde. 



O Vide Segesser, Geschichte dea Staaserverkommnisses 102, 141. 
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Die beiden Stadte fühlten sich durch diese Stellung um so 
inehr yerletzt, weil im Jahr 1501 die Stadt Basel bei der Auf- 
nahme in den Bund eine Recbtsordnung erhielt, bei der es mit 
den alten Orten vollstandig gleichberechtigt und demnach Freiburg 
und Solothurn gegenüber bevorzugt war. 

In ahnliche Lage wie diese beiden Stande kamen aber aucb 
Schaffhausen und Appenzell. Aucb für sie wurde bestimmt, dass 
der Obmann, wenn ein solcher nöthig wird, von den Schiedleuten 
aus den anfnehmenden alten Standen zu nehmen sei. Die Stelle 
lautet in beiden Bünden (1501 und 1513) übereinstimmend so: 

und oh sich die vier (schiedleute) glich teïlend so sollen si 
bi im eiden inwendig unser eidgnosschaft einen gemeinen mann 
der s^i in der sach gemein und fromm beduncht zu inen erkiesen 
und nemen. 

Es ist selbstverstandlich, dass diese beiden Stande nicht 
besser gestellt wurden als Freiburg und Solothurn, sonst könnte 
man einen Augenblick darüber zweifelhaft sein, ob unter unser 
eidgnossschaft nicht auch die neu aufgenommenen Stande zu 
verstehen seien; die Bezeichnung der Yertragsparteien wie sie 
im Eingange des Briefes sich findet und im Yerlaufe scharf fest- 
gehalten wird, lasst aber keinen Zweifel am Gegentheil. Wenn 
ein solcher noch bestehen könnte müsste er verschwinden gegen- 
über dem Vertrage der sechs Orte mit Schaffhausen vom 1. Juni 
1454 WO die Stadt ze Schaffhusen im Gegensatz zu unser 
eidgnosschaft gesetzt wird. Der Wortlaut ist dieser: 

were aber daz die viere stössig würdent und sich glich tei- 
lendf so sollent sg besuchen ob sie sich eines gemeinen nianns in- 
tvendig unser eidgnosschaft oder in der stadt ze Schaffhusen 
geeinen mögent 

Hier wird also die Wahl aus den beiden Yertragsparteien 
f rei gegeben, in dem ewigen Bunde von 1501 dagegen auf die 
eine Yertragspartei namlich auf die elf Orte beschrankt und 
damit für Schaffhausen und Appenzell eine empfindliche Benach- 
theiligung geschaffen. 

§ 44. Es ist schon darauf hingedeutet worden, dass der Grund 
der nngleichen Behandlung, welche in Bezug auf das Rechtsverfahren 
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gegenflber den St&adeD Glanis, Solotharn, Freibui^, Schaffhauseo 
und Appenzell eingehalten wurde, darin zu suchen sei, dass diese 
Sl-ande auch io poliüscher BeziehuDg den Ubrigen Orten nicht 
gleicbgestellt waren. Das Schiedverfabren zwiscben zwei Staaten 
war eine StaatsTerhandlung, bei welcher uur dem ¥oll- und gleich- 
berechtigteo Staat auch gleicbe Rechte zuerkannt wurden. Diese 
Seite der Schiedgerichte trilt in ibrer altesten Erscheinong ganz 
deutlich hervor und ist auch in den ewigen Bunden leicht nach- 
weisbar; wir wollen übrigens die alteren Zeugniase vorausgehoi 
lassen und vorher noch die Bemerkung einfiigen, dass der Aus- 
druck « Schiedgericht ■ ia der alterea Zeit durchaaa nicht qnellen- 
nüLssig ist Die alten Urkunden reden ans dem gleich anzu- 
gebenden Grunde nie von einem Gericht sondem von den Schied- 
leutea und dem Obmann ; erst die spatere Zeit bringt aus dem 
lateinischen uod dem französischen übersetzend den Ausdnick 
Richter und Schiedrichter. 

Der ^Iteste uns erhaltene Bnnd zwiscben Bern und Freiburg 
vom 20. Nov. 1243 (font. R. B. 229) enth&lt schon eine Vorschrift 
in welcher der Charakter der Staatsverhandlung neben der ge- 
richtlichen Entscheidung unverkennbar ist Als die Farteien 
(partes) erscheinen hier die Bui^r von Bern und tod Freibuig; 
die Rathe handeln in ihrem Namen und Auftrag und was sie 
entscheiden, das soU von den beiden Burgerscbaften gehalten 
werden : 

si qua ipsarum (urbium) alteram quacunque ïeserit occasione 
a laesa hoc vindieari non debet, sed apud aÜeram suam deponere 
quaesHonem. Quod si hoc ibi non poierit emendari, consiliarii 
civilalum in medio viae convenienl id secundum ius vél compo- 
sitionem honestam ibidetn ad eorutn arbitrium decisuri et quid- 
quid super his statuerint o partUius debet inviolabüiier observari. 
Bei der Emeuerung des BUndnisses zwischea den beiden 
St&dten wurde diese Bestimmung mit denselben Worten wieder- 
holt (1271. April 16. font R. B. 717), ebenso in der Urkuade 
Ton 1294. Bündniss zwiscben Freiburg und Murten (recoeil 51). 
In dem Büuduisse, welches die Stadt Bern am 17. Juli 1252 
; dem Bischof von Sitten abschloss (font. R. B. 325) ist Tor- 
ehen, dass die Streitigkeiten zwiscben den beiden Farteien 
'ch den Bischof und die Rathe von Bern in eigener Person 
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auf der Dingst&tte zu Carmilz oder zu Senenz mit Minne odér 
mit Recht ausgetragen werden. Die Parteien können sich durch 
BevoUmachtigte, welche also im Namen der beiden Theile zu 
handeln haben, vertreten lassen: 

quod si inter nos vel nostros et proef atam communitatem 
cMqua discardia oriretur, nos et ipsi in persenis propriis vel per 
procuraiares idaneos tenemur ipsam causam sive discordiam in 
plana de Curmilz sive in Senenz in primo termino qui fuerit 
propter hoc assignatus, concordia vel itAdicio terminare. Von einem 
Obmann ist nicht die Bede. 

Zeit- und sachgemass reiht sich an diese Urkunden der 
Dreilanderbund von 1291 mit seiner Bestimmung: 

si vero dissensio suborta fuerit inter aliquos conspiratos pru- 
denciores de conspiratis accedere debent ad sopiendam discordiam 
inter partes, prout ipsis videbitur expedire et que pars Ulam re- 
spueret ordinationem alii contrarii deberent fore conspirati. 

In demBunde von 1315 und ebenso im Luzemerbund 1332: 

were ouch das, daz sich dekein misshdli oder dékein krieg 
huebi oder ufstuende under dien eitgenozen^ darzu soln die besten 
und die wieegisten komen und sulen den krieg und die misshélli 
slichten und hitdegen nach minnen oder nach rechte, und sweder 
teü das verspreche, so sollen die andem eitgenoze dem andem 
minnen oder rechtes béhelfen sin uf iens der da ungehorsam ist. 

Es ist ermittelt, dass nach dem in diesen Briefen vorgesehenen 
Bechtsveifahren sowol Streitigkeiten unter den L'andern selbst 
als auch solche unter den Angehërigen entschieden worden sind 
und zwar über rein privatrechtliche Verhaltnisse (Segesser R. 
6. II, 15 und ff); dagegen ist die spatere gerichtliche Form 
hier noch in keiner Weise entwickelt und es treten als diejenigen, 
welche Recht sprechen und das Urtheil vollziehen, nicht dele- 
girte Richter, sondern die prudenciores de conspiratis als die 
Reprasentanten des Landes hervor. Die Dreizahl der verbün- 
deten Lander machte bei einem Conflict zwischen zweien inso- 
fem das eine nicht Recht nehmen wollte oder sie beide stössig 
wurden, das dritte natürlicher Weise zum Obmann, so dass die 
Form der spfttem formalen Schiedgerichte schon von vomherein 
vorgebildet war. Der Luzemerbund bringt schon eine weitere Ent- 
wicklung, obschon noch keine besonderen Formen vorgeschrieben 
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sind. Bekommen n&mlich die drei L&nder unter 8ich Streit, so 
dass zwei gegen eines stehen, so fibernimmt Luzern die RoUe 
des Obmanns. 

§ 45. Es giebt für diese Periode noch andere Beispiele, welche 
deutlich zeigen, dass das schiedgeiïchtliche Verfahren damals 
formell wie eine andere Unterhandlung zwischen den Staaten 
aufgefasst wurde. 

1310. Juli 26. Freiburg-Laupen (recueil 83) sieht für Streitig- 
keiten zwischen den zwei StUdten folgendes Verfahren vor, bei 
dem von einem Obmann noch nicht die Rede ist und der Ent- 
scheid den beiden Rathen zusteht: 

consüiarii nostri tdriusque loei debent ad locutn communem 
die ad hoc assignata convenire et ibi de eisdem offensa et iniuria 
dilige^iter cognoscere, 

In dem Vertrage zwischen den drei Landem mit dem Grafen 
von Kiburg vom 1. September 1327 ist auf den Fall eines Streites 
zwischen zwei Landem gegen das dritte das Verfahren ahnlich 
geordnet, wie wir es fünf Jahre spater in dem Luzernerbond 
linden; dabei ist noch zu bemerken, dass in dieser Urkunde be- 
reits von den « Boten » der Lander die Rede ist, welche diese 
zu den Verhandlungen schicken. Die Urkunde lautet so: 

were och das, doe dehein stoss zwischen unsem drin landem 
tmirde ufstatide inrent dirre iarzal und wir begertin^ daz der- 
selbe grave sin boten darsante den stoa hinzdegenne, daz sol er 
tuon; möchtin die boten ober den stoz nit brechen noch hitUege» 
mit liebi, wez denn zwei hmder einheüi weren gegen dem dritten, 
so sölte der grave denne dien ewein gegen den dritten beholfen 
sin und beraten une der stoz bericht würde, 

wa denne zwei lender einheüi werdent, zuo dien suilend och 
wir die vorgenannten burger von luzern uns füegen und stdlent 
das dritte land hélfen wisen, da es mit dien zwein einheüi werde, 
es were denn de wir die burger von Luzern etwuf darunder fun- 
din, dz die jswei lender besser und weger duechte, 

§ 46. Ein eigenthümliches Verhaltniss liegt dem Vertrage 
zu Grunde, welcher am 30. September 1359 zwischen den Her- 
zogen von Oesterreich und Solothurn abgeschlossen wurde (S. W. 
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1813, 129). In diesem Falie wird namlich die Frage, ob man 
einen Kriegszug oder eine Belagerung gemeinsam unternehmen 
woUe, im Falie der Bestreitung an ein Schiedgericht gewiesen 
und damit eine rein staatliche und politische Sache nach dem 
Rechtsverfahren erledigt, was wiederum darauf hinweist, wie 
diese beiden Geblete in einander hinüber spielen. Können sich 
die beiden Theile auf dem Rechtstage nicht einigen, so entschei- 
det die Obrigkeit derjenigen Partei, welche die Hülfe verlangt. 
Es ist dieses Verfahren offenbar mit der in den Bünden vorge- 
sehenen Mahnung zur Hülfe gcnau verwandt und es scheint, dass 
diese letztere in alterer Zeit auch in irgend ein solennes zwei- 
seitiges Rechtsverfahren eingekleidet war. An die Stelle des 
Parteiverfahrens , das übrigens nur ein scheinbares war, weil 
der Hülfeverlangende als Obmann entschied, trat der einseitige 
Beschluss des Hülfesuchenden und die feierliche Eröffnung des- 
selben an den Angesprochenen. Wir finden eine Spur des al- 
teren Verfahrens noch in dem Zürcherbunde, welcher im Fall 
eines gezoges oder eines gesesses vorsieht, dass man darüber 
auf einen Tag zu Einsiedeln berathe, was am nUtzlichsten zu 
thun sei. Das formelle Rechtsverfahren mit Schiedleuten und 
Obmann ist hier in eine einfache Berathung verwandelt. Die 
Urkunde vom Jahr 1359 lautet in der wesentlichen Stelle: 

Wir shid auch überemltommen bedenhalb, dass wir sechs 
mann ausgenommen hahen drey von unserer herrschaft wegen von 
Oesterreich, das sind (folgen die Namen) und von denen von 
Solothurn auch drey, das sind (folgen die Namen), darum ob 
einiger auflauf oder stöss würde dewederthalb, darum fnan eines 
gezoges oder eines gesesses bedürfend werden oder haben wollte, 
so sollen die sechse zu einander kommen gen Zofingen in die 
stadt und wir oder unsere nachkommen an der landvogtey oder 
wer unsere stadt haltet oder wer denn schultheiss zu Solothurn 
ware, innerhalb acht tage der neclistenj so deweder theil von 
dem andern darum gcmahnet würde — und was die sechse oder 
der mehrere theil unter ihnen darum zu ratM werden oder er- 
hennen auf den eid, den sie darum sonderlich oder leiblich gethan 
haben, das sol man zu beyden seiten fürderlich mid unverzogen- 
lich anfahen und vollbringen, Gestiessen ober darum die sechse 
gleich, drey gegen drey — geht dann die sache unsere herrschaft 
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toer unser statt hallet oder den wir an unserer statt darsandten 
(oh wir selber dahey nicM sein mochten) gemein mann seyn und 
was wir oder der denn an unser stalt da ist, darum erkennen auf 
den eid, das sol man fürderïich zu heyden seUen anfahen und 
vóllbringen und zu gleicher weise, gienge die sache die von Sóto- 
ihum an, so sóll der sehuUlieiss, der denn ihr schuUkeiss ist, oder 
den er an seiner statt darsandfe, gemeinmann seyn und was 
der darum erkennel, das soll man fürderïich anfahen und voU- 
bringen ohn alle gefdhrde. Ware auch^ dass deaederm theile der 
dreyer, so davor genamet sind einer abgienge oder unnütjt würde, 
so soU der theü, dem der seine abgegangen ist, einem andem an 
dessen statt geben und soll sich der verbinden desseU>en, dessen 
sidi der erste verbunden hat, ohne alle gefahrdc. 

Der grosse Bund der Reichsstadte, dem am 20. Dezeniber 
1377 die Stadt St. Gallen beitrat, sieht für den Fall tod Strei- 
t^keiten, die zwischea eiazeluen Bundesgenossen entstehen köon- 
teo kein eigentliches Scliiedgericht YOr, sODdern weist den Handel 
an gemein stadie. 

Were es daz dehein statt ein oder mehr mit einer andem 
statten oder statt unseres bundes ir brüclie, stösze oder miss- 
Iteüung haben, daz da entwedere statt darzu nicht tun angriffen 
noch die andere statt heschedigen sóll, dieselben stutte sollen das 
hringen für gemein statte und ir klag, red und widerred fürlegett 
und wess die statie gemeinlich oder ir der mehrertheil sich darumi» 
erkennend, wie sie das usrichtend es sy mit minne oder mit 
dem rechten oder wess ald wahin sie die tcisend den sullen beid 
theile gefolgig syn und soUe ochby dem eideda beliben. (Zellw. 115.) 

Auch in andem Fallen wird es ahnlich gehalten. Fallen 
Streitigkeiten vor, so treten die Boten der Herren, Stadte und 
Lünder zusammen und was sie da freundlich vertragen oder der 
Mehrtheil nach beider Theil Red und Widerrede und nach Brief 
und KuDtschaft lut und sag erkennen oder zu Becht sprechen, 
A«\.^i goiien gie zu beiden Seiten bleiben. So wird es in folgen- 
rkunden TorgescliriebeD : 

391. Febr. 25. Bündniss zwischen Abt von St. Gallen und 
ïrafen von Toggenburg und Werdenberg. (Zellw. 133.) 
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1401. Jan. 17. Bündniss zwischen Stadt St. Gallen und 
Appen^ell (Zellw. 144 und 145). 

Ohne Zweifel fand auch in diesen Fallen ein gehörig geord- 
netes Verfahren statt, das von demjenigen der Schiedgerichte 
wenig oder gar nicht abwich; wesentlicher ist aber die durch 
diese Urkunden verbürgte Thatsache, dass die Rechtsprechung 
als eine Handlung erklart wird, die der Staat als solcher vor- 
nimmt und bei der er sich direkt betheiligt. 

Von diesem Standpunkte aus ist es auch erklarlich, wesshalb 
<len Schiedleuten Funktionen zugetheilt werden, welche mit dem 
Gerichte selbst in keinem Zusammenhang stehen und wobei sie 
ganz als Beauftragte ihrer Obrigkeiten erscheinen. So ist aus 
der Urkunde bei Kopp 2. 86 zu entnehmen, dass aro 22. Mai 
1294 die Herzoge von Oesterreich mit den Bürgem von Zürich 
einen Vertrag abschlossen, in welchem die Streitigkeiten zwischen 
den Contrahenten an Schiedleute gewiesen wurden. 

Als ganz besondere Aufgabe dieses Gerichtes erscheint dabei 
die: Wird der Landfriede gebrochen, so soll man den Schaden 
wiederthun in acht Tagen hescheche das nit so sülen wir uf in 
varen der den lantfriede gehrochen hat ais dieselben schidlüte 
und der obmann uns Jieissent uf ir eit oder der merteil under 
inen. Hierin liegt eine Bestatigung dessen, was schon aus dem 
Vertrage zwischen Oesterreich und Solothurn (1359) hervorgieng. 
TVas aber in dieser Urkunde uns neu entgegentritt ist folgen- 
des : Das Schiedgericht soll nur über Streitigkeiten zwischen den 
Vertragsparteien entscheiden. Anspriiche der gegenseitigen An- 
gehörigen sind einerseits bei dem Landgerichte oder in der Herr- 
schaft Stadten anderseits bei dem Gerichte der Stadt Zürich an* 
zubringen. Für diese Falie nun schreibt die Urkunde vor: 

ist ouch dz der herschaft luie ze klagene hant ze Zürich, so 
suien Züricher schiedleute, vür das so es an si gevordert wird, 
mit in vür gerichte gan und in hélfen rechtes, also getrüliche als 
es ir burger einen angienge. 

hinwider swas die burger von Zürich an dem lantgerichte 
ald in der herschafte sletten angat, das sol (folgen die Namen) 
vurdem, dass in recht beschehe als getrüliche^ als eb es der her- 
schefte lüte angienge, für das so es an si gevordert wird. 
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Diese Rechtshülfe zu der die einzelnen Schiedleute ver- 
pflichtet werden iist selbstvei'Standlich kein richterlicher Akt ; die- 
ADgesprochenen ei*scheinen als Beistande und Anwalte mit der 
Partei vor dem gewöhnlichen Gericht und haben die Interessen- 
dieser Partei zu besorgen; eigentliche Richter sind sie nur in 
den obengenannten Streitfallen zwischen der Herrschaft und 
Zürich. 

§ 47. Wir glauben nach dem Gesagten zu dem Schluss be- 
rechtigt zu sein: Das Rechtsverfahren zwischen zwei Staaten 
entwickelte sich aus Verhandlungen, welche dieselben durch ihrer 
obersten Behörden oder andere Reprasentanten führen liesse» 
und die zunachst den Zweck batten streitige Angelegenheiten 
auf gütlichem Wege zu erledigen. Daraus erklart sich die Vor- 
schrift. die wir bei allen spaterrn Schiedgerichten finden, dass 
dem rechtlichen Verfahren immer zuerst ein Minneversuch voraus- 
zugehen habe. Erst allmalig nahmen diese Verhandlungen den 
Charakter einer Gerichtsverhandlung an aus der, wenn eine 
Verstandigung fruchtlos blieb, eine Entscheidung hervorgieng. 
Aber auch in dieser sp'atem Zeit erhielt sich die Auffassung, 
dass die Gerichtsverhandlung von Staat zu Staat gepflogen 
werde und darum konnte ein Staat mit einem andern nur dann 
zu Tagen kommen um Recht zu nehmen , wenn der andere Theit 
ebenfalls im Besitz voller und ungeschm'alerter Staatshoheit war,, 
nur in dem Falie konnte der letztere darauf Anspruch machen 
mit dem ersteren zu « gleichen Satzen » und zu u gleichen Rechten 
zu sitzen ». Traf aber diese Voraussetzung nicht zu, war der eine 
Theil nicht gleichberechtigt, so musste er sich auch im Rechts- 
verfahren ungleiches Recht gefallen lassen, wie das bei den fünf 
eidgenössischen Standen sich zeigte. 

Aus demselben Grunde findet man in dem Burg- und Land- 
recht der Appenzeller mit Zürich, Luzem, Uri, Schwyz, Unter- 
walden, Zug und Glarus (1411 Nov 24.) gar kein Rechtsver- 
fahren angeordnet ; Appenzell wurde durch dieses Burgrecht kein 
Verbündeter der genannten Stande, sondern trat nur in ihren 
Schirm, ja in gewisser Beziehung unter ihre Hohheit, es hatte 
keinen Rechtsanspruch auf Hülfe, durfte ohne der Eidgenossen 
Wissen und Willen keinen Krieg anfangen und musste sich sogar 
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eine einseitige Aenderung des Burgrechtes durch seine Contra- 
henten gefallen lassen. 

In dem Bunde von 1452. November 16. wurde zwar die Stel- 
lung Appenzells wesentlich besser, aber bei weitem noch nicht 
derjenigen der übrigen Eidgenossen gleich, wesshalb auch in 
diesem Bund kein Schiedgericht aufgestellt wird. Wir treifen 
dieses erst in dem Bunde von 1501, aber in der beschrankten 
Weise welche der staatlichen inmier noch fortbestehenden Un- 
gleichheit entsprechend war. 

Dasselbe Verhaltniss liesse sich nun auch in andem Ver- 
tragen und Blinden nachweisen ; es wttrde das aber zu weit führen 
ohne dass neue Gesichtspunkte, um die es hier allein zu thun 
ist, damit gewonnen würden ; es mag hier nur noch ein Zeugniss 
aus dem 13. Jahrhundert dafUr angeführt werden, wie sehr das 
Bechtsverfahren und die Stellung der beiden Theile in demselben 
durch die gegenseitige staatliche Stellung beeinflusst war. In 
dem Burgrecht zwischen Zürich und dem Gotteshaus Wettingen 
(Tschudi I. 210) vom 26. Januar 1293 finden wir die Bestimmung 
dass bei entstehenden Streitigkeiten Wettingen seine Richter 
aus dem Bathe von Zürich, also der Gegenpartei, zu nehmen 
habe. Es ist diese Bestimmung nicht auffallend wenn man er- 
wagt, dass die Aufnahme in das Burgrecht für den Aufgenom- 
menen in der Begel ein förmliches Abhangigkeitsverh&ltniss be- 
gründete; mit jener Vorschrift unterwarf sich Wettingen im 
Grunde einfach der Gerichtsbarkeit des Rathes, in der Form 
aber wurde doch die Vertragsnatur und die Zeitlichkeit des gegen- 
seitigen Verhaltnisses angemessen berücksichtigt. Die betreffende 
rechtlich auch sonst wichtige Stelle der Urkunde lautet: 

Ueber alle diese sachen sóll der abt und convent von Wet- 
tingen die denne sind fünf nehmen von dem rat von Zürich, der 
denne ist, zween ritter und dryn burger welche sie wellend und 
soU der rat die jiwingen dass sie eu den heiligen schwerend der 
vorgenannten herm klage und auch der burger ilage gegen dem 
gottshus und ihren lüten ze horen und uszericJiten innert acht 
togen ze minne oder ze rechte und ist der rat der denne siteet 
und auch der abt und auch der convent von Wettingen das zu 
voUfÜhren innert vier umchen nach den acht togen so die schid- 
lüte usgeseit hand oder der mehrer teil under inen und wa wir 
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das nit latend so sind wir inen schuldig zwanzig mark sïlbers 
und denncch den schaden abzetun nach rechte. 

SelbstverstaDdlich gieng mit der Zeit das Bewusstsein von 
dem Ursprung und der Natur der Schiedgerichte nach und nach 
verloren; es wird sich aber spater zeigen wie diese Verhaltnisse 
in der Einrichtung und dem Verfahren der Gerichte nachgewirkt 
haben. 



B. Die Competenz der Schiedgerichte. 

§ 48. Für unsern Zweck mussen wir uns auf die Frage 
beschranken, ob vor den in den eidgenössischen Staatsvertragen 
angeordneten Schiedgerichten auch civilrechtliche Forderungs- 
^treitigkeiten behandelt und entschieden worden seien. Die wei- 
teren Streitigkeiten fallen nicht in den Rahmen dieser Unter- 
suchung, obschon sie an Zahl und an Interesse überwiegend sind. 

In den ewigen Bünden erhalten wir auf unsere Frnge sehr 
ungenügende Auskunft. Wenn in dem Dreilanderbriefe von 1291 
von der dissensio inter aliquos conspiratos die Rede ist, so können 
tmter dem letzteren sowol die verbündeten Orte als ihre An- 
gehörigen verstanden werden und dasselbe gilt von dem Bunde 
von 1315 der von mishelli und krieg unter dien eitgenozen spricht. 
Wie immer die Worte der Urkunden verstanden werden mQssen, 
so ist jedenfalls so viel sicher, dass Streitigkeiten unter Privat- 
personen mit Berufung auf die alten Bünde (den Luzernerbund 
inbegriifen) entschieden worden sind. Eine ausdrückliche Vorschrift 
über dieses Yerhaltniss finden wir einzig iro Baslerbunde. Derselbe 
fahrt, nachdem er die Organisation der Gerichte bei staatlichen 
Anstanden bestimmt hat, folgendermassen fort: 

wa aber die zuspruch und forderung eine unser obgenannten 
partien sunder person wider einich unser teilen sampt oder 
zanders antreffe, so soll die rechtfertigung glicher wise beschehen, 

Also auch hier handelt es sich nicht um einen Rechtsstreit 
2wischen einzelnen Personen, sondern um die Klage eines Privat- 
mannes gegen die Eidgenossenschaft oder einen einzelnen Stand. 

Die eigentlichen Quellen für die Beantwortung unserer Frage 
liegen in den Vertragen, welche die StUnde ausser den ewigen 



— 93 — 

Biinden unter sich oder tnit Dritten abgescblossen haben. Die 
folgcDden Zeugnisse geben sowohl Uber die QualitUt der Btreiten- 
den Parteien , als Uber die Natur des Streitgegenstandes AuS' 
kunft: 

1326. November 23. Burgrecht zwischen Ludwig von Sa- 
voien und Freiburg (ree. 102). 

quod si forte inter nos vel gentes nosiras ratione ga— 
ffiamenti vel alio quovis modo aliqua discordia moveretur 
qttaelibet pars éliffat unum arbitrum etc. 

1364, November 23. Bund zwischen Bern, Freiburg imd Sa- 
voien (ree. 210). 

si forte inter nos nos tros subditos et gentes ali^pta 
discordia generaretar etc, so wird ein Schiedgericht in oafaer 
bezeichoeter Form aafgestellt. 

1403. NoT. 8. Bund zwischen Bern und Freiburg: 

niemand der unsem sol den andem unervó^et des rechten 
des sinen entweren, wond was wir die beiden stett gemeinli<^ 
oder iemand der unsern hesunder an einander eu spre- 
eJten haben oder gewinnen darum sollen wir ze leiden teilen gegen 
enandern fürderlick ze togen Tcomen gen Wunnenwyl etc. 

Von besonderer Wichtigkeit sind die Vertrage, welche Bern 
im Jahr 1421 mit Luzern und im Jahr 1428 mit Zürich einge- 
gai^en hat; sie betreffen speziell die oaclibarlichen und Gericbts- 
verhaitnisse. 

In dem Vertrage Bern-Luzem wird eingangs erklart, dass- 
vor das Scbiedgericht gehdren vorderungen, apen und zuspruehr 
so deweder stadt insunder oder in gemein oder unser lüt an 
einander ze sprechenne haben würden. 

Der Bundesvertrag zwischen ZUricb und Bern (22. Jan. 1423> 
lautet : 

und durch des wiUen, dass wir die vorgenannfen beid stett 
und die unsern dester bas im ganzen frieden und ingdichen 
rechten sament hestan mogen, so haben wir uns fürer mit ein- 
ander underret und versprochen, were dz deweder statt oder 
ieman der su dewedrer statt gehorte an die andre ge- 
mein statt oder hein ir land, stett empter vogtien, gerichien oder 
dörfern ütgit ze spreckene gewunne da sol die ansprechent stati 
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oder person die andem statt 80 angesprochen tourde — ze ge- 
nieinen togen forderen. 

Bei ganz wörtlicher Interpretation könnte hieraus gefolgert 
werden, es habe eine einzelne Person nur als Klager vor das 
Gericht treten können; es ist das aber nicht richtig, indem der 
Vertrag spater noch ausdrücklich beifügt, dass urn gefallenc 
Ërbschaften jedermann von dem andem das Recht da suchen 
müsse, WO die Ërbschaft gefallen ist, woraus sich die Tragweite 
der obigen allgemeinen Bestimmung hinlanglich ermessen lasst. 

In beiden Vertragen (dem Zürcher und dem Luzemer) findet 
sich aber neben diesen Competenzbestimmungen des Schiedge- 
richtes noch der allgemeine scheinbar damit im Widerspruch 
stehende Satz: dass jedermann von dem andern Recht sucheti 
und nehmen soll an den Stetteii und in den GericJUen da der 
ansprechig gesessen ist oder hingehört, 

§ 49. Demselben Verhaltniss begegnen wir in dem Burg- 
recht zwischen Bern und Freiburg (30. April 1480). In deut- 
licher Weise werden gepresten und ansprachen, die ieman der 
unsem besunder gegen einem der unsern ouch besunder beriiri 
vor das Schiedgericht gewiesen und nach Erledigung des Ab- 
schnittes über das SchiedverÜBthren weiter bestimmt: aber um 
erb und eigen — und ouch um geldschidd sollen und wellen 
wir das recht tun und netnen vor unsern schuUheissen und rich- 
tem da der an dem man die geldschuld vordert gesessen ist und 
hingehört. 

Wie sind diese Widersprüche zu erklaren? Wir glauben, 
es liegen gar keine vor. Die allgemeine Kegel war und blieb 
die, dass der Privatglaubiger für seine Forderungen vor dem 
ordentlichen Richter Recht zu nehmen habe. Wenn in den obigen 
Fallen solche Streitigkeiten gleichwol auch den Schiedgerichten 
zugewiesen sind, so wird damit nicht ein Recht des Einzelnen 
begründet dieses Forum anzurufen, sondern es behalten sich die 
Staaten vor, nach ihrem Guttinden eine Privatsache an ihr Schied- 
gericht zu bringen ; der Glaubiger musste wohl selbstverstandlich 
damit einverstanden sein und konnte auch ein derartiges Be- 
gehren an seine Obrigkeit stellen, aber nie konnte er von sich 
aus das Schiedgericht anrufen. Geht man von diesem Satze 
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^U8, so macht das Verstandniss der Vertrage gar keine Schwierig- 
Jceit, wahrend sonst der Widerspruch unlöslich ist. Die ewige 
Vereinigung von 1421 bestatigt übrigens diese aus der Natur 
der Sache hervorgehende Auifassung. Soll namlich der Streit 
eincr einzelnen Persoa vor das Schiedgericht gelangen, so fordert 
nicht sie, sondern die Stadt, der sie angehört, «zu tagen'» 
und nicht die beklagte Person wird zu Tagen gefordert, son- 
dern die andere Stadt von ir selbs und auch der ir en wegen 
oder die ze inen gehörent. Das war ohne Zweifel immer und über- 
all die Regel. £s muss ein allgemeines Staatsinteresse vorhan- 
den sein, wenn das Schiedgericht in Funktion tritt oder wie der 
Bund zwischen der Stadt St. Gallen und Appenzell vom 1. Juli 
1405 (Zellweger 175) sich ausdrückt, es muss der Fall sein, dass 
beid ieile oder die iren stöss und zupruch gegen einander getoun- 
nen das gemein statt oder gemein land angieng oder anrüerti. 

Von der Regel, dass der Einzelne nur durch Vermittlung 
seiner Obrigkeit zum Schiedverfahren gelangen konnte, haben 
wir nur eine constante Ausnahme gefunden, namlich den Fall 
der Entwerungen. Auch hierüber giebt der Vertrag von 1421 
genaue Auskunft. Die beiden Stadte versprechen sich: wes wir 
oder ieman under uns beider stelten und der unsern in gewer 
ist, dabi sol er och bliben also dz deweder teil den andern noch 
•die sinen des an recht nit entweren soï. Tritt dieser Fall aber 
gleichwol für eine Stadt oder einen einzelnen Angehörigen ein, 
so hat die Stadt des entwerten das Recht die andere Stadt urn 
iewerung zu manen und dieser Mahnung muss unver zogen! ich 
ane gericht mul urteil Folge gegeben und der vorige Stand wieder 
erstellt werden. In diesem Moment kann der Entwerer das 
Recht begehren und es tritt nun die schiedgerichtliche Verhand- 
lung ein. Dieses besondere Verfahren ist auch in dem Bunde 
zwischen Bern und Zürich (1423) und dem zwischen Solothurn, 
Bern und Basel (1441) vorgeschrieben und hangt ohne Zweifel 
damit zusammen, dass noch in dieser Zeit die Entwerungen und 
üebergriffe die sich ein Staat gegen den andern oder Angehörige 
des einen auf dem Gebiete des andern schuldig machen, auf 
dem Grenzgebiete des öfifentlichen oder Privatrechtes sich be- 
wegen. Nach dem Pfaifenbriefe können die Auszüge bei denen 
diese Entwerungen vorkommen mit Wissen, Gunst und Willen 
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der Obrigkeit stattfinden und es ist dadurch erklarlich, dass diese 
Falie, weil sie gewissermassen öifentlicher Natur sind, vor das 
Schiedgericht gewiesen werden. 

§ 50. Dieses Verfahren bestand nicht bloss unter den eid^ 
gênössischen Orten, es war auch in Vertragen mit dem Auslande 
▼orgesehen. Die nachfolgende Stelle aus dem Frieden zwlschen 
dem Herzog von Oesterreich mit St. Gallen und Appenzell 
(6. Juli 1406) giebt hiefUr ein sehr belehrendes Beispiel, das 
keines weitem Commentars bedarf. 

Wür auch jetnand der diesen frieden nicht hielt oder kein 
angriff tot zu den vorgeschriebenen statten und lündem darutn 
sol dieser fried nicht gebrochen syn und alshald unser (des her- 
eogs) landvogt darutn ermant wird^ so sol er unverzogenlich 
schaffen dass der nahm oder angriff widerkehrt werde, Möchte 
aber der den angriff getan hotte, die sach nit ligen lassen der 
sol einen gemeinen mann nemen in den vorgeschriebenen statten 
(Vim, Zürich etc.) in ihren raten und sol dieselb statt den un- 
vereogerdich wisen, dass er sich der sach annehm und darum tag 
bescheid in die statt gen Zürich und sol jeder teil zween erbar 
mann zu dem gemeinen setzen etc. 

War auch dass die ufisern an die vorgeschrieben statt und 
lander recht ze sprechen hotten um eigen um erb oder um schtUdt 
die sollend dem nachfahren in die gericht da bie hifigehörend. 

Diese Privatfehden und die Selbsthülfe überhaupt waren für 
die Obrigkeiten eine hauptsë.chliche Yeranlassung zu verlangen, 
dass eine Forderungsstreitigkeit ihrer Angehörigen die Unfrieden 
mit dem Nachbarstaat zu veranlassen drohte vor das Schied- 
gericht gebracht werde. Es ware miissig die Falie hier auf- 
zahlen zu wollen in denen eine solche Massregel angezeigt 
schien, da sie selbstverstandlich die mannigfachste Yeranlassung 
baben konnten. 

Auch in dem Vertrage zwischeu Bern und Biel von 1279 
(Zeerieder 718) wird wohl an einen solchen Fall gedacht, wenn 
es heisst: 

si aliquis nostrum cofttra aliquem vel aliquos de Bemo ha- 
buerit aliquam actionem nos de ipsis in iusticia sua nostrum 
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prosequi ius debemus — iUud idem facere dehent in iusticia nos- 
tra e converso. Si autem difficilequidinternoset ipsos 
emerserit ita quod plane in iusticia concordari seu 
terminari nequeat nos et iüi de Berno debemus apud Au- 
roram (Frienisberg) convenire — ibidem quelibet pars debet ac- 
cipere et eligere duos de consulïbus etc. 

Selbstverstandlich massten in einem solchen Falie die Stande 
darüber einig sein, dass eine Privatstreitigkeit öffentliches In- 
teresse genug habe urn sie an das Gericht zu bringen und es 
mag auch sein, dass hierüber eine Einigung mitunter schwer 
oder gar nicht erzielt werden konnte. Immerhin war das Mittel 
gegeben künftigem Zwist und Krieg durch Yeranstaltung des 
Rechtsverfahrens vorzubeugen. 

Wir finden in den Quellen noch eine weitere Veranlassung 
fdr die Staaten wegen blosser Privathandel das Schiedgericht an- 
zurufen nicht bloss angedeutet sondern auch historisch erwiesen. 
Eine wesentliche Sorge der Obrigkeiten bestand darin, dass ihre 
Angehörigen in fremden Gerichten zu agleichen Rechten» 
kommen. Damit ist nicht etwa beabsichtigt unter den Bundes- 
genossen ein gleiches und einheitliches Recht einzufuhren; was 
man beanspruchte war das, dass der eigene Angehörige in dem 
fremden Gericht nicht schlechter als der Einheimische oder jeden- . 
falls ebenso gut als ein anderer Fremder gehalten werde. In dem 
Bundesvertrag der beiden Stande Zürich und Bern (1423) wird aus- 
drUcklich gesagt, dass das Schiedverfahren urn desmllen eingc- 
richtet toerde, dass wir die beid stett und die unsern^ dester bas 
in ganzem Frieden und in gelichen Rechten sament bestan 
fnögen. Die Garantie dieser gleichen Rechte war natürlich in 
dem gemeinsamen Gerichte in viel höherem Masse gegeben als 
in dem einseitig zusammengesetzten Landesgericht. 

In gleicher Weise wird auch in dem Bunde zwischen Savoien 
und Bern (1570 Mai) die Ordnung des Schiedverfahrens mit den 
Worten eingeleitet: 

ufdaz man eine bestendige f orm der rechtsübungen 
allerlei sachen haibe, es syge urn ansprachen etc. 

§ 51. Das Motiv, welches in diesen Fallen für die Be- 
stellung des Schiedverfahrens geitend gemacht wird, die gleiche 

7 
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unparteiische und sichere Anwendung des Gesetzes war im Jahr 
1423 kein neues. Schon im Jahr 1339 finden wir in einem andem 
Theil der Schweiz diesen gleichen Gedanken ausgesprochen und 
auch thatsachlich angewendet. In der Richtung zwischen dem 
Abte von Dissentis und den drei Waldstatten vom 11. November 
1339 (Mohr cod. dipl. 265) wird bestimmt: 

solt ouch dheiner der unsertiy dheinen der vorgenannten lan- 
den oder ire luten dheineswegs gelten, oh wir inen hinach geltes 
schtddig wurdint, da soïl der da gicht, dass man im des geltes 
schuldig sig oder wirdet^ er oder sine erben, ob er enwdre, oder 
gewisse botten für den richter kommen under dem er gesessen ist, 
der des geltes angesprochen wird, und sollend wir dem unver- 
zogen recht tun, ob dem angesprochnen on alle gevarde. Düchte 
ober den Mager, dass im da nit gemein recht geschecJie oder 
iciderfare möchte, so soll er und mag einen oder zween oder 
mer bescheidene mannen eu im nemen die für das gericht kom- 
mind, und dunkt die dann, dass demsélben nit gemein recht be- 
schech oder beschechen sig, so sol man es an gemeine stett für 
gemeine lüt aiechen die darumb gewalt habend se richten nach 
minne oder nach rechte» 

Das gemeineRecht, um das es sich hier handelt, istdas 
gleiche Recht des Bundes Bern-Zürich; der Unterschied in 
beiden Fallen besteht im Verfahren. 

Nach dem Bunde der beiden Stande entscheiden diese, ob 
eine Sache vor das Schiedverfahren zu bringen sei, in der Ur- 
kunde von 1339 hat der Klager das Recht, durch einen oder 
zwen oder mer bescheidene mannen feststellen zu lassen, dass 
dem Klager in dem Gerichte des andem Theils nicht Recht be- 
schehe. Die Absicht und der Erfolg sind in beiden Feilen die 
gleichen. 

£in anderer Yertrag, den das Thai Dissentis mit dem Blegno- 
thal am 13. Juli 1376 abschloss (Mohr cod. dipl III. 197) ist 
nicht weniger bemerkenswerth, indem auch hier dem gemein- 
samen Schiedgerichte die namliche Aufgabe zugewiesen wird. 
Dabei ist zu erinnem, dass das Schiedgericht , wie wir für die 
altere Zeit schon gesehen haben, hier aus den Obrigkeiten der 
beiden Thaler besteht und demnach diese selbst reprasentirt. 
Der Vertrag lautet wie folgt: 
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si creditor conveniret debitarem non tarnen putaret qiiod 
reefor debüoris ius dicere déberet, rector creditoris mittat homines 
ad videndum num a rectore debüoris ius dicendutn sit an non — 
qui si iudicaverint quod non, pax proinde non rumpatur, sed 
rectotes parcium conveniant in loco aliquo communi et ibidem 
4iognoscani qtéestionem cum expensis partis perdentis, 

In dem vorhergehenden Falie kounte der Klager selbst seine 
Mannen an das Gericht des andem Theils schicken, urn zu sehen, 
ob dort Recht zu nehmen sei; hier wird diese Absendung dem 
rector vallis vorbehalten. 

Wir haben diesen Zeugnissen keine weiteren beizufügen um dar- 
zuthun, dass wahrend einer Dauer von nahezu hundert Jahren (1339 
bis 1423) über ein weites Gebiet hin das Schiedgericht dazu diente, 
im angegebenen Sinne Frieden und gleiches Recht zwischen den 
Eidgenossen zu schaffen und aufrecht zu erhalten. 

§ 52. In Bezug auf den Frieden haben die Schiedgerichte 
den Erwartungen entsprochen, indem durch dieselben eine 
Menge von mitunter sehr schweren und bedenklichen Streitig- 
keiten auf friedlichem Wege erledigt wurden. In Bezug auf das 
gleiche Recht war es anders. Es liegt auf der Hand, dass die 
Entscheidung von Civilstreitigkeiten unter Privaten im Schied- 
yerfahren zur Entwicklung eines gemeineidgenössischen Rechtes 
wesentlich hatte beitragen können. Man darf dabei zunlU;hst nur 
an die Materien denken, welche in den Blinden selbst als eid- 
genössisches Recht behandelt waren, namentlich an die Yorschriften 
über die PfUndungen , welche einen grossen Theil des Verkehrs 
beherrschten und ihrem Wesen nach einen guten Theil dessen 
m sich schlossen, was das heutige Obligationenrecht in sich be- 
greift. Veranlassung auf diesem Geblete ausgleichend und weiter- 
hildend einzuschreiten lag wol in einer Menge von einzelnen 
F'allen vor. 

Diese Erwartungen erfüllten sich nicht, wol zun&chst weil 
auch die Entwicklung des materiellen intercantonalen Rechtes 
im Rückstande blieb, wie früher gezeigt worden ist ; ganz besonders 
aber darum weil vom 16. Jahrhundert an die inneren Kriege und 
Zwistigkeiten eine Rechtspflege nicht auf kommen liessen, die 
vor allem aus Frieden und Vertrauen zu ihrem Gedeihen nöthig 
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hatte. Die Schwerfalligkeit der Organisation der Schiedgerichte 
und die grossen Kosten die sie verursachten trugen za dem 
Misserfolge auch das ihrige bei. 

lm 1 5. Jahrhundert werden in den Vertragen die sundrigen^ 
Personen bei den Bestimmungen der Vertrage über die Schied- 
gerichte nur noch selten erwahnt. In dem Burgrechte zwischen 
Bern und Freiburg (30. April 1480) kommen sie noch ausdrücklich 
vor. In dem Bunde Zürich-Glarus (1450), in der Yereinigung mit 
Schaffhausen (1454) sowie in dem ewigen Bunde von Solothum 
und Freiburg (1481) dagegen nur die St&nde gleichwie in den- 
jenigen von Schaffhausen (1501) und Appenzell (1513) wahrend^ 
wie schon gesagt, in dem Baslerbunde (1501) die Privatperson 
nur in der Rolle des Klagers auftritt. 

Es ist schon davon die Rede gewesen (§ 26), dass in dem 
Bundesprojekt von 1655 auch Bestimmungen über die Schied- 
gerichte aufgenommen worden seien. Aus der Instruktion des 
Rathes von Bern an seine Boten zur Tagsatzung in Aarau ist 
ersichtlich, dass die evangelischen Orte namentlich darauf Werth 
legten, das eidgenössische Rechtsverfahren auch bei Religions- 
streitigkeiten in den gemeinen Herrschaften in Anwendung zu 
bringen. Wir lassen das Aktenstück selbst sprechen: 

insonderheit erfordert es die gemeine ruh in dem hmdfriedenj 
dass in entstehenden Religionsstreitigkeiten, tvenn güüiche gébürende 
verglichung nit platz findet man sich einer ordenüichen minst 
kostbaren rechtsform mit einanderen vergliche^ durch wdehe die 
sachen schlünig usgefürt und die interessirten heruwigei werden 
können. Und wilen die lobl. fünf ort im Glamerhandd biUich 
befunden dass über religionsspanigkeiten ze richten und die- 
selben gébürend zu entscheiden ein unparteiiseh gericht geordnet 
werde von glich vilen personen jeder religion, also Jcönnte es auch 
in gemeinen herrschaften beschehen. 

Der Artikel des Bundesprojektes der von dem eidgenössischen 
Recht handelt (es ist der Art. 21) berührt dieses Verhaltniss 
nicht speziell, die Fassung desselben ist aber so allgemein, dass 
sie überhaupt alle Streitigkeiten und somit auch diejenigen über 
Religionssachen in sich begreift. Der Wortlaut ist dieser : 

So hahen wir mit einanderen unterredt und versprocheny 
were dass ein oder merer ort under uns oder jemand der su dem^ 
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sétben geköret, an der anderen orten eins oder mehr oder an 
dhein desselben land, statt, leut, empter, vogteien, gerichte oder 
dörfer iUzit ze sprechen getounn oder sonst in zwitracht gerathen 
würde, von wz sachen wegen das immer were^ dasoUend 
die iibrigen hierin nit begriffnen ort sich vorderst einer fürder- 
lichen uningesteüten richtung in der frünüichkeit unterwinden. 

Damit ist der Kreis der Streitgegenstande welche vor das 
eidgenössische Recht gewiesen werden sehr weit gezogen, indem 
er erstens die civilrechtlichen Ansprachen (so man iUeit ze 
sprechen gewinnt) iind sodann überhaupt alle Streitigkeiten irgend 
welcher Natur in sich begreift und zwar in beiden Fallen ohne 
Rücksicht auf die Veranlassung und den Grund der Klage. So 
weitgehend diese Kompetenzen sind, so stehen sie doch mit den 
Vorschriften der alten Bünde im Einklang, welche ebenfalls alle 
Zwistigkeiten zwischen den Standen ohne irgend welche Vorbe- 
halte an das Schiedgericht verweisen. 

Als Klager werden vor dem Gericht zugelassen einzelne oder 
mehrere der verbflndeten Orte oder jemand der euo densdben 
gehöret, worunter die einzelnen Angehörigen der Orte also Privat- 
personen zu verstehen sind. Als Beklagte können vor Gericht 
gefordert werden die Orte, Landschaften etc. und daneben auch 
die Leute eines Ortes. Der letztere Ausdruck kann unmöglich 
anders als wiederum von Privatpersonen verstanden werden und 
gewinnt um so mehr Bedeutung weil er in dem ursprünglichen 
Entwurfe fehlt und als ein in einer spateren Verhandlung be- 
schlossener und demnach nöthig befundener Zusatz erscheint. 

Das Projekt geht also auch in der Richtung weiter als die 
Mehrzahl der alten Bttnde, dass es Streitigkeiten unter einzelnen 
Personen vor dem eidgenössischen Rechte zulasst. Diese Zu- 
lassung war aber nur mit Zustimmung des Ortes möglich dem 
der Klager angehörte; in der Regel hatte der private Klager 
den Rechtsweg zu betreten, der ihm in dem erörtertem Art. 7 
des Projektes vorgeschrieben war. 

Ueber das Rechtsverfahren hat der Entwurf eingehende 
Vorschriften die aber nichts bemerkenswerthes enthalten. ^ 

Alle diese Vorschlage über die Einrichtung der Schiedge- 
richte wurden mit dem ganzen Bundesentwurf durch den Krieg 
mit den katholischen Orten auf immer beseitigt. Bei den Unter- 
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handlungen vom Jahre 1656 kam aber das eidgenössische Recht 
aufs Dcue zur Sprache and es wurde in dem vierten Artikel des 
Friedensinstrumentes darüber folgendes festgesetzt: 

U}id tveilen des eidgetwssischefi Rechtens hdlb und wie seïbi- 
ges an einem und dem andern Ort bestanden werden soUe, nit 
ivenig Irrung und Missverstand undergeloffen als seind die sachen 
dahin erlautert und verglichen, dass fortan die Ort der Eid- 
genossschaft insgesammt und jedes derselben jin sunderheit in 
seinen eigenen Landen und Gebieten bei seiner Rdigion und 
Soiwerainité oder hoïier Lands-ober und herrliehkeit und judicatur 
unangefochten und ruhig und inturbirt verbleiben. Da aber ausser 
solchem ein oder mehr Ort an das andere^ es were um Herr^ 
schaften^ Landmarken^ Léken schaften, Wunn, Weid, Fischenaen, 
Aütnenten, Zeil, Gleit, Gricht, Prevel, Bussen^ Forstrecht, Hagen^ 
Jagen und dergleichen Streitigkeiteti zu Wasser nnd Land heüen 
oder gewünnen, sollen dieselbigen da sich die Partheieft sdbst 
in der GiUe nit vergleichen konnten, dem unpartheiisdien RecJUen 
zu gleicken Satzen {die einfw^ders aus itien den inferessirten Orten 
selbs oder da sie desshaJb nit des einen werden konnten, von den 
unpartheiischen Orten genommen werden solltefi) ohne Mittel 
underworfen sein. 

— — und da in den herrschaften streit und misshell unter 
den regierenden Orten vorfallen und der cinte teil vermeinen tete^ 
dass solche vermöge angeregten vertrags von 1632 durch gleiche 
satz zu entscheiden weren, der ander teil aber dessen nit gestehen 
wóllte, so solle man deswegcn nichts unguts gegen einander vor- 
nemen, sondcr den eweifel oder die frag ob es zue dem rechten 
gehore oder nit, durch unpartheiische gleiche satz vorerst ent- 
scheiden lassefi und da die sachcn zum rechten erkannt wurden 
es dann ohne mittel dabei verbleibeti und solche (rechte) noch 
anleitung der bünden und lantfriedens, autentischer vertrügen und 
abschieden auch nach reclU und biüicJikeit entscheiden nnd aus-- 
getragen toerden. 

Damit setzten die siegenden katholischen Orte genau das 
Gegentheil von demjenigen fest, was die evangelischen in dem 
gescheiterten Bundesentwurf angestrebt batten. Die Streitigkeiten 
in den gemeinen Herrschaften, die bis anhin den meisten An- 
stand gegeben batten, sollten nicht mehr direkt an das eidge- 
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nössische Recht gebracht werden, ein besonderes Gericht soUte 
im Streitfall entscheiden, ob dieses Recht in einem besondern 
Fall angerufen werden dürfe. 

Das Bundesprojekt beabsichtigte alle Streitigkeiten unter 
den Standen an die Schiedgerichte zu verweisen; der Friedens- 
vertrag dagegen engte die bisherige Competenz ganz wesentlich 
ein, indem er unter stricter Wahrung der Religiën und der Sou- 
veranitat die Zustandigkeit der eidgenössischen Gerichte auf 
staatsrechtliche und fiscalische speciell genannte Streitigkeiten 
beschrankte. 

Als Parteien, welche vor dem Schiedgericht aufeutreten be- 
rechtigt sind, nennt der Friedensvertrag nur die Orte, schliesst 
damit die einzelnen Personen aus und setzt sich auch in dieser 
Beziehung mit dem Bundesprojekte in Widerspruch. 

Durch diesen Landf rieden von 1656 tritt sonach für die be- 
theiligten Stande in Bezug auf das eidgenössische Recht eine 
sehr wesentliche Aenderung auch gegenüber den alten Bünden 
ein; dem Friedensvertrag traten nicht bloss die kriegführenden 
Orte, sondern auch Glarus bei, « als in den gemeinen Herrschaften 
mitregierend.v An den Verhaltnissen der anderen Orte wurde durch 
diesen Frieden nichts geandert. 

§ 53. In Bezug auf unsere specielle Frage des Gerichts- 
standes können wir schliesslich das Resultat dahin zusammen- 
fassen: Forderungsstreite zwischen Privatpersonen 
konnten nicht durch die Parteien selbst, sondern 
nur durch die Stande vor die staatlichen Schied- 
gerichte gebracht werden, was aber vom 1 6. Jahrhundert 
an nur noch in seltenen Fallen geschah. 

Endlich soll nur andeutungsweise noch bemerkt werden, dass 
die Staatsvertrage nicht selten die Schiedgerichte zu einer sub- 
sidiaren Instanz erklaren, wenn der Klager vor dem ordentlichen 
Richter kein Recht finden kann, Statt vieler bringen wir nur 
ein Beispiel, aus welchem zugleich hervorgeht, wie der Justiz- 
gang b^chaflFen war, den man in diesen Vertragen gegenseitig 
ausdachte. Durch das mailandische Capitulat vom 16. Juni 1503 
werden die Angehörigen beider Theile angewiesen gegen einander 
vor dem forum rei sitae Recht zu nehmen. Der Richter soll 
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ohne weitere Umschweife (summarie, de plano, simpliciter, sine 
strepitu et figura iudicii) innert zehn Tagen Recht sprechen. 
Yerzieht er aber sein Urtheil böswillig (maliciose) oder braucht 
der Beklagte Ausflüchte und Schliche (tergiversaiiones)^ so soll 
der Richter oder Beklagte den Schaden, den er angerichtet hat, 
dem Klager ersetzen. Dieser hat zu dem Zweck seine Klage 
bei seiner Obrigkeit anzubringen die sich dann an die andere 
Regierung wendet, welche, wenn es den Herzog Yon Mailand an- 
betrifft, durch seinen geheimen Rath die Sache untersuchen und 
endgültig erledigen lasst und zwar wiederum in zehn Tagen. 
Sollte das auch nicht geschehen, so kann der Klager, aher nur 
wenn es ihm erlaubt wird, (si a dominis suis induïgebitur) seine 
Ansprüche vor das gemeinsame Schiedgericht bringen, das sich 
in Biasca versammelt. 

Ganz dieselbe Vorschrift enth&lt der ewige Friede mit Frank- 
reich (1516). 

Aehnlich der Vertrag zwischen Besan^on und Bern, Frei- 
burg (1518) und Solothurn-Savoien (1502, Aug. 22.) 

§ 54. Am Schlusse der üntersuchung lasst sich der Stand 
unserer Frage auf das Ende des 18. Jahrhundert in folgende 
Satze zusammenfassen : 

I. Das Verh&ltniss der Cantone nnter sich. 

1) Es besteht wie in der früheren Zeit für den 
Gerichtsstand in Forderungssachen kein gemein- 
eidgenössisches für alle Cantone geltendes Recht; 

2) ein solches Recht besteht für die einzelnen 
Cantone kraft der zwischen ihnen abgeschlossenen 
ewigen Bünde und anderer noch in Kraft bestehen- 
der Staatsvertrage. 

Die Hauptsatze dieses Rechtes sind folgende: 

aj Jeder Canton kann verlangen, dass der Schuld- 
ner der beiihm Wohnsitz hat für Geldforderun- 
gen bei dem Richter dieses Wohnsitzes belangt 
werde. 
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b) Jeder Canton kann auch gestatten,. dass auf 
seinemGebiete gegen einenim andern Cantone 
wohnenden Schuldner wegen einer Geldfor- 
derung mit Pfandung, Arrest, verheften, ver- 
bieten etc. vorgegangen werde, insofern die 
Schuld eine gelobte, kundliche, gichtige oder 
urkundlich festgestellte ist. 

c) Das in einigen Vertragen vorgesehene Schied- 
verfahren sieht auch Forderungsstreite unter 
Privaten vor. 



II. Das Verh&ltniss der Cantone snm Ansland. 

1) lm Gegensatz zu den Beziehungen der Can- 
tone unter sich bestehen Bündnisse einzelner aus- 
i¥artiger Staaten mit sammtlichen Cantonen. 

2) Die Vertrage mit dem Ausland unterscheiden sich in 
folgender Weise: 

a) die einen schreiben den Gerichtsstand des 
Wohnsitzes vor, lassen aber unter denselben 
Bedingungenwiedie in t er cantonalen Vertrage 
daneben die Pfandung zu, so die Vertrage mit 
Oesterreich und Savoyen; 

h) die anderen schliessen die Pfandung aus und 
lassen die Wahl zwischen dem Gerichtsstand 
des Vertragsortes und dem des Wohnortes, so 
der Vertrag mit Mailand, oder sie schreiben 
das Forum des Wohnsitzes als Regel vor und 
gestatten nur einem praktisch unwichtigen 
Spezialfall eine Ausnahme zu Gunsten des 
forum contractus (Vertrag mit Frankreich). 

So lautete am Ende des 1 8. Jahrhunderts dasgeschriebene 
Recht. Die praktische Geltung der einzelnen Vertrage war aber 
eine sehr verschiedene. Seit dem ersten ewigen Bund (1291) 
waren funfhundert und seit dem letzten (1513) bald dreihundert 
Jahre verflossen; alle anderen von dem Gerichtsstande handeln- 
den Vertrage unter den Eidgenossen waren mit Ausnahme der 
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Erlauterung des Dreilanderbundes (1637) ebenso alt. Weder in 
spateren Vertr^en noch darch gemeinsame Gerichte wurde das 
Recht weiter gebildet. Das in den Vertragen normirte Pi&ndungs- 
recht stand mit dem alten Betreibungsverfahren in genauestem 
Zusammenhang. Dieses letztere wurde aber seit dem Abschluss 
der Bünde in eingeheuder Weise geandert, die vertragsmassigen 
Bestimmungen über die Pfandung dagegen blieben bestehen;, 
die Pfandungen von ihrem ursprünglichen Boden losgelöst 
nehmen daher mit der Zeit immer mehr den Charakter der 
Arreste an und was frtther unter bestimmten Voraassetzungen 
ein Rechtsmittel gewesen war, erscheint jetzt als Selbsthülfe. 

Aoch das forum contractus das wir in dem alten Rechte 
nachgewiesen haben kam nicht zur gehörigen Entwicklung. 

Dagegen blieb aus dem alten Rechte das Wohnsitzfomm^ 
das ursprünglich nur für eine bestimmte Klasse von Forderungeq 
angewiesen war, bestehen und dehnte sich immer mehr aus. 

Das Gesagte gilt in gleicher Weise auch von denjenigen Ver* 
tragen mit den fremden Staaten, welche die Pfandung erlauben ; 
unter den wichtigem derselben ist der savoiische vom Jahr 1651 
der jüngste, wahrend die neuesten österreichischen aus dem 16* 
Jahrhundert stammen. 

Wesentlich anders gestalteten sich die Vertrage, durch welche 
die Pfandung ausgeschlossen wurde. Sie reprasentirten das neue 
internationale Recht und beruhten zugleich auf historischer Grund- 
lage. Zwischen Mailand und den sechs Orten war schon im 
Vertrag von 1552 die Pfslndung abgeschailt worden und in den 
französischen Vertragen war überhaupt nie da von die Rede. Mit 
beiden Staaten fanden von Zeit zu Zeit Vertragserneuerungen 
statt und das Recht erscheint dadurch als ein von Jahrhundert 
zn Jahrhundert überliefertes ; mit Mailand wurde der Bund bis 
zum Jahr 1705 viermal und mit Frankreich bis 1777 noch öfter 
erneuert. Der mailandische Bund war von sechs Standen, der 
mit Frankreich von allen nebst den zugewandten abgeschlossen, 
was diesen Vertragen wiederum eine erhöhte Bedeutung gab. 
Beide sind auch gegenüber den andern materiell die entwickelt- 
sten; in dem mit Mailand kommt neben dem Gerichtsstand des 
Wohnortes das forum contractus zur vollen, im französischen zu 
einer untergeordneten Bedeutung. Endlich war die praktische 
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Wichtigkeit dieser Vertrage gröss, da der Verkehr mit Mailand 
und vor allem mit Frankreich bedeutender war als mit jedem 
andern Nachbarlande. 

Es ist daher begreiflich, dass das Concordat von 1804 sich 
an den Vertrag mit Frankreich von 1777 anlehnte, um so mehr 
als nur ein Jahr vorber die Eidgenossenschaft aas diesem Lande 
aach ihre Verfassung erhalten batte. Dass man ttbrigens schon 
so bald zum Abschlusse des Concordates schritt, beweist wie 
füblbar die Lücke war weiche auf diesem Gebiete der Hinfall 
der alten Bünde und Vertrage gemacht batte. 



Anhang. 



Das Schiedverfahren. *) 

Es ist schon gesagt worden, dass beinahe sëmmtliche Bünde and 
Staatsvertr&ge sich auch mit der Bestellung von Schiedgerichten 
'befassen, welche nicht etwa bloss über die streitig werdenden Vertrags- 
gegensUlnde sondem sehr ofb über alle zwischen den Kontrahenten 
^ich ergebenden Stösse und Misshellungen entscbeiden sollen. Die 
Vertrftge vertreten in dieser Beziehong die Stelle der Anlassbriofe, 
^welche sonst enïchtet worden, um den Streitgegenstand, die Bestellung 
des Gerichtes und das Verfabren festzusetzen. Wir faaben es hier 
ausschliesslich mit den unter den Staaten verabredeten Oerichten zu 
-thun, vor denen, wie wir schon wissen, nicht bloss diese gegen einander, 
sondem auch Privaten gegen den Staat und Privaten gegen einander 
auftreten konnten. Fand das erstere statt, so hiessen die Parteien 
vor Gericht die Hauptparteien. 

Bei der nunmehrigen Besprechung der Bildung der Gerichte 
und des Verfahrens soU zuerst bemerkt werden, dass die Bestimmungen 
darüber in den Quellen von der grössten Mannigfaltigkeit sind und 
dass es sich keineswegs darum handeln kann eine auch nur annHhernd 



*) Die Darstellung des Verfahrens vor den Schiedgerichten gehort nicht 
in den Bahmen der vorliegenden Arbeit. Wir lassen dieselbe daher unab- 
Mngig davon im Anhang folgen. 
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Yollst&ndige AufzS.1ilang derselben zn geben. Wir grappiren da» 
Hanptsflchlichste nach besiimmten Gesichtspunkten, welche über den 
ürspniDg und das Wesen dieser Gerichte einiges Licht verbreiten^ 



a. Die Schiedlente. 

In weitaas den meisten Fftllen werden die Schiedleute aus dem 
BUthen der betheiligten Staaten bestellt. Es sind in unsem Qnelleni 
zwei FïQle aufgezeichnet wo beiderseits der ganze Bath an der Ver- 
handlung Theil nimmt ; so nach dem Wortlaut der Bündnisse zwischen 
Bern nnd Freibnrg von 1271 (Zeerled. 558) und demjenigen vont 
Jahre 1838 (Reciieil 135). Die letztere ürkunde sieht ftlr einen 
bestimmten Fall ein Gericht von nur vier Schiedleuten vor nnd fóhrt 
dann fort: was ouch ander stössen ufgéloffen sind, dz um dieselben 
stösse der rat von Friburg und unser rat von Berne stden zu ein-- 
ander komen als in unser alten briefe und unser buntnusse stat, eine 
Verweisnng die sich offenbar auf die erste Urkunde bezieht. 

Spd,ter finden wir eine beschrftnkte Zahl von Rathsmitgliedem 
meistens je zwei, aber auch drei nnd vier oder anch nor je eines;, 
sie werden in der Regel nicht znm vorans namentlich bezeichnet*). 

In andem F&llen wo die Schiedleute nicht ans den Rftthen ge- 
nommen werden sind sie mit Namen aufgefUhrt**). 



*) 1507. 5. Mai. Vertrag zwischen Savoyen nod Bern. 
1577. 8. Mai. Vertrag zwischen Savoyen und 6 Orten. 
1617. 23. Juni. Vertrag zwischen Savoyen und Beru. 
1705. 15. Dez. Emeuerung des Capit. mit Mailand und VII Orten^ 

**) 1284« 30. Nov. Vertrag zwischen dem Bischof von Chur und den 

Söhnen des Freiherrn von Vaz. (Mohr cod. dipl. II. 25.) 
1295. 7. April. Urkunde bei Zeerieder II. 882. 
1359. 30. Sept. Bund zwischen den Herzogen von Oesterreich \md 

Solothurn. (Soloth. Wochenblatt 1813. 129.) 
1343. 9. Juli. Vertrag zwischen Graf Ëberhard von Kyburg u. Bern^ 

(Soloth. W. 1826. 437.) 
1368. 19. Juli. Vertrag zwischen Bischof von Basel imd Bern. 
1397. 24. Febr. Anlassbrief zwischen dem Freiherrn von R&züns und 

Dienstleuten des Bischofs von Chur. (Mohr cod. dipl. IV. 226.> 
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Es kommt anch Tor, dass die Wahl ganz freigestellt wii-d^) 
oder dass zum voraus eine Anzahl einzelner Personen auf jeder Seite 
bezekhnet werden aas denen spftter die Wahl getroffen werden muss, 
80 in dem Vertrag vom 26. August 1530 zwischen Savoien und 
Freiburg. 

Sind die Schiedleute nicht von vornherein in dem Vertrage per- 
sOnlich bezeichnet, so geschieht die Wahl dorch die Pai*teien; muss 
«ie aas dem Elathe erfolgen so wfthlt regelsweise jeder Theil aas 
seinem eigenen Rathe ; das Oegentheil ist yorgesehen in dem Vertrage 
Freibarg-Murten (1245) und Freiburg-Lausanne (1343). 

In Bezug auf die persönliche Qualification verlangen die Quellen, 
ehrbare, ehrliche, verstandige, unparteüsche Mftnner (viros banos, 
honestoSj próbos, deum timentes, justtoiae et aequitatis cultores). 

Der Name ist durchg&ngig : Schiedleute, verwillkttrte Richter, 
Zugesetzte, Zusatzleute, arbitri, In den spftteren lateinischen ürkunden 
finden wir statt dessen oft iudex. 

Werden die Schiedleute aus dem Rathe gewtthlt, so hat die 
Obrigkeit die gewfthlten zu weisen und zu halten, dass sie sich der 
Sachen annehmen und underwinden, dass sie ^ern den Sachen sitzen. 

Sie erscheinen durch diese Weisung als die Beauftragten ihrer 
Obrigkeit und kommen denen gegenüber, welche durch das Urtheil 
benachtheiiigt werden in eine bessere Steilung. In dem Bunde Bei*n- 
Biel (1343) wird die Theilnahme am Schiedverfahren so sehr als eine 
ordentliche Funktion der Rftthe angesehen, dass diese jUhrlich schwören 
in&ssen auf diesen Fall zu richten wie sie es für gerecht halten nach 
Anhörung von Klage und Antwort. 

Bevor das Gericht beginnt haben die Parteien mitunter zu 
geloben Jceinen der Schiedleute um ihr Urtheil zu strafen an Leib 



*) Oft findet sich nur die allgemeine Bestimmung, dass Jeder Kon- 
trahent « erbare, verst&ndige und unpartheiische Mftnner » zu Schiedieuten 
nehmen soll, oder die Schiedleute werden überhaupt nicht naher qualificirt 

1491. 23. Aug. Herzog Albrecht von Baiern und 8 Orte. 

1494. 13. Sept. Bischof von Gonstanz und 6 Orte. 

1518. 24. Dec. Be8an9on-Bern, Freiburg, Solothum. 

1579. 28. Sept. Bischof von Basel — 7 kathol. Orte. 

1587. 12. Mal. Mailand. — EathoL Orte. 

1600. 5. Aug. m Bfinde. — Wallis. 

1622. 15. Januar. Oesterreich. — Grauer und Gotteshausbond. 



L 



i 



— 111 — 

^md an Gut, mit Wcrten noch mit Werken, heimlich noch offentlich, 
iceder selbst noch durch andere (Bern-Freiburg 1395); in anderen 
FftUen geht das Gelobniss dahin der souche wegen die Schiedleute 
nit ze vechen noch inen das in einichem argem willen zuzumessen. 

Sollen die Schiedlente bei Streitigkeiten unter ihren Obrigkeiten 
in dem Urtheil frei sein, so mussen sie aach gegen ihre eigene Herr- 
■schaft entscheiden können; hiedurch kommen sie wenigstens schein- 
bar in Konflikt mit ihrem Burgereid, der Stadt oder des Landes 
Nutzen zu mebren and Schaden zu wenden ; daher die hJiufig wieder- 
kebrende Bestimmung, dass die Schiedleute für die Dauer des Ver- 
fahrens Yon dem Eide gegen ihre Obrigkeit entbunden werden sollen 
(arhitri per illud tempus iudicii absolvantur ah omni nexu et vinculo 
iuramenti fidelitatis quo adstricti vet óbnoxii forent dominis (1467), 

Den Schiedleuten mttsson ihre Auslagen und Kosten bezahlt 
werden und solt man inen jecliches worten darum glauben. Nach 
der Vereinigung der Bitter vom Georgenschild vom Jahr 1408 (Zellw. 
203) sol man einem Grafen zwen Gulden Zehrung gehen zu tag und 
nacht und einem ritter oder knecht ein gulden zu tag und nacht, 

Geht einer yon den Schiedleuten mit Tod ab oder wird er sonst 
unnütz oder hat er ehehafte Noth, so soU der ihn erw&hlt bat einen 
andem an seine Stelle setzen und den soll auch der Eath weisen. 

Haben sich die Parteien nicht selbst über den Zusammentritt 
des Gerichtes verst&ndigt, so mussen ihnen die Schiedleute Tag ver- 
künden zu Haus und zu Hof und es beginnt nun die Verhandlung 
damit, dass die Schiedleute in die H&nde der Parteien den Eid 
leisten, ihres Amtes nach Schiedrecht zu walten. Die Formeln sind 
verschieden; sie geloben ein recht zu sprechen, oh sie es mit heider 
teüe willen nit geminnen mogen oder die Schiedlüte sweren gdert eid 
zu gott und den heiligen die sachen uszesprechen nieman ze lid) und 
niemcm ze leid und darum kein miet nit nemen und daselbs ze stund 
heder teU red verhoren und oh si die sach nit mit der minne ilher- 
iragen mögent so sol der gemein ze stund urteü fragen (1423). 

In der Regel enthült der Eid der Schiedleute auch die Bestim- 
mung in welcher Frist das Ürtheil erlassen sein muss und bestimmt 
die Strafen, die im SHumnissfall eintreten. 

In den filteren Yertrftgen treffen wir auch auf die Giselschaft. 
Der Yertrag zwischen dem Grafen von Kiburg und Bern (1343) 
yerpflichtet die Schiedleute das ürtheil in vierzehn Tagen zu föllen ; 
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tbun sie es nicht, so soUen sie sich momdes noch Tun aniicorten 
und dannen nü kammen ehe sie die sach aiisgericMet oder einen ge- 
meinen mann genommen, doch mogen die sechs aus der stadt Tun 
reiten oder gehen also, dass sie des nachts an der herberg seien.- 

Ein spttteres Beispiel findet sich im Bande Savoien-Bem (1477) : 

qtwd si tcUis causa infra mensis spacium proximi a dicHs ar- 
hitris et a media persona non diffiniretur eo tune ülae tres personae 
infra octo dies proximos post dictum mensem se praesentabunt sub 
vinculis iuramentorum suorum suis propriis expensis in JMemiacum 
vel Adventicum uhi maiori parti placuerit et in quam ipsi migrare 
possunt, ah eodem loco minime recessuri nisi quaestione terminata et 
decisa. 



h. Die Dingstfttten. 

Es liegt in der Natnr der staatlichen Schiedgerichte, dass die 
Gerichtsstfttten auf den Grenzen der beiden Staaten liegen; diese 
sollen sich entgegenkommen, weil keiner beanspruchen konn dass 
der andere zu ihm komme. Wir treffen danim scbon in den ür- 
kunden des 13. Jahrhundert die Bestimmnngen : in medio vie con- 
veniunt consüiarii (1243) ubi vie medium protenditur (1245). In der 
Regel sind die DingstAtten in den Vertragen selbst bezeichnet und 
die ünterlassung ist wol so zu erklëxen, dass dieser Punkt sich von 
altersher von selber verstand. So finden wir in den nachstehenden 

■ 

Vertrfigen die Dingstfttten: 

Bem-Bischof von Sitten: Curmilz oder Senenz (1252). Frei- 
burg-Bern: Laupen (1295). Bem-Biel: Aarberg (1297). Solo- 
thum-Bem: Jegistorf (1308). Freiburg-Biel : Kerzerz (1311). 
Bem-Freiburg : L oppen (Laupen), Plaumatten (Flamatt) und 
Ybrisdorf (1341). Kiburg-Bei-n : Bolligen, Münsingen und 
Nieder''Tettingen(ld4tS). Freiburg-Lausanne : Meldunum (ISiS). 
Herrschaft Waadt-Bem, Freiburg: Murten und Geinens (1850). 
Bischof von Basel-Bern: Biel und Balstal (1364). Aarberg-Frei- 
burg: Arconciel (1367). Bem-Freiburg: Wünnewil (1408). 
Graner Bund-sieben Orte: Wallenstadt. 

Für das Ausland gelten namentlich zwischen Mailand und den 
Eidgenossen je nach den wechselnden Grenzen: Biasca, Altdorf, 
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Berinzona (Bellenz), in loco Ayroli (Airoio) et loco hospi- 
talis V all 18 Uraniae (Hospenthal) 1426. Zwischen Savoien und 
den schweizerischen Parteien : Lausanne,Pet€rlingen (Paterniacum) 
und Av ene hes (Aventica); zwischen Frankreich und der Eidgenossen- 
schaft: Payerne (1516). Namenllich in den Vertrügen mit dem 
Ausland heisst die Dingstatt : marchia und das Oericht : Marchgericht 
(ad marchiam convenire, iudicium petere in marchia), 

Erst in spftterer Zeit kommt es vor, daas die Dingstatt ausser 
das Gebiet beider Contrabenten gelegt wird, so kommen die drei 
Bünde und Wallis zusammeu in Urstila (ürseren) (1600), Venedig 
und Zürich (1706) in Cur, 

Die Dingsttttten waren nicht bloss die Orte, wo das Gericht 
abgehalten wurde; dort wurden auch die Ladungen erlassen, 
Eröffnungen und Zustellungen gemacht mit der gleichen Wirkung, 
wie wenn es in der Heimat des betreffenden gescheben wUre. 
Solcbe Bestimmungen finden sich unter Anderem in dem Bündniss 
zwischen Mailand und Luzern, Uri und Nid walden (1426): Hat der 
Herzog gegen die drei Stftnde oder einen derselben eine Kundmachung, 
Klage oder Protestation zu eröffnen, so geschiebt die Bekanntmachung 
auf öffentlicber Stmsse in Altorf mit der gleichen Wirkung als ob 
sie in den Gassen, den HUusern oder gegenüber den «eigenen Personen» 
des betreffenden Staates erfolgt wS.re. Auf offener Strasse in Altorf 
wird auch das Gericht gehalten bis zum Urtheilsspruch ; dasselbe 
geschiebt in Bellenz, wenn die Eidgenossen klagen. Der Staat, in 
dem die Dingstatt liegt, bat den Boten, Gesandten, AnwKlten, sowie 
ihren Familien und Dienern, mit Pferden, GepSck, Hab und Gut 
sicheres Geleit zu geben f(lr die Eeise und den Aufenthalt und die 
betreffende Gemeinde muss gegen angemessene Bezahlung Herberge 
und Unterhalt schaffen. 



c. Das Yerfahren nach Minne. 

Die grosse Melirzahl aller hieher gehörigen Vertrftge unterscheidet 
zwischen dem Yerfahren nach Minne und nach Recht. Das erstere 
muss dem letzteren vorausgehen und wird den Schiedleuten ganz 
besonders anempfohlen. Die Ausdracksweise der Quellen ist manchmal 
so, dass man zu der Annahme verleitet werden könnte, bei dem Ver- 

8 
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fahren nach Minne seien die Schiedleute berechtigt gewesen nach 
biliigem Ermessen den Streit dnrch Urtlieil za entscheiden, wfthrend 
bei dem andern Verfahren das strenge Recht znr Anwendung ge- 
kommen sei. Diese Ansicht halt aber bei n^herer Prüfung nicht Stich 
und llisst sich mit dem Wortlaut der folg enden Stellen kaam yer- 
einbaren : 

1343. Freiburg-Lausanne : 

si discordia non posset sedari per ipsos amicos amicabiliter — 
tune debet discuti, 

1403. Bern-Freiburg : 

mögent si dann im minne verfahren in freuntschaft und liébi nit 
bericJU und übertragen teerden. 

1467. Mail&nd. Capitulat: 

Hier wird den Schiedieuten aafgegeben: amicabiliter ei in con- 
cordia et de amicahili compositione (litem) terminare et erradicare, 

1503 Savoien-Bem: 

nisi eam causam de consensu anibarum partium per viam 
amicabilem — sojjire et terminare possent, 

1501. Baslerbund. 

es mogen die zuogesatzten dazii och der obmann die frunt- 
scJiaft wol suchen und wa si die mit wissen und willen der parteien 
erfolgen, dabi sol es bliben, 

Diesen Zeugnissen gemtlss war das Verfahren nach Minne der 
Versuch der Schiedleute und des Obmanns, wenn dieser schon bestellt 
war, die Parteien zu einem Vergleich zu veranlassen. Kam derselbe 
zu Stande, so war aber damit die Sache nicht abgethan, sondem es 
rausste Yon den Schiedieuten gleichwol die Angelegenheit durch 
einen Spruch erledigt werden. So heisst die Urtheilsformel in einem 
Streite zwischen dem Capitel zu Chur und Gaudenz von Plantair 
vom Jahr 1365 (Mohr cod. dipl. III. 124): wir sprecJien von minne 
und nit von recht. Ferner lesen wir in dem Burgrecht Bern, Frei- 
burg mit Lausanne vom Jahr 1525 : arbUri — iuxta aequitatem iu- 
dicabunt aut consensu partium amicabiliter pronunciabunt, woraus 
überdies deutlich hervorgeht, dass das Verfahren nach Minne nicht 
darin bestanden habe, dass das Urtheil auf Billigkeitsrücksichten 
gegründet wurde. 

Ein recht anschauliches Bild von der Bedeutung des Verfahrens 
nach Minne giebt nachstehende Urkunde: 
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1410. Mai 9. IViedbrief zwischen dem Bischof von Oonstanz 
Tind Zürich : nun han ober derselb von Landenberg (Obmann in dem 
Streite) und die boten in die sachen geredt und sich darinne ge- 
irülich gearbeit, daz wir und och die von Zürich ire sfoss und miss- 
hellung mit der minne lassen übertragen werden, wan die minne 
hierin früntlicher sige und me früntschaft bringen muge dann das 
recht. Und von der genannten erbern lüt ernstlicher bette wegen so 
haben wir und och die von Zürich inen gunnen die spen und stöss 
jswischent uns beiden teilen mit früntlichkeit eu vereinen und über- 
iragen etc. 



d. Das Yerfahren naeh Beeht. 

Der gemeinsame Name der Parteien ist sdcher öfter heisst auch 
nar der Beklagte so, der auch den Namen beschirmer führt. Die 
Parteien sind verpflichtet in der B^el selbst vor dem Gerichte zu 
«rscheinen, es gienge sie denn êhafte not an und sie konnten das 
kuntlich machen, oder wie es in den lateinischen ürknnden heisst: 
ob impedimenta aut evidentes occasiones de quibus etiam liquere possit. 
Erscheinen Bevollm&chtigte vor Schiedgericht so führen sie einen 
gewaltsbrief des Auftraggebers in dem sie zn seinen anwalten und 
gewalthabern emannt werden. Der Stellvertretung wird namentlich 
auch gedacht wenn ein Betheiligter der Blutrache wegen nicht er- 
scheinen darf ; so heisst es in dem Frieden zwischen Oesterreich und 
•den drei Lftndem vom Jahre 1318: wer ober das^ dz der ansprache 
het also verschvlt were dz er das gerichte um die saéhe nit gesuchen 
getorste, der sol sinen boten darsenden und sol der amtmann des 
gericIUes den boten schirmen — und sol den boten becleiten wieder 
heim. Ebenso im Thorbergischen Frieden: 

1368. 7. Mftrz: 

es ist ouch beredt ob deweder teU umbe dekeinen stoss tag an 
den andern fordert so soll man um dieselben stösse niendert tag 
darumbe leisten oder haben denne zu Luzern in der stat innert den 
nechsten vierzechen tagen so es dewederer teü an den andern ge fordert 
mit botten oder briefen, doch mit sotchen gedingen, wer zu dem tag 
riiet oder kumet, dz der oder die gen Luzern in die stat und wider 
dannen sicJier libes und gutes syn sullent vor den vor Luzern den 
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dryn Waldstetten den van Zug und den ireny ane allein die tödlich 
figentschaft in der obgenannten stat ze Luzern habent 

Haben die Richter den schon besprocbenen Eid geleistet, so 
setzen sic sich in das recht nnd es beginnen nun die eigentlichen 
Yerhandlungen, oft mit der ËrÖrterung der Bevollm&chtigung. In 
der Regel verlangen dann die Anw&lte der Parteien oder diese selbst, 
dass ibnen ein fürsprech oder wie es sonst auch heisst ein Redner 
vergunnt toerde, der sich dann wenn das Geiicht damit einyerstanden 
ist in fürspreclien wise andingt. 

Ëinen Hauptpunkt in der Ëinleitung des Streites bildet die Be- 
sprechong über das einzuschlagende Verfahren insofem es nicht schon 
im Anlassbrief geordnet ist. Die Yerhandlungen des Schiedgerichtes 
zwischen den Ëidgenossen und Zürich dnrch welche der alte Zttrich- 
krieg definitiv erledigt worde geben hierüber sehr guten Aofschlnss. 
Die Parteien streiten in erster Linie darüber, wer vorkUlger sei, 
d. h. wer seine IQage zuerst anzubringen habe; nachdem sie sich 
hierdber verglichen, kommen sie überein die Verhandlongen nicht 
mündlich zu pflegen, sondern iJire geschrifte den Zugesetzten einzu- 
reichen. Die Ëidgenossen, die zuerst klagen, behalten sich vor, ihre 
Ansprüche in verschiedenen Klagen vorzubringen, was ihnen Tom 
Gericht zugelassen wird, obschon Zürich verlangt hatte, dass ihnen 
das einsmals in geschrift übergeben werde. Es werden nun zwei 
Klagen eingereicht, woranf Zürich seine Klage ebenfalis vorbringt, 
damit ein Recht mit dem andem gehe, d. h. dass die Yerhandlungen 
über Klage und Widerklage neben einander laufen und unter dem 
Yorbehalt, dass keine einzelne Klage ohne die andere beurteüt noch 
beschlossen werden solL 

Endlich wird bestimmt, dass von jeder Seite noch eine «Be- 
schliessung» gemacht und also je drei Schriften eingegeben werden» 
dass es darüber aber nicht kommen soU. 

Die Anbringen der Parteien, seien sie schriftlich oder 
mündlich, sind der Reihe nach: die Klage oder der Zuspruch 
und die Antwort, darauf die Rede und die Widerrede oder 
Nachrede (Replik und Duplik) und wie wir gesehen haben mit- 
unter von jeder Seite noch eine Beschliessung. Yergleichen wir 
hiemit die ungef&hr gleichzeitigen Bestimmungen in dem Yertrage 
vom 4. April 1441 zwischen Mailand und Uri. Hat ein Eidgenosse 
eine Ansprache an den Herzog oder einen seiner Unterthanen, so 
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wird zuerst daa Gericht bestellt, aber vor dem Zusanuneiitritt des- 
selben ist die Elage schriftlich an dea Rath von Luzem abzugeben 
nnd zwar in latetniacber Sprache und eo deutlich abgefasst, dass 
alles nOthige daraos eutnommen werden kann. 

Vorschriften Uber den Inhalt der Rechtsaohriften finden 
siuh wenige ; dagegen »:heint aus den zahlreich erhaltenen Akten ber- 
TOrzngehen, doss man sich in den Schriften auf die Darstellung des 
Sach ver haltes beachrSnkte und Hecbtsded uk tienen nicht aufgenommen 
warden; die alteren Schriftstücke leichnen sich durch knappe und 
genane Darstellung aus. In Bezug auf das Eechtsbegehren er- 
glebt es sich aus dem ZUrt herband e], dass dasselbe der Becbtssatu 
(das Klagepetitum) hieas und nicht nothwendig schon in der Klage 
genan festgestellt werden musstej in dem MBÜHndercapitulat ist das 
Gegentheil Torgesehen; ebenso war es wahrscheinlich auch mit der 
Nennung der Beweiamittel verschieden gehalten; die Kuntschaft, 
d. h. die Zeugen mnssten wol in der Segel achon in der Klage oder 
Antwort fürgegcben werden. 

Die hauptattcblicben Beweismittel sind die Urkunden und 
Zeugen. Die Quetlen reden in Bezug auf die ersteren von offenen, 
gerechten, genugsamen Briefen, von Gewahrsamen und Schriften; 
Briefe mit hnngeudem Sigel etc. Das Gericht verkort die Briefe. 
es wird durcb Vorlesen davon Kenntniss genommeii. Verhürl werden 
aucb die Parteien und in verse biedenen, namentlich Cst^^rreichiscben 
Urkunden iat der VerhÖrer derjenige, der den Prozess instruirt. 

Die Kuntschaft oder der Zeugenbeweis wird nicht nur einseitig 
von den Parteien angetreten ; es wird auch von dem Gericht erkmnf 
dass diese oder jene Partei Kuntschaft zu legen habe. 

Die Zahl der Zeugen ist meistens nicht beatimmt. Zwei Ur- 
knnden aus dem 14. Jahrhundert sind besonders zu erwübnen, weil 
sie eine Ausnahme machen und darthun, dass nach dem alten Recbt 
auch im Civilverfabren eine bestimmte Zahl von Zeugen erforderlich 
gewesen sei. Jeder Fall bat Uberdies mit dem andem das gemein, 
daas beiden Tfaeilen die gleiche Kuntachaft d. h. die gleicbe Zabl 
von Zeugen erkennt wird. In dem Streite über die Hochwalder 
zwiscben dem Grafen Kiburg und der Stadt Bern kommen die Par- 
teien am 9. Jnli 1343 dahin Hberein (3. W. 1825. 437): 

es sol ieder teil fünfzéhn oder ztcanzig zeugen stellen, die aller- 
best wissen, mie die hochtcaider von altershar homen und gelegen sint. 
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I>ie scJttdleute sollen die zeugen verhoren; too sie dann dunkt, dass 
die kuntsckaft die hessere sei und was die sechs oder der merteU 
ordnet das sollen beid teü stetiglich halten, 

Eigenthümlicher ist der andere Fall. Mit Urknnde vom 16. 
NoYember 1393 (Mohr cod. dipl. 4. 177) kommen der Bischof vou 
Cur und Ulrich von Matsch dahin ttberein, ihre Streitigkeiten uor 
Leute und Gut durch den Herzog von Oesterreich entscheiden zu 
lassen. Zu dem Zweck soU Heinrich von Bothenburg mit sieben 
namentlich bezeicbneten M9.nnem die Parteien auf einen Tag for- 
dem und jeder Partei Kuntscbafb verhoren. Wess sich der merer 
teil erkennt das soll man dem Herzog scbicken, der die beiden Theile 
auf einen Tag bescheiden wird, wo er nach unser beider briefe sag, 
red und widerred versuchen wird ob er die Sache geminnen mag 
oder zum Recht schreiten muss. Am 16. November 1394 erkennt 
der Herzog zu Recht, dass er die Euntschaft verhört aber nicht 
genugsam befunden habe ; es sol jeglicher teil der von Cur und auch 
der von Matsch jeder sieben unversprochen mann fürbringen und nit 
minder, die die sach nit angat und darüber er nit ze gebieten hat 
und die da alle sweren sollen zu den heilgn ein warheit ze sagen 
und der nit weder durch gab noch durch lieb noch durch leid noch 
durch gunst noch durch furcht noch keinerlei sach willen verswigen. 
Und so man die vierzehn und ieclichen sunder wird verhoren da sol 
man des mannes der da kuntschaft tut und sprichet, namen und von 
wann und wo er gesessen si und auch die kuntschaft um iedes stuck 
eigenlichen verschriben und dann uns die verslossen und versigdt 
senden — und wil die kuntschaft an uns bracht wird, so wéllen wir 
in darnach ze beider sit tag verkünden und dieselben kuntschaft da 
für uns nemen und nach der verhörung ussprechen. 

Wenn eine Partei Zeugen aus den Angehörigen des 
andern Theils stellen will, so soll das nicht bloss erlaubt sein, 
sondern die Gegenpartei soll den Zeugen verhalten Kuntschaft zu 
geben und es soll dieser, um in seinem Zeugnisse frei zu sein, des 
Eides gegen seine Obrigkeit entlassen werden. Das ist wol der Sinn 
der Bestimmung in der Vereinigung zwischen Basel und Bern, Solo- 
thum vom 3. Mürz 1441: 

und sol ouch nieman den andren an siner kuntschaft irren, denn 
ób einer an des andern teils lute sin kuntschaft zUge, der sol von 
im gewisen werden solich kuntschaft zu geben und sol im der eid 
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den er sinem teile getan haty daran nit irrefij denn der zit des genz- 
lichen erlassen sin. 

Bewilligt das Gericht Kuntscbaft, so ist es Sache der Parteien 
die Zengen beizubringen, das Gericht befójsst sich damit nicht, sondern 
bestimmt dem Beweisfllhrer hiezu eine Frist die nach der Entfemung 
yon der Dingst&tte bemessen wird. Erscheinen die Zengen nicht, so 
ist der Beweis verwirkt. 

Allem Anscheine nach blieb die eigentliche Verhandlung ganz 
den Parteien überlassen, ohne dass sich das Gericht von Amtes wegen 
einmischte. Es ergiebt sich das ttbi'igens mehr aus den nrkundlich 
noch Yorhandenen nnd für diese Arbeiten benützten Verhandlungen 
als ans bestimmten Yorschriften. Ein sehr deutliches Beispiel findet 
sich in dem mehrfach erwSlhnten Streit zwischen den Eidgenossen 
nnd Zürich ; die eine Partei verlangti dass ihr das Gericht Erl&uternng 
darüber gebe wie die noch beiznbringende Vollmachtsurkunde gestellt 
werden soll, um im Recht anerkannt zu werdeu. Darauf erkennt das 
Gericht, es bleibe den Eidgenossen überlassen, die Vollmacht za 
stellen nnd dor Gegenpartei sie anznfechten, darauf soll weiter er- 
gehen was Rechtens ist. 

Bleibt eine Partei von dem Rechtstage weg, so sind 
die Folgen in verschiedenen Vertrügen znm Voraus festgesetzt. So 
heisst es in einem Ürtheile vom 9. Februar 1264 (Urkunde bei 
Zeerl. 450): 

qtwd dictus miles dictam causam vel quidquid iuris hdbébai in 
ea amisit peniius et hoc arbitraria potestate cum ad hoc partes se 
óbligaverint poenae nomine pro contumacia pront in littera compro- 
missi non est dubium continere. 

So ist auch in dem Vertrage zwischen Mailand und den sieben 
Orten vom 26. Januar 1467 bestimmt: 

pars quae contumaciter coram ipsis arbitris comparere con- 
tempserit nisi legitime impedita puniatur in ammissione causae prin- 
eipdlis et in expensis legifimis. 

Aehnliche Clauseln finden sich in vielen anderen VertrSgen. 

Ein besonderes Gontumacialverfahren fand auch nach den Ver- 
tr9,gen mit Frankreich und Savoien statt. Hatte n&mlich ein Eidge- 
nosse eine Ansprache an den König oder den Herzog, so musste 
dieselbe der Obrigkeit des Ansprechers vorgelegt werden; findet sie 
diese ganz oder theilweise billig und recht, so wird dem Schuldner 
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davon Anzeige gemacht und die Zahlang nachgesucht ; wird sie ge- 
leistet, so mufis der Glftubiger sicb damit zuf rieden geben ; wird aber 
von dem Eönig oder Herzog die Forderung bestritten, so kann der 
Glë,nbiger den Scholdner vor das zwischen den St&nden und dem 
betreffénden Staate verabredete Schiedgericht fordem. Schickt der 
Scbuldner seine Richter nichti so wird auf diesen Fall nach dem 
Vertrage von 1549 verfügt: 

si Ie dit sieur Eoi d, nostre demande n'envoyerait pas ses deux 
juges OU s'il ne voulaU répondre en droit, que les juges des ligues 
sur la plaifUe des demandeurs devraient et pourraient donner leur 
sentence qui aura force et vigueur tout ainsi que si les quatre juges 
Vavaient sentenciée et ce que ainsi sera adjugé sera promptemeni 
payé et satisfait ez ligues. 

Ganz gleich ist die zwischen Savoien und den sechs Orten durch 
den Vertrag von 1577 verabredete Vorschrift. 

e. Das UrthelL 

Sind die Parteiverhandlungen zu Ende so spricht das Gericht 
das Ürtheil. Yorher können aber die Schiedleute Bedenkzeit verlangen. 
Kommt ibnen die Entscheidung zu schwer vor oder wollen sie über- 
haupt den Rath einsichtiger. unparteiischer und namentlich rechts- 
kundiger Mftnner einholen, so ist ihnen das — wenigsten als Regel — 
gestattet und es wurde von diesem Recht sehr oft Gebrauch gemacht. 
In einem Anlassbrief zwischen Zürich und Luzern vom 80. Juli 1296 
finden wir hieftir das ë.lteste Zeugniss: 

die schidlüte sollen ein ende gében bis zum 10 augustmanot unde 
sollen es (das ürtheil) denne tissagen ze zugo in der stat es si danne 
so vil daz sie hedurfcn sich heratene unz an den dritten tag und 
danne sprechen was sie recht dunket hi ir eide, 

Viele andere Stellen übergehend verweisen wir auf den Basler- 
bund der den Richtern beim Ürtheil verzug gestattet so inen hedanks 
und rathdbens not wird, Ebenso das Burgrecht Zürich, Bern- 
Constanz (1527) — ob den zusatzen oder obmann eins verdachts 
(bedenkens) oder ratpfleg^ns not wurd, der sol in zu gelassen sin. 

Anderseits finden sich Beispiele dafür dass die Schiedleute an- 
gewiesen wurden, ohne vorangegangene Berathung das ürtheil zu 
sprechen lediglich nach ihrem eigenen Verstöndniss. So: 
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1395. Mftrz 17. Vertrag zwischen Born-Freiburg (S. W. 1829. 525) : 

die schidlatte gcloben hi iren geschw&men eidm ein blosses recht, 
als ver mk ieclicher des verstekt und an (ohne) rat findet ze sprechen 
noch rede und widerrede beider teile. 

In den ürtheilcn selbat wird der Einholung des Rathes Ei-- 
w&hnung gethan : 

So Ton der KOnigin Agnes die den Streit zwiscfaeu Uei-zog 
Albrecht und den Ëidgenosseu darch Urtheil 12. Oktober 1351 
«ntscheidet : 

da haüe» wir darüber rat erber teiser lül9n die kant uns geraten 
und dtinhet uns oucli selber dass etc. 

Femer in dem Schiedspruch des Heinrich von Bubenberg 
13. Jnli 1450 : 

so sprich ich uf den eid — daz ick nach menniijvaltigem rat, 
so ich von icisen lütcn geliept and gepflegen han ouch in ntiner eignen 
vernunft nit anders merken und crfinden leann dcnn etc. 

So lange zwischeu Minne nnd Recht unterschieiien warde, 
mnsate selbstverstttndlich nach missglUcktem Vergleich das strenge 
Recht ZOT Anwendung kommen ; es ist auch in verschiedenen F&llen 
Torgesehen, welchee Recht zur Anwendung su kommen babe, was 
damm beaonders wichtig ist, weÜ daraus gefolgert werden darf, dass 
in gewöbnliuhem Verfahren der Streit vor dasjenige Gericht gehürt 
hRtte, dessen Recht für die Schiedlente vorgeBchrioben wird. Die 
Vorschriften der VertrJlge aind flir die Altere Zeit sehr übereinstim- 
mend. Handelt es sich nm eine Sch^digung (iniuria, violcncia, maJe- 
ficium), BO ist das Recht des Ortea anzuwenden, wo dieaelbe atatt- 
get'unden hal, bei Streïtigkeiten Uber Grundstllcke das der gelegenen 
Sache nnd bei solchen Qber Contrakte das dea Abschlussortes. 
ZeuguisB : der aehon früber angeftthrte Vertrag zwischen Savoien und 
Freiburg 132ti. 23. November, ferner der Vertrag vom 13. Marz 1343 
zwischen Frciburg-Biel : 

debebunt eognoscere et sententiare prout sibi videbttvr iuris esse 
secundum propositiones et responsiones Uügantium secvndum guod 
intelïexerinl ttbi casus seu contracius esset factus et qualiter esset foetus. 

1364. Juni 16. Bern, Frei borg-Sa v oie n : 

si super possesshnibus et rebus imtnobiJibus et huius modi ^mi- 
libua esset guestio tune diffiniant et ittsticiam determtnenl secundum 
consuetudinem loei ubi'tales res et possessiones essent sitae et locatae. 
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Nur in den Ffillen wo cin Scbiedgericht ala Appellationsgericht 
nrtheilt wird es ange wiesen ex aequitaie seine Entscheidang zu treffen, 
so in dem Bnrgrecht zwiscfaen Bern, Freiburg nnd Lansanne vom 
7. Dezember 1528; ebenso in dem Capitulat mit Mailand vom 15. 
Dezember 1705, wo die Bichter angewiesen werden iC(is si recht und 
hülig dunkt mit urteil und recht useesjprechen. In dieser Zeit, wo 
der Gegensatz zwischen dem Verfahren nach Minne nnd Recht l&ngst 
abgescbwftcht war ist eine solche Bestimmnng nicht anff&llig; im 
alten Recht kommt sie nicht vor. 

Wie das Schied'l'erfahren in dem Verkehre mit Mailand über- 
hanpt zur höchsten Ausbildung gelangte, so finden wir anch in 
diesem Punkt einen beachtenswerthen Artikel in dem Yertrage 
zwischen Luzem, Uri und Nid walden mit dem Hei-zog vom 21. Juli 
1426. Hier wird n&mlich in Bezug auf das anzu wendende Recht ein 
ünterschied gemacht je nachdem es sich nm einen Streit zwischen 
Privaten oder um einen solchen handelt bei dem einer der Staaten 
betheiligt ist. Im ersteren Falie soll bei Forderungen, K&ufen und 
Verk&ufen das gewöhnliche Landesrecht in Anwendung kommen, 
fQr den zweiten Fall, wo die Staaten gegen einander oder einer 
gegen einen Privaten im Streit ist, sagt der Yertrag: 

quatenus debita et credita hincinde inter ipsas partes et quam- 
lïbet earum et cuiusïïbet earum hamines et singulares personae — 
exigi possint quod iudices et iusiiciarii ambarum partium débeant 
amministrare iusticiam super premissis dèbitis, credüis et actionibus 
summarie et de plano sine strepitu ei figura iudicii non consue- 
tudlne loei sed sola veritate inspecta. 

Dieser sehr ent^chiedene Gegensatz ist wol damit zu erklllren, 
dass die Parteien os mit ihrer staatlichen Hohheit nicht vereinbar 
erachteten sich unter das Gesetz des einen oder andern Staates zu 
stellen und daher auf einen Ausweg geriethen der wol mehr in 
der Form als der Sache nach zum Ziele ftlhrte. Wie die Schiedleute 
und der Obmann von ihren Eiden gegen die Obrigkeit entbunden 
wurden um wfthrend der Dauer der Verhandlungen keinem der beiden 
Theile verpflichtet zu sein, so soUte das internationale Element dun-h 
obige Bestimmung im Recht und durch die Verlegung des Gerichts- 
ortes auf die Grenze auch territorial zur Geltung kommen. 

Sprechen sich die Schiedleute sei es einstimmig oder mit Mehr- 
heit swez die vier geheUen old drie under inen (1291), für eine 
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Meinung aas, so ist damit das Urtheil geföUt. Eigenthümlich ist die 
Vorschrift, dass wenn bei der Umfrage unter vier Schiedleuten drei 
übereinstimmen, der yierte darüber nicht mehr gehort werden soll 
(Bem-Biel 1352. Tronillat 4, 7); es hat das den nicht zu unter-* 
sch&tzenden Vortheil, dass in diesem Fall, weil die Meinnng dea 
vierten unbekannt bleibt, von einer Minderheit-smeinung nicht ge* 
sprochen werden kann, wodurch die AntoritUt des ürtheils gewahrt 
wird. 

Nicht selten wird in den Eid der Schiedleute aufgenommen,. 
ihre Urtheile nicht mit Mathwillen in Stössen an den Obmann zu 
bringen, so in dem Vertrag Freiburg-Bern (1338) d. h. nach Krftften 
darum bemüht zu sein selbst dorch Mehrheit ein Urtheil zu finden 
und den Beizug eines Obmannes dadurch überflüssig zu machen. 

Kommen sie aber nicht überein, so wird dies in den Quellen mit 
folgenden Ausdrücken bezeichnet: wa jstvene gen zwene gestiess sin 
(1338) ; were dz die schidlute gélich gen einandren zerhuUen und missJiell 
wurden (IBbl); wenn die gemeinen stössig wurden (1395); were daz 
die zugesatzten in iren urteilen strittig wurden, also dz under inen 
weder ein mers noch ein einhels in irem rechtspruch funden umrde 
(1501); so ver ober die richter nit zusammenzilchend (1570); zerfdUen 
die vier in irem urteil {\hll)\ wenn solche richter zerfiélent und sich 
glich teutend (1 705) ; si arbitri forent discordes ita ut maior pars ex 
cis non appareret (1503); si in sententia discordes ita quod duo unius 
et alii duo alteritts sententiae fuerint (1525); ne sepouvant les diets 
arbitres accordtr de leurs sentences ains les voix se dimant egale- 
ment (1617). 

In diesem Moment tritt 



f. der Obmanu 

zur Entscheidung ein und es ist dies der Grund warum wir von ihm^ 
obschon er die Hauptperson des Schiedgerichtes ist, erst an dieser 
Stelle reden, gleichwie er übrigens in sehr vielen FnUen auch erst 
in diesem Momente des Bechtsverfahrens ernannt wird. Soweit von 
dem Obmanne dasselbe gilt was wir schon bei den Schiedleuten 
erörtert haben, unterlassen wir jede Wiederholung. 
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Der Obmann fübrt neben seinem regelm&ssigem Namen noch 
den eines gemeinen Mannes, selten den eines Oberschied- 
mannes oder Obermannes; lateinisch kommt vor: persona media, 
mr communis, superarbiter und einmal sequester ; französisch : surarbitre. 

Die besondere Wichiigkeit die der Obmann im ScbiedYerfahren 
bat macbt es erklSrlicb, dass im Laafe der Zeib die verscbiedensten 
Wablarten auftreten. 

Bevor davon gesprocben wird mag aber nocb bemerkt werden, 
dass eine grosse Zabl von Vertr^en des 13. und 14. Jabrbunderts 
die Emennong des Obmanns gar nicbt erw&bnt. Obne Zweifel b&ngt 
dies mit dem Umstande zusammen, dass in der ültesten Zeit nicbt 
nar einzelne Ratbsglieder sondern die BUtbe selbst das Gericbt bildeten 
and der Fall eines Zwiespaltes nicbt in der Weise von vomberein 
in Aassicbt genommen wurde wie das spater gescbab. Damit zu- 
sammenb&ngend ist der Umstand, dass in dieser Periode sebr oft 
mebrere Obmönner in den Vertragen bezcicbnet werden. So wird 
in dem Bündnisse Bem-Biel (1297) gesagt: wenn die Scbiedleut« 
einig werden, tune scultetiM noster (von Bern) el villicus (von Biel) 
pro tempore qui fuerint esse debent persona media et communis. 
Dasselbe ist in dem Bündnisse der StS,dte Bern und Solotburn (1308) 
YOrgeseben. Auf diese Weise war von vomeberein das vollstandige 
Oleicbgewicbt zwiscben den Parteien zwar bergestellt aber aucb die 
Wabrscbeinlicbkeit, dass eine Entscbeidung möglicb sein werde, 
verringert. In der Ricbtung zwiscben Herzog Albrecbt und der 
Stadt Bern vom 9. August 1340 (S. W. 1826. 391) finden wir 
ebenfalls zwei Obm&nner aber mit der Anweisung an diese, im Notb- 
fall selbst nocb einen dritten zu ernennen ; ein Vertrag zwiscben dem 
Bisebof von Cbur und Oesterreicb (Mobr cod. dipl. 4. 202) von 1395 
ernennt aucb zwei Obm&nner das ist also zu merken^ dass die zwen 
tnann ein obmann heissen und sin sollend; werden sie unter sicb 
streitig, so wird ibnen ein Dritter angewiesen zu dem sollen sie 
reiten wa sie dann wissend ee finden dabi soU es dann ouch bliben. 
Ein anderer Vertrag von 1397 (Mobr cod. dipl. 4. 226) bezeicbnet 
£Ogar namentlicb secbs, all sechs als einen gemeinen mann, küme 
auch einer nii zu tagen, so soll es dennoch uf den andem fünfen 
bliben, ob aber der fünfen einer dazu nit küm solt es bliben uf den 
vieren; es sollen auch die sechs, fünf und vier ein mann heissen 
und sin, In einem andern Fall finden wir ebenfalls mebrere Ob- 
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mËDner aber in einer andern Rücksicht ernannt. Die Vereinigung der 
Georgenritterschaft von 1408 (Zellw. 203) sieht drei Obmftnner vor, 
wenn die Klage gegen einen Ffirsten oder grossen Herm geht, betrifft 
sie aber eines Fürsten Diener, so besteht das Gericht aus einem Ob-^ 
mann und je einem Zugesetzten; tour aber dass wir oder ein geséll 
unier uns stöss und zuspruch gewunnen, zu einem armen herrPr 
ritter oder knecht, darum sollen wir uns eines rechten lassen begnügen 
uf einen gemein mann und uf einen zusatz. 

Mit dem Anfange des 15. Jasrhnnderts yerschwinden diese aus 
mebreren Personen bestebenden Obmannscbaften und macben andern 
Combinationen Platz. Wie die aus einer Mebrzahl von Personen 
bestebende Obmannscbafb aufzufassen sei kann wol kein Bedenken 
macben; den mebreren Personen kam genau dieselbe Stellung zu 
wie dem einzelnen Obmann, d. b. sie konnten nur bandeln wenn sie 
in allen Dingen einstimmig waren und man darf nicbt etwa daran 
denken, dass es bei stössigen Urtbeilen den Einzelnen erlaubt gewesen 
sei dem einen oder andern ürtbeil zuzufallen, so dass sicb nun em& 
aus Scbiedleuten und Obm&nnern bestebende Mehrbeit bfttte bilden 
können. Die zwei, drei oder mehr Obmö,nner waren, wie die Quellen 
sagen recbtlicb ein gemeiner Mann. 

H^ufig kommt es vor, dass der Obmann von dem beklagten 
Tbeile aus dem Batbe des andern Tbeils gewftblt wird, so in dem 
Bernerbund (1353) und dem Baslerbund, seltener ist die Wabl durcb 
den Klager aus dem Ratbe des Beklagten ; es kommt aucb vor, dass- 
der Klftger aus den Scbiedleuten des andern Tbeils wftblt (Kiburg- 
Bern 1343) oder dass die Wabl von den Scbiedleuten selbst ausgebt. 
Weitere Variationen aufzuzahlen bietet kein Interesse; es soU nur 
nocb bemerkt werden, dass gegen das Ende des 16. Jabrhunderts 
das System aufkommt durcb das Loos entscheiden zu lassen. Bald 
bezeicbnen die Scbiedleute eine Anzabl von Personen, aus denen 
ausgeloost wird (Savoien-secbs Orte 1577, Bischof von Basel-sieben Orte 
Mailand-katholiscbe Orte 1587) oder die Parteien macben die Vor- 
scblfige selbst (Baden-Züricb, Bern 1612, Venedig-Zürich 1706,. 
Savoien-Bem 1617, Mailand-sieben Orte 1705, Venedig-Züricb 1706). 
Zu bemerken ist nocb, dass die namentlicbe Bezeichnung der Ob- 
mSnner sicb mehr in den altem Vertragen des 14. Jahrbunderts 
findet. In dem Vertrage zwischen dem Herzog Albrecht von Baiem 
und den acht Orten (23. August 1491) werden Bürgermeister und 
Bath der Stadt Botweil als Obmann ernannt. 
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In manchen Urkunden wird bei der Bestellang des Obmaniis 
^er Vorbehalt gemacht, dass der betreffende es vor datum diesfs 
briefs nil verschtcoren Jiab (Bem-Freibavg 1408); Khnlich in den 
«wigen Vereinignngen zvrischen Bem-Lozem (1421) und Bem-ZDrich 
{1423). Der Bimd zwischen Bern-Freibnrg (1341. Juni 6) giebt in 
«einer Ëedaction eine ErklUrung, eie beisst: — es sol elnen obmanii 
nemen der oueh vor date dieses briefs nit vergchworen hal sich keiner 
obmannschafl aneenemende. Ea handelt sich also hier nm ein 
ibrmliches Gelfibde das iBstige Amt eines Obmanns nicht anzonehmen 
und es soll dieses Gelobde berUckdchtigt werden, wena es vor dem 
Vertrage abgelegt worden ist. Handelt es sich nm eiuen Angeh5- 
rigen der contrahirenden Staaten, 60 darf er nach dem Abschloss 
-des Vertrages keïn GetUbde ablegen das mit der Abdcht des Ver- 
trages nicht vereinbar ist; thut er es doch, so wird das Gelubde 
als nngUltig erkl&rt. Ës war wie leicht begreiflich fUr jede Partei 
von der allergrOssten Wichtïgkeit einen AngehCrigen im Schiedver* 
fahren mm Obraann zn haben. Die alte Stadt-Satzung der Stadt 
Bern (Art. 71) macht ea daher den Bürgern allgemein zur Pflicht 
die Stelle eines Obmanns elnznnebmen, wenn es sich nm den Streit 
zwiachen einem Btlrger and einem Fremden handelt. Die Satzong 
lantet vie folgt; 

weliclter usser mit einem indren utzit xe tuende haf, büttet der 
asser emen innren tum obmann, der sol sich auch des anmmen, ko 
■der innere tn ouch genanzet (genamset). Wölte «*«- der gemein 
mann darvm nit gcmein mann werden, er sol einen manot varen 
von unser stalt und dn pfand gében ze einung tmd darzu nit har- 
leieder in komen ê er sich der sache annemet, es teere denn daz der 
-SO gemein mann wird vormals semtich obmanscltafl vcrsworen hetii 
an sich ze nement. 

Wie die Schiedlente so werden auch die Obm&nner von ihren 
Obrigkeiten gewiesen, sich der Sache anzonehmen and wie jene 
werden sie fttr dia Daaer des Rechtestreites ihres Eides entlassen. 
In vielen Vertragen machen sich die Parteien verbindlicb, wenn 
es eine dritte Obrigkait betrifft diese za ersachen, dass sie ihrem 
AngehSrigen die Uebernahme des Obmannamtes erlaabe and ibn 
•dazu anhalte. Bei Zellweger 15£> ist die ürkande abgedrackt in 
welcher Burgermeister und Bath zu Züricfa am 3. Ueü 1403 dan 
Bttrgermeister Heinrich Heisa weisen als Obmann in dem Str^te 
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7.wischen Appenzell und dem Abt von St. Gallen zu handeln. Sie 
^ebt über die Sacho so genaue Aaskanft und stellt namentlich die 
Bedeutong der « Weisung » so gut in*s Licht, dass ihr Abdruck 
wol gerecbtfertigt ist: 

Burgermeister und Bath von Zürich thun kund: 

daz Heinrlch der Meis itnser hurgermeister in der sach zwischen 
Appenzell und dem apt von St. Gallen zu ein gemein mann ge- 
nommen und erkosen ist und hahen aiich mr ikn des gewiset dass 
<er ein óbmann darum sin muss und dass er auch darum tag heiden 
ieilen darumb gében und bescheiden soll und sider wir ihn also zu 
der sach getwungen und gewiset Juzben so meinent und wéllent wir 
und Juiben uns des einhdlgklich uf unsern eid erkennt ob jemand 
'wer der wer in unscr statt ald davor es sien unser burger unser 
•cidgnossen ald ander hit den egenannten unsern burgermeister von 
der sach ald spriichen wegen so er tund, wilrd hossen oder in deJiein 
wis bekiïmberte mit worten ald mit werken, daz wir ihn darvor ge- 
irulich schirmen und béhiUen sollen gen all dien so das latend. 

Auch der Obmann schwört wie die Schiedleute bei der üeber- 
nahme seines Amtes den Parteien einen Eid. In dem Bunde zwi- 
^hen Bern und Freiburg (1341) lautet er beispielsweise so: 

er sol sweren mit uferhdbner hand daz er umbe die sach^ so er 
jse gemeinem mann genommen ist ein recht spreche inrunt vierzechen 
nüchten den nechstcn darnach so die rüte gesticssen, wa er es nif 
richten möchte mit der minne mit beider teile tvissent^ als in recht 
dunket bi dem eide nach dem recht da der frevel oder die gedinge 
(fescheJien weren oder die güfer legin darumbe die anspraclie denne 
beschehen were und soll der gemein mann das nit lassen dur deheiner 
schlacht ding noch deheiner statt ordnung noch satzung. 

Nimmt der Obmann von Anfang an Theil an den Yerhand- 
luugen des Gerichtes, so leitet er das Verfahren; wird er aber erst 
emannt oder beigezogen, wenn die Urtheile stössig werden, so haben 
ihm die. Schiedleute die beiden Urtheile in Schrift und versiegelt 
zuzustellen. 

Wie den Schiedleuten so wird auch dem Obmann in einzelnen 
Vertragen das Recht und die Zeit einger&umt, sich zu bedenken 
und zu berathen. Schreitet er zur Entscheidung, so sehen die Quellen 
zwei F&ile vor, entweder stimmt der Obmann dem einen der beiden 
Urtheile bei, er füllt demselben zu, er gehillt dem urteil oder er er- 
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l^sst ein cigenes. In der Regel geschiebt das Erstere und es ist das 
so sehr der gewöhnliche Fall, dass in den Vertragen nar selten Ans- 
nahmen vorkommen. Der Bund Bern-Freiburg (1295) sagt von dem 
Obmann: swedreni teüe er gehel das sol stete 5m, spreche er ouch 
ein andres das in hesser duochte das sol stete sin; der sch(m citirte 
Anlassbrief von 1 296 : — misshélleni aher die schidlüte so sullent si 
beidenthalb ir urteïle gescriben geben dem obmann bi ir eide, wnde 
dnnket den deweder urteile recht der sol er volgen, ist das nicht, 
swaz in darumbe recht dunket bi sinem eide, das sol er ussagen in- 
runt einem manote ze Zuge, Obne diese Beispiele zu mebren er- 
wilbnen wir nocb eines eigentbümlicben Falies. Die Yereinigung 
zwiscben Bern and Luzern von 1421 sagt: 

wcre denn dz die schidlüte ir urteil in sfössen an den obmann 
bringen tuurden, denn so mocht der obmann sich bedenken und sin 
urteil noch dem und im geraten wurd, inrent einem manod — 
für die vier schidleute bringen. Beduchte denn dieselben schidlüte 
oder zwen under inen des óbmanns urteü gerechter sin denn die ire, 
der mochten si denn eigenliche volgen, Wollten aber die schidlüte ze 
beiden siten bi iren urteilen belieben und des óbmanns urteüe nit 
nachhengen, denn sollte der obmann von siner urteil lassen und eint- 
wedre urteil under den schidlüten , wedre in denn die gerechter be- 
duchte volgen und für die gerechter usgeben und sol ouch das weder 
obmann noch schidlüten an iren eren tind eiden nU schaden noch 
vergriffenlich sin. 

Es erinnert diese ganz ausnabmsweise Bestimmang an die Stelle 
des Luzernerbondes (1832): 

were ouch dz di drü lander under einander stoss gewunnen und 
denne zwei lender einhelli werdent, zuo dien sultent ouch wir die 
burger von Lucern uns fügen und sollen das dritte land helfen wisen, 
dass es mit dien zweien einJidli werde, es were denn dz wir die 
burger von Jjucern etwz darunder fundin dz die zwei lender besser 
und weger duechte. 

Die Aehnlichkeit der Verh&ltnisse ist nicbt za verkennen und 
unterstützt die schon ausgesprochene Meinang, dass der Lazerner- 
band bereits von einem geordneten Recbtsverfahren rede. 

Es ist oben nacbgewiesen worden, dass den Scbiedleaten mit- 
unter verboten worden sei, sicb Rathes za er holen. Das nftmlicbe 
kam auch gegenüber den ObmUnnern vor. Die Vereinigang zwischen 
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73asel und Bern-Solothurn (1441) weist den Obmann an, dassersin 
urteil gehen und sprechen sol bi sinem besten verstan als in den/n 
sin eid und ehr getcisen hat, 

Gegen den Obmann, der seinen Yerpflicbtungen nicbt nach- 
kommt, in der vorgescbriebenen Zeit das Urtbeil nicht f^llt und 
den Parteien zustellt, finden dieselben Zwangsmittel statt, wie gegen 
die Schiedleute, namentlicb Einlager in einer zum Voraus bezeicb- 
neten Stadt. 

Der Sprucb des Obmanns besteht nun ancb in der Form darin, 
dass er erkl&rt, dem einen Urtbeil der Scbiedleute beizutreten. Er 
erlltest kein eigenes (Jrtbeil mit Barstellung des Sacbyerbaltes und 
recbtlicber Begründung wie die Ricbter, er nimmt die ürtheile der 
letzteren in seinen Sprucb auf und macht das eine derselben durch 
seine Zustimmung stet, d. h. rechtsverbindlicb*) (ratum et gratum). 
So lautet der Schluss des schon angefübrten Sprucbes der Königin 
Agnes (1350): 

und davon so Jiaben mr die vorgenannt kiïnigin als ein obmann 
diser sache usgesprochen, gehullen und gevolgen offenlich, gehellen und 
volgen ouch genzlich mit diesen brief den urteilen die graf Imer von 
Strasberg und bruoder Peter von Stofféln gesprochen und erteilt hant 
in aller der masse und mit allen den worten und stücken als der 
brief gesehrieben ist und beunset, den dieselben von Strasberg und 
von Stofféln Über ir urteilde erkanntnusse und u/sspraclie dieser vor- 
geschriebenen sachen gegeben und an uns bracht hant, besigelt mit ir 
Jiangenden ingesiegélen **). 

Dieses Beispiel stellt das wesentlicbe so scharf dar, dass weitere 
nicbt nöthig sind. 

Von dem Obmanne muaste der Brief besiegelt und jeder Partei 
zugestellt werden. 



*) was das mêr under inen icird das sol stet sin (Kibar<T-Bern 1348). 

**) Die Aasdrücke gehellen, misshellen etc. kommen in den sp&tem Ur- 
kunden nur noch selten vor and aas dem Umstande, dass der Sprucb der 
Königin Agnes eine Deutung iind Erklftrung derselben enth&lt, könnte man 
fast scbliessen, dass sie schon damals in Abgang gekommen seien. Es heisst 
n&mlich in dem Sprucb : were dz die schidlüte gelich gegen einander in de- 
heiner stucken zerhuUen und misshell narden, das wir denne als ein ob- 
mann dieser sache gehellen und mitjehen sollen den und des teiles schidluten, 
dero spruch und urteilde uns gerechter dunket und toederme teile wir aiso 
gehellen das ist xoelher schidluten urteilde uns denn gerechter dfmket,daz 
dero urteilde und spruch also stet blihen soll. 

9 
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g. YoUziehung des Urtheils. 

Aas dem 13. Jahrhundert finden sich Beispiele, dass die Par- 
teien Oonventionalbnssen für den Fall verabreden, dass der teü so 
mit recht damiederlit, dem Urtheil nicht Statt geben sollte; sweder 
teil ck^ nit hat stele noch vóllfuerte darnach innert viereehn togen 
der isi gevallen und schuldig 40 march silbers deme teüe, der den 
scheit stete hat, ze toerene in der statt da der teü gesezaen ist, da- 
ruber hant si gisd geben etc. (Vertrag zwischen Basel and Lozem, 
18. November 1291. Eopp Urk. 2. 79.) Fast wörtlich stimmt damit 
der Vertrag zwischen Ztirich and Lozem Yom 30. Joli 1296 über- 
ein. In einem noch früheren Rechtsstreite zwischen dem Bischof von 
Laasanne und dem Ordenshaus KQniz (31. Mai 1243, Zeerl. 257) 
wird von den Parteien verabredet: se sub pena ducentarum mar- 
charum decisionem arbitrorum observare, In dem schon erw&hnten 
Streite zwischen Dissentis und dem Blegnothal (1333) betr&gt die 
C!onventionalbasse 1500 Pfund von denen zwei Theile der geschli- 
digten Partei und der dritte den Schiedleuten zukommen. 

Schon in derselben Zeit tritt der Grundsatz in den Vertrftgen 
hervor, es seien die contrahirenden Staaten verpflichtet daf&r zu 
sorgen, dass die Urtheile der vertragsgemftss constituirien Schied- 
gerichto von jedem Tbeil vollzogen werden, gleichviel ob dieselben 
unter den Contrahenten oder unter dritten ausgefïlllt werden. 

So sagt das Burgrecht zwischen Graf Budolf von Neuenburg 
and Freiburg vom 1. September L296 (Zeerl. 871): 

qui rebellis extiterit aut resilierU a iudicio et ordinatione ar- 
bUrorum aut maioris partis ipsorum ipsam ordinationem servanti 
promiUufU contra rébdlem adiuvare. 

Die Vorschrift des DreilRnderbundes von 1291 stimmt hiemit 
in Wort und Sache überein. 

Die Vereinigung zwischen Bern und Luzern (1421) lautet: 

und wz ouch dann von dem obmann und den schidliUen oder 
von dem merteil unter inen gesprochen und erkent wird, es si zu 
dem rechten oder in der minn das sóllent ouch denn diesélben sechere 
ze beden siten stet und f est halten, on bckrenken. Es sol ouch iet- 
weder statt sich selber und die iren wisen und dazn halten dz solich 
sprüch gestandertj in kraft blihen und denen genug tan werde. 
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Ebenso in der Yereinigung Bern-Zürich (1423): 
und weder teü in solichen sachen mü recht darnider lity der sol 
den andern teil sinen ividersachen genzlich entschedigen und sinen 
costen abtragen an widersprechen. Otich sol die statt dem er etigehört 
der da verloren hot in wisen dem tispmch genug ze tun, durch des 
teillen dass semlich sachen nicht von nutvem herechtiget mussen werden. 
Es wftre überflüssig dieee Zeugnisse yermehren zu wollen. Bis 
in die nene Zeit bleiben sich die Vorscliriften über die YolLdehang 
der ürtheile stets gleich and lassen an Bestimmtheit nichts zu 
wünschen übrig. Anders yerhftlt es sich freilich mit der thatsftch- 
lichen Erfüllang derselben ; bekannÜich sind die Abschiede voll Klagen 
über Missachtnng der VertrUge überhaupt und besonders auch über 
Sttunmiss in Voüziehung schiedgerichtlicher Entscheidungen. Es ist 
das die Achillesferse der internationalen Gerichte, der Punkt, wo der 
ünterschied zwischen Macht und Recht klar zu Tage tritt. 
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